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Unter dem Codenamen "Maidonner" 
wurde in Dlennghausen bei Gummers­
bach eine der größten Katastrophen­
schutzübungen der tetzten Jahre durch­
geführt. Man nahm an, daß durch meh­
rere Gasexplosionen die KreIsberufs­
schule teilweise zerstort worden war. 
Uber 200 Schuler und Lehrer, die sich 
In dem Gebaude befanden , waren durch 
einsturzende Mauern verschuttet, dabei 
schwer verletzt oder getötet worden. 
Betonplatten hatten auf der Zufahrts­
straße mehrere Fahrzeuge mll Insassen 
zertrümmert. 

Bereits sechs Minuten nach Auslösung 
des Katastrophenalarms traf der Gum­
mersbacher Notarztwagen an der Un­
glucksstelle ein. Kurz darauf trafen Poli­
zei und die ersten Feuerwehrwagen 
und zwei weitere Notarztwagen ein. Uber 
Funk waren inzwischen alle umliegenden 
Krankenhauser alarmiert und deren Ret­
tungSdienste angefordert worden. Mitar­
beiter des Gaswerkes sperrten die 
Hauptleitung. Die Feuerwehren began­
nen sofort mit der Brandkörperbekämp­
fung, die Besatzungen der Notarztwagen 
versorgten die Schwerverletzten . 

Standig trafen weitere Helfer an der 
Unglückssteile ein . 156 Helfer des DRK, 
63 vom THW, 52 Feuerwehrleute, 30 
vom MHD, 39 Schutzpolizisten, 19 Krimi­
nalbeamte und 20 von diversen Ret­
tungsdiensten. Nahe dem Einsatzort 
formierte Sich die technische EInsatzleI­
tung unter Führung von Oberkreisdirektor 
Or. Fuchs und Kreisbrandmeister Gun­
ther Koch. Eine Stunde nach der Alar­
mierung kamen zwei Hubschrauber des 
Bundesgrenzschutzes. um die Verletzten 
in die Krankenhäuser zu überfuhren. 
An allen Stellen wurde der Ernstfall biS 
ins Detail geprobt: Sieben SChminktrupps 
des DRK sorgten für ein wirklichkeitsge­
treues Bild der Verletzten, fur das THW 
waren eigens Betonmauern errichtet 
worden, die es zu durchbrechen galt, 
um die Verletzten zu bergen 

Freilich ging die übung, die von allen 
als erforderlich bezeichnet wurde. nicht 
ganz reibungslos uber die Buhne. So 
wurden beispielsweise die Verletzten 
der Reihe nach und nicht nach der 
Schwere Ihrer Verletzungen geborgen, 
auch gab es Schwierigkeiten beim Par­
ken der Einsatzfahrzeuge - einige Wa­
gen wurden derart zugeparkt. daß sie 
weder vor noch zuruck konnten , schlleß-

I
liCh identifizierte die Kriminalpolizei statt 
acht " Toten" Insgesamt 15. Auch war 
ZWischen Gummersbach und Oieringhau­
sen nur eine Telefonstandleitung ge-
schaltet worden , was zu einer hoffnungs­
losen überlastung des Funkverkehrs 
fuhrte. Auch die Koordinierung der ver­
schiedenen Hilfsorganisationen ließ 
Wunsche offen. Aber solche Probleme 

Die Berufsschule 
in Dieringhausen 
wurde in dicke 
Qualmwolken 
gehüllt, um die 
Gasexplosionen 
in der Schule 
zu verdeutlichen. 

Helfer des THW 
hatten die Aufga­
be, verletzte Schü­
ler und lehrer, 
die von einstür­
zenden Mauern 
verschüttet wur­
den, zu bergen. 

Zu der Übung 
wurden auch 
Hubschrauber 
des Bundesgrenz­
schutzes angefor­
dert, die die Ver­
letzten in die 
Krankenhäuser 
transportieren 
sollten. 

bleiben bei der Größenordnung dieser 
übung nicht aus und nicht zuletzt sollen 
Einsatze dieser Art ja die Schwachstellen 
in Alarmplänen und Abläufen auch 
zeigen . 
So beurteilte denn auch der OKD die 
Ubung als die bestgelungene auf 
Kreisebene und dankte den knapp 600 
Personen fur ihre Beteiligung. 
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Schweres Unglück 
auf Bahnübergang 

Beim Zusammenstoß eines Tanklastzu­
gas mit einem Personenzug auf einem 
unbeschrankten Bahnübergang in der 
Nähe von Winkelhaid bei Nümberg 
ist der Fahrer des Tankwagens in sei­
nem Führerhaus verbrannt. Die beiden 
Lokomotivführer wurden schwer verletzt. 
Die Höhe des Schadens konnte noch 
nicht ermittelt werden. Unser Bild zeigt 
den völlig ausgebrannten Tankwagen 
und den schwer beschädigten Perso­
nenzug. 

Vereinte Nationen gaben 
Briefmarken für die UNDRO 
heraus 

Der UNDRO - United Nations Disaster 
Relief Organisation - sind vier Briefmar­
ken gewidmet, die die Postverwaltung 
der Vereinten Nationen herausgegeben 
hat. Die UNDRO ist die Hilfsorganisation 
der UNO für die internationale Katasto­
phenhilfe. Wie üblich erscheinen die 
Marken in zwei verschiedenen Währun­
gen. nämlich in amerikanischen Cents 
und Schweizer Franken. Es wurden 
grafisch zwei unterschiedliche symboli­
sche Darstellungen gewählt mit der 
englischen Inschrift " UNDRO gegen 

Katastrophen" und französischer Be­
schriftung" UNDRO im Fall der Kata­
strophe" (vgl. Abbildung). 

Bayern: nur 22 Betten 
für Strahlenopfer 

Weil die bayerische Staatsregierung 
eine Anfrage des SPD-Landtagsabge­
ordneten Dr. Andreas Schlittmeier zum 
Thema " Hilfe bei Strahlenschäden" 
in dem üblichen Zeitraum nicht beant­
wortet hat, stellte der Abgeordnete mit 
sieben weiteren Fraktionskollegen einen 
Antrag an die Regierung, der laut Aus­
sage des Landtagspräsidenten der de­
taillierteste und umfangreichste bezüg­
lich Strahlenschäden ist, der bis jetzt 
eingereicht worden ist. Darin heißt es: 
" Der Landtag wolle beschließen: Die 
bayerische Staatsregierung wird er­
sucht, 

1. die Liste der , Ermächtigten Ärzte' 
laufend zu ergänzen , vierteljährlich 
neu zu erstellen, darin jeden Arzt anzu­
merken, ob er sich uneingeschränkt 
zu Hilfeleistungen bei Strahlenschäden 
- auch durch Kernkraftwerke - aus­
drücklich bereit erklärt hat, und diese 
Listen unaufgefordert mindestens an 
alle bayerischen Gesundheitsämter, 
Krankenhäuser und Kliniken , ärztlichen 
Kreisvereine und sonstigen ärztlichen 
StandesorganisaHonen und Katastro­
phenschutzorganisationen und -leiter 
zu übersenden; 

2, für das Gebiet jeder Reaktoreinheit 
jährlich wenigstens eine Katastrophen­
SChutzübung durchführen zu lassen; 

3. die notwendigen Mittel bereitzustellen, 
um die Strahlenabteilung am Schwabin­
ger Krankenhaus (Internationales Zen­
trum zur Hilfe bei Strahlenschäden) 
von bisher zwölf auf 25 Betten auszu­
bauen und die personelle Besetzung 
mit wenigstens einem zur Hilfe bei 
Strahlenschäden ausgebildeten Arzt 
rund um die Uhr - gegebenenfalls durch 
Rufbereitschaft - staatlicherseits sicher­
zustellen; 

4. für die Durchführung von Kurz- oder 
Wochenendlehrgängen zur Schulung 
von Ärzten in der Umgebung von Reak­
toreinheiten (Kernkraftwerken) zur Hilfe 
bei Strahlenschäden zu sorgen; 

5. ein Merkblatt " Erste Hilfe bei emöhter 
Einwirkung ionisierender Strahlen" zu 
erstellen und an die Bevölkerung in 
der Umgebung von möglicherweise 
strahlengefährlichen Einrichtungen zu 
verteilen und über Zeitungsinserate 
zusätzlich publik zu machen; 

6. bis zum 30. Oktober 1979 dem Land­
tag einen Bericht zu erstatten, ob und 
in welchen Abständen, regelmäßig oder 
nur sporadisch Studenten, Lehrpersonal, 
Ärzte, ärztliches Hilfspersonal , strahlen­
gefährdete und besonders strahlenge­
fährdete Personen der Kategorien A 
und B (Strahlenschutzverordnung § 67 
u. a.) von ermächtigten Ärzten unter­
sucht werden und welche Strahlenschä­
den bisher bekannt wurden." 

Das Fazit der Antwort nach monatelan­
gen Recherchen auf seine erste Anfrage 
schilderte der SPD-Abgeordnete der 
" Süddeutschen Zeitung" so: " Die Ant­
wort ist ehrlich und entspricht dem un­
zureichenden Stand der Hilfsmöglichkei­
ten bei schweren Strahlenschäden, 
besonders bei einem Störfall in einem 
Kernkraftwerk." Es sei erschütternd, 
wenn die Staatsregierung 13 Jahre 
nach Inbetriebnahme des ersten kom­
merziell genutzten Kernkraftwerkes 
in der Bundesrepublik, Gundremmingen, 
jetzt offiziell zugeben müsse, daß " der 
gewünschte, umfassende strahlenmedi­
zinische Dienst noch nicht (voll) durch­
führbar" sei, weil die Ausstattung mit 
speziellen medizinischen Meßgeräten 
zu wünschen übrig lasse und auch 
Fachpersonal nicht in genügender Zahl 
zur Verfügung stehe. Aus diesem Grund 
könne z. B. das Schwabinger Kranken­
haus in der entsprechenden Abteilung 
noch immer nicht rund um die Uhr be­
setzt werden. Bei Reaktorunfällen nach 
Oienstschluß wäre demzufolge nur eine 
begrenzte medizinische Hilfe möglich, 

Einen unhaltbaren Zustand findet 
Schlittmeier auch, daß es zur Zeit in 
Bayern nur 22 Krankenbetten zur Spe­
zialbehandlung strahlen verseuchter 
Patienten gebe, nämlich ZWÖlf in Mün­
chen, zwei in Nümberg, vier in Landshut 
und vier in Passau. Deshalb sei es 
dringend notwendig, daß allein in Mün­
chen die Zahl der Spezialbetten von 
zwölf auf 25 erhöht werden müßte. 
Außerdem müßte die Schulung des 
ärztlichen Personals wesentlich verbes­
sert werden. Das Merkblatt der Regie­
rung " Erste Hilfe bei erhöhter Wirkung 
ionisierender Strahlen" reiche mit 500 



Exemplaren nicht aus, allen in Frage 
kommenden Ärzten Hinweise an die 
Hand zu geben. Er meinte: " Heute 
haben nicht einmal die ärztlichen Kreis­
vereine oder die Ärzte in der Umgebung 
von Kernkraftwerken dieses Merkblatt." 

Auch von der Einlagerung der Kalium­
jodidtabletten hält der Abgeordnete 
nicht besonders viel , da es zweifelhaft 
sei, ob die Tabletten rechtzeitig nach 
einem Störunfall an die betroffene Be­
völkerung abgegeben werden können. 

Böschung des Elbe-Seiten­
Kanals abgesackt 

Eine defekte Wasserleitung , die in die 
Böschung des Elbe-Seiten-Kanals 
zwecks Berieselung der Pflanzen bei 
Wendisch-Evern eingelassen war, soll 
schuld daran sein, daß Anfang Juni 
die Böschung absackte und eine dar­
über führende Straße mit in die Tiefe 
gerissen wurde. Inzwischen wurde der 
vorsorglich eingestellte Schiffsverkehr 
wieder aufgenommen, da das Kanalbett 
offenbar nicht in Mitleidenschaft gezo­
gen worden war. 

Großfeuer neben Atomreaktor 

Katastrophenalarm mußte in der Nacht 
zum 12. Mai in Garching bei München 
ausgelöst werden : Nur 100 Meter neben 
dem Forschungsreaktor der Techni­
schen Universität München brach in 
einem dreistöckigen Laborgebäude 
ein Brand aus, der schnell um sich 
griff. In dem Gebäude, das zur physika­
lischen Abteilung gehört, lagerten zehn 
Flaschen, mit verflüssigtem Helium 
gefüllt, und ein Stickstoffbehälter. Es 
herrschte größte Explosionsgefahr. 
Bereits wenige Minuten nach Entdek­
kung des Brandes war die Garchinger 
Feuerwehr zur Stelle, weitere Unterstüt­
zung wurde angefordert. Insgesamt 
17 Feuerwehren aus Stadt und Land­
kreis München, der ABC-Zug des Land­
kreises, Polizei, das Technische Hilfs-

Mehr als zehn 
Stunden brauchte 
die Feuerwehr, 
um den Brand 
in einem Laborge­
bäude neben 
dem Atom-Reak­
tor in Garching 
zu löschen. Die 
Löscharbeiten 
erwiesen sich 
als äußerst 
schwierig, da 
akute Explosions­
gefahr durch 
im Gebäude gela­
gerte Heliumfla­
schen bestand. 

werk und das Rote Kreuz trafen kurz 
darauf an der Unglücksstelle ein. Die 
Bekämpfung des Brandes war äußerst 
schwierig. Spezialtrupps drangen mit 
schwerem Atemschutzgerät in das Ge­
bäude ein und stellten fest , daß keine 
radioaktive Strahlung vorhanden war. 

Nach sechs Stunden hatte man das 
Feuer unter Kontrolle und zog die 
Löschmannschaften wegen der Explo­
sionsgefahr ab. Mit einem Hubschrauber 
wurde Spezialmunition für Scharfschüt­
zen eingeflogen , um die Heliumflaschen 
anzuschießen, damit das Gas langsam 
ausströmen sollte. Doch in der Zwi­
schenzeit gelang es einem Spezialtrupp 
der Universität, die Behälter zu bergen 
und den Stickstoff über ein Ventil abzu­
lassen. Das Labor, in dem die radioakti­
ven Stoffe in Form von Beta-Gamma­
Strahlern in metallischer Form lagerten, 
wurde vom Feuer nicht erfaßt. Die Insti­
tutsleitung teilte mit, daß die Gefahr 
einer radioaktiven Verseuchung nicht 
bestanden habe, da mindestens 800 
bis 1000 Grad Hitze notwendig sind, 
um die Radioaktivität freizusetzen. 

Trotzdem wurden alle nur möglichen 
Vorsichtsmaßnahmen ergriffen, um 
auch das letzte Körnchen Unsicherheit 
zu beseitigen. Der Reaktor wurde abge­
stellt, das Gelände systematisch von 
Spürtrupps abgesucht und selbst das 
Löschwasser auf Radioaktivität unter­
sucht. Die Brandursache dürfte mögli­
cherweise bei einigen elektrischen Ge­
räten zu suchen sein, die rund um die 
Uhr in Betrieb sind - Brandstiftung 
wurde ausgeschlossen. 

Nach ersten Schätzungen liegt der 
Sachschaden zwischen fünf und sieben 
Millionen Mark. Einige Doktorarbeiten 
und wertvolle wissenschaftl iche Auf­
zeichnungen wurden ein Raub der 
Flammen'. Bis auf einen Feuerwehr­
mann, der sich bei den Löscharbeiten 

eine Kniescheibe brach, kamen keine 
Personen zu Schaden . Nach mehr als 
zehnstündigen Lösch- und Bergungsar­
beiten konnte am Samstag in den Mit­
tagsstunden " Feuer aus" gemeldet 
werden. Dennoch blieb bis zum Abend 
eine Brandwache vor Ort, um immer 
wieder aufflackernde Brandnester zu 
löschen. Insgesamt waren 477 Helfer 
in Garching zusammengezogen , 89 
Preßluftatemgeräte waren eingesetzt, 
280 Flaschen wurden verbraucht. 

Das "Atom-Ei" von Garching ist der 
erste Kernreaktor in der Bundesrepublik 
und wurde bereits 1957 in Betrieb ge­
nommen. 

Beschluß der Fraktionsvorsit­
zenden der CDU und CSU 
zum Schutz der Bevölkerung 
im Verteidigungs- und 
Katastrophenfall 

Auf der Konferenz der Fraktionsvorsit­
zenden von CDU und CSU in den Län­
derparlamenten am 11 . Mai 1979 in 
Bremen wurde folgender Beschluß ge­
faßt: " Aktive Sicherheit beruht auf den 
beiden Elementen militärische Verteidi­
gung und zivile Verteidigung. Miteinan­
der verzahnt bilden sie das Konzept 
,Gesamtverteidigung'." 
Das derzeit fast vollkommene Fehlen 
der zivilen Komponente entwertet nicht 
nur in ihrer psychologischen Wirkung 
mehr und mehr die Anstrengungen 
im Bereich der militärischen Verteidi­
gung. Die Bevölkerung der Bundesre­
publik Deutschland steht derzeit den 
Auswirkungen einer mit konventionellen 
wie mit atomaren Waffen geführten 
Auseinandersetzung schutzlos gegen­
über. Dazu vier Beispiele: 

• nur für ca. 3 v. H. der Bevölkerung 
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stehen Schutzplätze in Schutzräumen 
zur Verfügung; 

• die mediZinische Versorgung durch 
Fach- und Hilfskräfte ist nicht gewähr­
leistet; 

• die Lebensmittelbevorratung ist nur 
für weniger als t 4 Tage gesichert, im 
Spannungsfall kann nicht auf EG-Inter­
ventionsbestände zurückgegriffen wer­
den; 

• die freiwilligen Hil fsorganisationen 
werden durch Unklarheiten bei der Auf­
gabenzuweisung und durch Verwal­
tungsvlelfalt bei gleichzeitigem Mangel 
an Finanz- und technischen Hilfsmitteln 
in ihrer Effizienz in einem nicht erträgli­
chen Umfange eingeschränkt. 

Die verstärkten Anstrengungen im Ost­
block auf dem Gebiet der Zivilverteidi­
gung wirken in die Richtung einer Auf­
hebung des Gleichgewichts der Kräfte. 
Die zivile Verteidigung erhält dadurch 
ein besonderes Gewicht. Verstärkte 
Vorkehrungen im Zivilschutz unserer­
seits haben angesichts der chemischen, 
biologischen und naturgewaltlichen 
Gefährdungen des Lebens und der 
Lebensumwelt, darüber hinaus aber 
auch in Friedenszeiten , hohe Bedeu­
tung. 

Die Konferenz der Fraktionsvorsitzen­
den unterstützt daher den Antrag der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion (Bundes­
tagsdrucksache 8/2295). mit dem die 
Bundesregierung aufgefordert wird, 
ein in sich geschlossenes Konzept ,Ge­
samtverteidigung' zu erarbeiten und 
dem Bundestag zur Verabschiedung 
vorzulegen. 

Die Konferenz sieht es als notwendig 
an, daß in allen Bundesländern Kata­
strophenschutzgesetze ständig auf ihre 
Wirksamkeit hin überprüft werden. 

Im einzelnen fordert die Konferenz: 

• "Bessere und umfassendere Informa­
tion der Bevölkerung. Struktur und Ar­
beitsweise des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz ist in diesem Sinne 
zu überprüfen, der aktive Selbstschutz­
gedanke mehr zu fördern; 

• Erstellung von Rahmenrichtlinien, 
in denen die Organisation und Koordi­
nation der zivil-militärischen Zusam­
menarbeit auf allen Verwaltungsebenen 
von Bund und Ländern verbindlich ge­
regelt ist; 

• Einrichtung von federführend zustän­
digen Ausschüssen für die Zivilverteidi­
gung in den Landes- und Kommunal­
parlamenten; 

• Durchführung jährlicher Übungen 
im Bereich der Zivilverteidigung auf 
den verschiedenen Verwaltungsebenen 

und Überprufung der Übungsergebnis-
se. Das Fuhrungspersonal der Zivilver-
teidigung muß seine Aufgaben für den 
Verteidigungsfall gründlich und sicher 
beherrschen lernen. 

• Sicherung der lebens- und verteidi-
gungswichtigen zivilen Objekte; 

• Ausbau und Koordination der Warn-
dienste; 

• • Überprufung der Kompetenzabgren-
zung zwischen Bund und Ländern bei 
der Förderung grundSätzlicher Schutz-
vorkehrungen , z. B. Schutzraumbau, 
Gesundheitssicherstellung, Nahrungmit-
teiversorgung. Besondere Aufmerksam-
keit erfordern die Bereiche, in denen 
Katastrophenschutz und Zivilverteidi-
gung ineinander übergehen; 

• wirksamere Gestaltung der Zusam-
menarbeit der Katastrophenschutzorga-
nisationen und Unterstützung der freiwil-
ligen Hilfsorganisationen bei gleichzeiti-
ger klarer Aufgabenzuweisung und 
ausreichender Finanzausstattung; 

• Verwirklichung eines gezielten techni-
schen Ausrüstungsprogramms, um 
die Verbände des Katastrophenschutzes 
so funktionstüchtig wie möglich zu 
machen ," 

Arbeitsgruppe 
"Sicherheitsfragen" 
der SPD tagte in Bremen 

An der zweitagigen sicherheitspoliti-
sehen Informationstagung der Arbeits-
gruppe " Sicherheits fragen" der SPD-
Fraktion im Deutschen Bundestag in 
Bremen nahmen als Gäste die BVS-
Landesstellenleiter Franz Beiter (Ham-
burg) und Diethelm Singer (Bremen) 
teil. Durch einen Redebeitrag von Sin-
ger wurde das Thema " Zivilverteidi-
gung" - wenn auch nur am Rande -
aufgeworfen. Graf Baudissin antwortete 
Singer auf seine Forderung nach Ver-
stärkung der Zivilschutzmaßnahmen 
mit dem Hinweis: " Die friedensmäßige 
Nutzung der ZV-Maßnahmen ist auch 
bei der Darstellung gegenüber der Be-
völkerung verstärkt in den Vordergrund 
zu stellen." 

Neuwahl des 
Hauptpersonalrates 
beim Bundesverband 
für den Selbstschutz 

Am 22. Mai 1979 wählten die hauptamt-
lichen Mitarbeiter des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz ihren Hauptperso-
nalrat. 

Insgesamt waren elf Personalratsmit· 
glieder zu wählen , und zwar sieben 

Vertreter für die Gruppe der Beamten 
und die der Arbeiter. 

Für die nächsten drei Jahre werden 
folgende Personalratsmitglieder die 
Interessen der 934 Mitarbeiter des Ver­
bandes vertreten: 

Gruppe der Beamten 
t . Reinhold Ehses, Verwaltungsamt­
mann - BundeshauptsteIle 
2. Dahlstrom, Heinrich, Verwaltungs­
oberamtsrat - Bundeshauptsteile 
Gruppe der Arbeiter 
1. Günter Kober, Hausmeister - BVS­
Schule Birkenfeld 
2. Helga Breil, Hilfssachbearbeiterin ­
Landesstelle Bayern 
Gruppe der Angestellten 
1. Gerhard Straube - Dienststellenleiter 
Darmstadt 
2. Konrad Weigl - Dienststellenleiter 
Weiden 
3. Kurt Görlich, Sachbearbeiter­
BVS-Schule Körtlinghausen 
4. Günther Wermke - Dienststellenleiter 
Mannheim 
5. Norbert Canaris, Leiter Fahrbare 
Schule - Saarland 
6. Helmut Schneider - Dienststellenleiter 
Bayreuth 
7. Hans Gregorius, Fachbearbeiter -
Dienststelle Neunkirchen. 

In der konstituierenden Sitzung am 
5. Juni 1979 in Köln wählten die Perso­
nalratsmitglieder einstimmig folgenden 
Vorstand: 
Vorsitzender: Gerhard Straube, 
stv. Vorsitzender: Heinrich Dahlstrom; 
weitere Mitglieder des Vorstandes: 
Helga Breil , Konrad Weigl und Helmut 
Schneider. 

Der wiedergewählte Vorsitzende, Ger­
hard Straube, stellte BVS-Direktor 
Franke und Abteilungspräsident Schuch 
die Mitglieder des Personalrates vor. 
Direktor Franke beglückwünschte die 
Personalratsmitglieder zu ihrer Wahl 
und gab seiner Hoffnung Ausdruck, 
daß die anstehenden Probleme auch 
weiterhin in vertrauensvoller Zusam­
menarbeit zum Wohle des Verbandes 
und seiner Mitarbeiter einer Lösung 
zugeführt werden können . 

Der Vorsitzende wies in einer kurzen 
Ansprache darauf hin, daß man in der 
Vergangenheit bereits auch bei teilweise 
unterschiedlichen Auffassungen in der 
Lage war, offen und konstruktiv anste­
hende Sachfragen zu klären . Vordring­
lich, so der Vorsitzende, wird es für 
den neuen Hauptpersonalrat sein, bei 
der Umsetzung des Tarifvertrages vom 
15. 1 t . 1978 und der Durchführung 
der Strukturänderung die Mitbestim­
mungsmöglichkeiten des Personalver­
tretungsgesetzes voll auszuschöpfen. 



zustand, so daß unverzüglich und ge- oder einer sonstigen Organisation bzw. 
zielt ärztliche Hilfe geleistet werden Institution den SChutzraumbetriebsdienst 
kann. zu überlassen, der die aus Mineln des 

Zivilschutzes erstellten Schutzbauten 
Selbstschutz - und ihre technischen Einrichtungen 

wartet und instand hält sowie im Be-
darfsfall betreut?" 

damit Hilfe 1980: Mehr Geld 
für zivile Verteidigung? Dazu der Parlamentarische Staatsekre-

kein Zufall 
tär im Bundesinnenministerium, von 

Johannes Gerster, Bundestagsabgeord- Schoeler: " Die Verwaltung und Unter-
neter der CDU/CSU, stellte in Sachen haltung öffentlicher Schutzräume obliegt 

bleibt! Etaterhöhung der zivilen Verteidigung den Gemeinden. Diese können örtliche 
für das Jahr 1980 eine schriftliche An- Einheiten des Technischen Hilfswerkes 
frage an die Bundesregierung, die in oder anderer Organisationen des Zivil-
der Fragestunde des Deutschen Bun- und Katastrophenschutzes beauftragen, 
destages am 18. Mai von Staatssekretär die Schutzbauten und ihre technischen 
von Schoeler beantwortet wurde. Ger- Einrichtungen zu warten , instand zu 
ster fragte: "Kann nach der Ankündi- halten und im Bedarfsfall zu betreuen . 
gung des Bundesinnenministers auf 
einem F.D.P.-Parteitag, die zivile Ver- In mehreren Städten werden derzeit 

Hilfe per Knopfdruck teidigung werde künftig verstärkt ausge- vom Bund geförderte Modellversuche 

baut, damit gerechnet werden, daß für den Schutzraumbetriebsdienst durch 
Hilfe per Knopfdruck können in Zukun" die Bundesregierung für das Haushalts- das Technische Hilfswerk und kommu-
allein lebende ältere oder kranke Men- jahr 1980 eine spürbare Erhöhung der nale Regieeinheiten durchgeführt." 
sehen mit einem neuen Kommunika- Haushaltsmittel für den Einzelplan 36 
tionssystem herbeirufen. Die Entwick- vorschlagen wird? 
lung dieses "Haus-Notruf" genannten 
Geräts wird vom Bundesministerium Staatssekretär Andreas von Schoeler: 
für Forschung und Technologie (BMFT) " Die Bundesregierung ist bemüht, die 
gefördert und in der Sozial station des zivile Verteidigung auch im finanziellen 
St.-Willehad-Hospitals in Wilhelmshaven Bereich naChhaltig zu fördern. Wie Ih- Günther Kautzky t 
erprobt werden . nen bekannt ist, beträgt der Haushalt 

1979 für die zivile Verteidigung 730,7 Nach längerer Krankheit verstarb in 
Nach den Worten von Bundesfor- Mio. DM und enthält damit gegenüber Düsseldorf der frühere Landesbeauf-
schungsminister Volker Hauff soll das 1978 eine Steigerung von 11 ,5 %. Da tragte der Bundesanstalt Technisches 
Vorhaben dazu beitragen, die Entwick- der Finanzplan bisher nicht fortge- Hilfswerk für Nordrhein-Westfalen, 
lungsfortschrine der modernen Kommu- schrieben wurde, ist die Erhöhung des Dipl.-Ing. Günther Kautzky. 

nikationstechnologien auch im Bereich Ausgaberahmens der zivilen Verteidi- Als Kriegsteilnehmer und Heimatvertrie-
der Sozialpflege zur Verbesserung der gung für die Jahre 1980 ff. bisher noch bener - Kautzky stammte aus dem 
Lebensbedingungen älterer oder aus nicht durchgeführt worden. Es muß Sudetenland - kam er, nicht zuletzt 
anderen Gründen hilfsbedürftiger Men- daher im Rahmen der anstehenden durch starke Eindrucke während der 
sehen einzusetzen. Dies entspreche Haushaltsverhandlungen für 1980 hier- Kriegszeit beeinflußt, schon in den fru-
der vorrangigen Ziele des Programms über entschieden werden. Der Bundes- hen Aufbaujahren zum THW, wo er 
Technische Kommunikation. Das BMFT minister des Innern wird sich in diesen in der Arbeit im humanitären Bereich 
hat rund 2 Mio. DM für das Projekt Verhandlungen für eine angemessene Befriedigung fand. 
bereitgestellt. Steigerung der Finanzausstanung der 

Seit 1956 war er in der THW-Leitung zivilen Verteidigung einsetzen." 
Das " Haus-Notruf"-System besteht 

insbesondere für das Ausrüstungswesen 

aus einem Notrufgeber, den man ähn-
und die Unterkunftsangelegenheiten 

lieh wie eine Armbanduhr ständig bei zuständig. Hier hatte er erheblichen 

sich trägt und mit dessen Hilfe man 
Anteil an den Grundlagenarbeiten, auf 

von jeder Stelle seiner Wohnung aus 
denen sich das THW später konsolidie-
ren konnte. 

durch einen einfachen Knopfdruck ein Wartung der 
Notsignal absenden kann . Dieser Notruf öffentlichen Schutzräume Im Jahre 1965 wurde er zum THW-Lan-

wird von einer Zusatzeinrichtung zum desbeauftragten für Nordrhein-Westla-

Telefon empfangen, die automatisch Der Bundestagsabgeordnete MÖllemann len bestellt. In über dreizehnjähriger 

eine Verbindung zur hilfelei~tenden (F.D.P.) stellte eine schriftliche Anfrage Tätigkeit galt sein erfolgreiches Bestre-

SteIle herstellt. Bei dem geplanten Feld- an die Bundesregierung, wer für die ben dem Aufbau des größten THW-

versuch werden die Hilferufe zur So- Wartung der öffentlichen Schutzräume Landesverbandes, der Förderung der 

zialstation des St.-Willehad-Hospitals zuständig sei. Die Frage wurde von Ortsverbände und ihrer Helfer und Füh-

in Wilhelmshaven geleitet. In der So- Staatssekretär von Schoeler in der Fra- rungskräfte, bis er 1978 pensioniert 

zialstation erscheinen dann auf einem gestunde des Deutschen Bundestages wurde (siehe ZS-MAGAZIN 10/78) . 

mikroprozessorgesteuerten Bildschirm- am 11 . Mai beantwortet. Hier der Wort- Günther Kautzky fühlte sich stets dem 
gerät automatisch die Adresse des laut der Anfrage MÖllemanns: " Beab- Dienst am Nächsten verbunden und 
Hilfesuchenden und mögliche Zusatzin- sichtigt die Bundesregierung, der Bun- war Helfern und Mitarbeitem ein 
formationen über seinen Gesundheits- desanstalt Technisches Hilfswerk (THW) Kamerad. 

\.. 
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Ober 270 Tote bei Flugzeug­
absturz in Chicago 

Beim bisher schwersten Flugzeugun­
glück in der Geschichte der USA sind 
Ende Mai mindestens 273 Menschen 
ums Leben gekommen. Die DC-l0 
der Fluggesellschaft American Airlines, 
die mit 271 Menschen an Bord von 
Chicago nach Los Angeles fliegen soll­
te, stürzte unmittelbar nach dem Start 
ab. Die 258 Passagiere und 13 Besat­
zungsmitglieder waren sofort tot. Auf 
einem Autofriedhof nahe der Absturz­
steIle starben zwei Männer in einem 
Lkw durch herabfallende Trümmer. 
Zu dem Unglück war es vermutlich 
gekommen, nachdem eines der drei 
Triebwerke abgebrochen war. Sämtliche 
Flugzeuge dieses Typs wurden nach 
dem Unglück überprüft und vorläufig 
nicht mehr im Flugverkehr eingesetzt, 
als die amerikanischen Behörden tech­
nische Risiken festgestellt hatten. 

CDU fragt nach der Sicher­
steIlung der gesundheitlichen 
Versorgung im Spannungs­
und Verteidigungsfall 

Die CDU/CSU-Bundestagsabgeordne­
ten Dr. Becker (Frankfurt) , Dr. Wörner, 
Dr. Dregger, Franke, Frau Dr. Neumei­
ster, Frau Geier, Frau Karwatzki , Dr. 
George, Dr. Hammans, Gerlach (Ober­
nau), Frau Verhülsdonk, Höpfinger, 
Horstmeier und die Fraktion der 
CDU/CSU haben am 30 . Mai 1979 
eine Kleine Anfrage (Drucksache 
8/2906) im Bundestag eingebracht, 
mit der die Bundesregierung nach der 
Sicherstellung der gesundheitlichen 
Versorgung im Spannungs- und Vertei­
digungsfall gefragt wird. 

Der Abgeordnete Dr. Becker (Frankfurt) 
erklärte zu der Einbringung der Anfrage: 

" In der breiten öffentlichkeit wie auch 
in Fachkreisen , so auch auf dem Deut­
schen Chirurgentag in München, wird 
immer wieder die Frage aufgeworfen, 
inwieweit im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall eine ausreichende gesundheit­
liche Versorgung der Bevölkerung und 

der Streitkräfte gewährleistet ist. Es 
besteht weithin der Eindruck, daß weder 
entsprechende Maßnahmen noch in 
ausreichendem Umfang Einrichtungen 
für diesen Fall vorhanden sind. Aus 
diesem Grunde hält es die CDU/CSU­
Bundestagsfraktion für erforderlich, 
von der Bundesregierung darüber Aus­
kunft zu erhalten , wie sie die gegenwär­
tige Situation hinsichtlich der SichersteI­
lung der gesundheitlichen Versorgung 
der Bevölkerung im Spannungs- und 
Verteidigungsfall beurteilt. 

Auch sollte sie dar1egen, in welchem 
Umfang sie über Unter1agen und ge­
naue Analysen für eine personelle und 
materielle Bedarfsfeststellung verfügt, 
um die gesundheitliche Betreuung der 
Bevölkerung im Spannungsfall ausrei­
chend sichern zu können. Da bislang 
keine gesetzlichen Grundlagen für not­
wendige Maßnahmen im Spannungs­
und Verteidigungsfall bestehen, wird 
die Bundesregierung nach Ober1egun­
gen in dieser Richtung gefragt. 

Die Abstimmung hinsichtlich der Pla­
nung und Koordinierung von öffentlichen 
und privaten Einrichtungen des Ge­
sundheitswesens ist sicherzustellen. 
Dies gilt besonders auch im Hinblick 
auf die Einsatzbereitschaft medizini­
scher Einrichtungen einschließlich der 
Verpflichtung nicht berufstätiger Perso­
nen des Gesundheits- und Veterinär­
wesens. 

Von nicht unerheblicher Bedeutung 
für die gesundheitliche Versorgung 
der Bevölkerung im Spannungs- und 
Verteidigungsfall ist schließlich die 
Frage einer ausreichenden Versorgung 
der Bevölkerung mit gesundheitlich 
einwandfreien Lebens- und Arzneimit­
teln sowie mit medizinischem Gerät. 

Unverziehtbar ist schließlich, daß eine 
besondere Koordinierung der Bedarfs­
planung im ambulanten und stationären 
Bereich getroHen wird. 

Mit dieser Anfrage soll ein Anstoß dafür 
gegeben werden, daß ohne weitere 
Verzögerung notwendige konkrete Maß­
nahmen für eine Sicherstellung der 
gesundheitlichen Versorgung der Bevöl­
kerung im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall getroffen werden." 

EG-Kommission empfiehlt 
Strahlenschutzprogramm 

Ein fünf jähriges Programm zur Erfor­
schung der Probleme des Strahlen­
schutzes soll aus dem Etat der Europäi­
schen Gemeinschaft mit 174 Millionen 
Mark unterstützt werden. Diesen Vor­
schlag hat die EG-Kommission jetzt 

dem Ministerrat unterbreitet. Die Aktion 
ist für den Zeitraum von 1980 bis Ende 
1984 als Forschungs- und Ausbildungs­
programm geplant. Im dichtbesiedelten 
Europa sei das Strahlenrisiko größer 
als in anderen Teilen der Welt. Die 
Erweiterung der wissenschaftlichen 
und technischen Kenntnisse würde 
den Gesundheitsschutz der Bevölkerung 
und der Arbeitskräfte gegen die Gefah­
ren ionisierender Strahlung erhöhen. 

Bremen: Katastrophen­
schutzgesetz noch in dieser 
Legislaturperiode 

Mitte Mai diskutierte die Bremische 
Bürgerschaft das Thema " zivile Vertei­
digung". Ober die Debatte schrieben 
die "Bremer Nachrichten": 

" Vor einer pSYChologischen Sperre 
steht jedermann, der Parlamentarier 
nicht minder, wenn die Themenkette 
Krieg, Katastrophen , Bunker, SchutzkeI­
ler auftaucht. Das wurde in der gestri­
gen Bürgerschaftsitzung von Rednern 
aller Fraktionen eingeräumt. Das 
Trauma aus dem Zweiten Weltkrieg 
wirkt fort. Dennoch , so formulierte es 
der FDP-Sprecher von Schönfeldt, 
dürfte das Problem nicht ,wie eine ver­
drängte Schwangerschaft' behandelt 
werden. Die Halbherzigkeit habe dazu 
geführt, daß sogar die Sirenen-Signale 
in den Bundesländern verschieden ge­
handhabt werden. 

Die Christdemokraten Kauffmann und 
Dr. Cassens hatten das Thema vor 
die Bürgerschaft gebracht, weil der 
Sachstandsbericht des Senators für 
Inneres vom 22. Februar, der der Depu­
tation vorliegt, erhebliche Defizite auf­
weist. Cassens: ,Man möchte die Hände 
über dem Kopf zusammenschlagen. 
so viele Mängel sind da.' Und dem 
Abgeordneten Kauffmann kam nach 
einem Schulbesuch angesichts der 
Ratlosigkeit der Schüler im Blick auf 
eine mögliche Katastrophe sogar ein 
Bibelwort in den Sinn: ,Herr, wohin 
sollen wir denn gehen?' Schrittweise 
sollten für die Bevölkerung weitere 
Schutzräume geschaffen werden . Ihr 
Bau muß für jede künftige Schule zur 
Auflage gemacht werden, wünscht die 
CDU. 

Dem SPD-Sprecher Armgort, der auf 
die relativ günstige Bunkerversorgung 
Bremens im Bundesvergleich hinwies, 
scheint nur durch eine bundesweite 
Kampagne eine Bewußtseinsänderung, 
und damit mehr Druck für Zusatzmaß­
nahmen, erreichbar. Durch Zuruf aus 
den SPD-Reihen wurde der CDU-For­
derung zugestimmt, daß noch in dieser 



Legislaturperiode ein Katastrophen­
schutzgesetz für Bremen verabschiedet 
werden müsse. Der CDU-Antrag mn 
ergänzenden Einzelforderungen wurde 
der zuständigen Deputation überwie­
sen." 

Zugunglück in Mainz 

Bei einem Zugunglück im Mainzer 
Hauptbahnhof wurden rund 20 Reisende 
zum Teil schwer verletzt. Ein aus Wies­
baden kommender Nahverkehrszug 
war auf einen haltenden Zug aufgefah­
ren . Dabei wurde der letzte Wagen 
des stehenden Zuges stark beschädigt, 
mehrere Insassen wurden eingeklemmt. 

Elf Verletzte 
bei Chlorgas-Unglück 

Elf Menschen haben bei einem Chlor­
gas-Unglück in einer Stuttgarter Chemi­
kalien-Großhandlung zum Teil schwere 
Vergiftungen erlitten . Nach den bisheri­
gen Ermittlungen kam es zu dem Un­
glück, als im Untergeschoß der Firma 
Chlorbleichlauge umgefüllt werden soll­
te. Dabei lief vermutlich ein Teil der 
Lauge aus und kam mit einer Säure 
in Verbindung, so daß sich Chlorgas 
bildete. Nach Angaben der Behörden 
konnten noch am gleichen Tag acht 
Erwachsene bereits wieder aus dem 
Krankenhaus entlassen werden. Zwei 
Bürger und ein sechsjähriger italieni­
scher Junge mußten weiter in den Klini­
ken bleiben und zum Teil auf der Inten­
sivstation behandelt werden. Nach dem 
Unglück befanden sich Polizei, Feuer­
wehr und Rotes Kreuz mit über 100 
Helfern und zahlreichen Rettungswagen 
rund eineinhalb Stunden im Großein­
satz. Das Gas war auch in der Umge­
bung der Firma deutlich wahrzunehmen 
- die Konzentration ging aber rasch 
zurück. Die Unglücksstelle wurde von 
der Polizei weiträumig abgesperrt. 

Notrufkarten für die Bürger 

Das Städtische Amt für Zivilschutz in 
Münster hat eine Notrufkarte herausge-

geben, die Notrufnummern von Polizei, 
Feuerwehr und Rettungsdienst, Notarzt, 
Krankentransport usw. enthält. Die Kar­
ten sind gelocht und sollen an das Tele­
fonkabel angebunden werden, damit 
diese wichtigen Nummern jederzeit 
nachgesehen werden können. Es ist 
vorgesehen, die Karte mit der Ausgabe 
der neuen Telefonbücher allen Haushal­
ten zuzustellen. 

CDU fordert besseren Schutz 
der Küsten 

Ein Programm zum Thema "Sichere 
Schiffahrt - Schutz der Küste" haben 
die Sozial ausschüsse der Hamburger 
CDU erarbeitet. Die im Programm ent­
haltenen Forderungen sollen nach Ab­
stimmung in der Partei , im Landespar­
lament, im Bundestag und auf europäi­
scher Ebene durChgesetzt werden. 
Im Vordergrund steht der Katastrophen­
schutz im Hinblick auf Tankerunfälle 
sowie die Erhaltung der bundesrepubli­
kanischen Handelsflotte. Zur Bekämp­
fung der Olkatastrophen regen die 
CDU-Sozialausschüsse vorbeugende 
Maßnahmen wie eine geschlossene 
Sicherheitskette im Seeverkehr der 
EG-Wirtschaftszone und vorsorgliche 
Maßnahmen für den Ernstfall - etwa 
eine europäische Katastrophenschutz­
Flottille - an. Außerdem sollte noch 
in diesem Jahr bei einer Großübung 
in der Nordsee der Ernstfall geprobt 
werden. 

Wörner für Verbesserung 
der zivil-militärischen 
Zusammenarbeit 

Zu Fragen der zivil-militärischen Zu­
sammenarbeit nahm in einem Gespräch 
mit Vertretern der Bundeswehr der Vor­
sitzende des Verteidigungsausschusses 
des Deutschen Bundestages, Dr. Man­
fred Wörner (CDU), ausführlich Stellung. 

Der Katastrophenschutz müsse politisch 
den Stellenwert erhalten, der seiner 
Bedeutung für das Überleben der Be­
völkerung in Gefährdungslagen aller 
Art entspreche . Dies gelte auch hin­
sichtlich der Bewertung der Hilfsorgani­
sationen, ohne deren selbstlosen Ein­
satz unter den bestehenden Gegeben­
heiten überhaupt kein Katastrophen­
schutz möglich wäre. Der Grundge­
danke des Gesetzes über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes aus 
dem Jahre 1968, nämlich die Schaffung 
eines einheitlichen Katastrophenschut­
zes als Basis eines funktionstüchtigen 
Zivilschutzes, sei nach wie vor richtig. 
Wie bisher müsse daran festgehaiten 

werden, daß die politische und damit 
auch die finanzielle Verantwortung für 
den erweiterten Katastrophenschutz 
voll beim Bund verbleibe. 

Die Arbeitseffektivität und Koopera­
tionsmäglichkeit der Hilfsorganisationen 
sei durch klare Aufgabenzuordnung 
und Einbindung in das Gesamtverteidi­
gungskonzept zu verbessem. Die seit 
Jahren bestehenden Mängel in der 
Organisation, im Verwaltungsvollzug 
des KatastrophenSChutzgesetzes und 
insbesondere in der Ausrüstung und 
der Ausstattung der Einheiten müssen 
endlich innerhalb eines zeitlich sinnvol­
len Zeitraumes abgebaut werden. Ins­
besondere könn1e als Neukonzeption 
für den Katastrophenschutz ein Soldat 
als Berater in die kommunale Verwal­
tung versetzt werden. Er wäre sachlich 
hervorragend geeignet, die zivile und 
die militärische Zusammenarbeit optimal 
zu gestalten . 

Abschließend bemängelte der Vorsit­
zende des Verteidigungsausschusses, 
daß das Wissen und das Verständnis 
der Bevölkerung und der politisch Ver­
antwortlichen über Fragen der Gesamt­
verteidigung infolge Fehlens einer breit 
abgestützten Aufklärung über Möglich­
keit und Gefahr eines Krieges und sei­
ner Auswirkungen sehr gering sei. Es 
komme darauf an, die sicherheitspoliti­
sche Aufklärung auf allen Ebenen zu 
betreiben . 

Atombunker 
in Kohlenbergwerk? 

Ein interessantes Angebot machte die 
Preussag-AG der Stadt Ibbenbüren: 
Das Westfeld der Ibbenbürener 
Schachtanlage, in dem am 30 . Juni 
die letzte Kohle gefördert wird, könnte 
in einen riesigen Zivilschutzraum umge­
wandelt werden. Dazu Bergwerksdirek­
tor Ulrich Kropp: "Da paßt ganz Ibben­
büren rein ." Man könne mit verhältnis­
mäßig geringen Mitteln diesen Raum 
weiter nutzen. Vorerst seien nur einige 
Druckschleusen nötig. Auch die Ge­
bäude der Schachtanlage könnten von 
der Stadt übemommen werden. Ge­
bäude und Grundstück wären unter 
Umständen als Städtischer Bauhof zu 
nutzen, der bestehende Wetterschacht 
könnte zur Klimatisierung des Schutz­
raumes umfunktioniert werden. 

Nordrhein-westfälische CDU: 
Mängel im Katastrophen­
schutz 

Die CDU-Fraktion im nordrhein-westfäli­
schen Landtag hat einen umfangreichen 
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Antrag eingebracht mit dem TItel: "Lage 
der zivilen Verteidigung im Land Nord­
rhein-WesHalen". Dazu schrieb der 
"Bonner Generalanzeiger": " ,Sowohl 
im zivilen Katastrophen- wie im militäri­
schen ErnsHall ist der Schutz der Bürger 
in Nordrhein-WesHalen nicht ausrei­
chend gewährleistet. Diesen Verdacht 
hegt die CDU-Opposition im Düsseldor­
fer Landtag, wie der Abgeordnete Hel­
mut Loos gestern vor der Presse erläu­
terte. Es fehlt an vielem. Das ist deutlich 
geworden - sowohl bei der Schnee­
katastrophe in Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein wie auch bei der 
Wlntex-Cimex-Nato-Stabsrahmen­
übung', erklärte Loos weiter. 

Nach seinen bisherigen Feststellungen 
sei der Zivilschutz in NRW bislang aus­
gesprochen stiefmütterlich behandelt 
worden. Mangelhafte Ausstattung mit 
veralteten und zum Teil kaum funktions­
fähigen Fahrzeugen, Kompetenzwirrwarr 
zwischen zivilen und militärischen Stei­
len sowie das Fehlen von Übungen, 
in denen das Zusammenspiel geübt 
werden müsse, waren seine schwersten 
Vorwürfe. 

In einem Antrag will die CDU-Opposition 
daher eine ,schonungslose Offenlegung' 
der Situation des Zivilschutzes in NRW. 

Loos räumte ein, daß dieser Bereich 
im wesenllichen in die Verantwortung 
des Bundes falle , doch müsse das Land 
immer da, wo ,es nicht klappt, auch 
finanziell in die Bresche springen', er­
klärte der Abgeordnete. 

Loos bemängelte im einzelnen weiter, 
daß beim Bau öffenllicher Einrichtungen, 
wie zum Beispiel von Schulen, nicht 
ausreichend Schutz räume oder Not­
krankenhäuser mit eingeplant worden 
seien . In diesem Zusammenhang will 
die CDU auch wissen, ob beispielsweise 
im ErnsHall eine gegenseitige Informa­
tion ziviler und militärischer Führungs­
steIlen nicht möglich sei , weil die Funk­
geräte nicht aufeinander abgestimmt 
seien. Loos bemängelte ferner die Ge­
heimniskrämerei in den öffentlichen 
Verwaltungen, die sich nicht einmal 
von gewählten Abgeordneten in die 
Karten sehen ließen, wenn diese sich 
uber mögliche Vorkehrungen zum 
Schutz des Bürgers informieren 
wollten." 

Das nord rhein-westfälische Innenmini­
sterium veröffentlichte nachstehende 
Stellungnahme: " Der friedensmäßige 
Katastrophenschutz in Nordrhein-West­
falen ist in Ordnung. Nachdem dem 
Landtag darüber bereits in der Aus­
schußsitzung für innere Verwaltung 
am 22. 3. 1979 auf 31 Schreibmaschi­
nenseiten ausführ1ich berichtet worden 

ist, sind seitdem Fragen zu diesem 
Thema nicht mehr gestellt worden . Das 
erklärte der nordrhein-westfälische In­
nenminister Dr. Burkhard Hirsch am 
Montag, dem 28. Mai 1979, in Düssel­
dorf zu dem Antrag der CDU-Landtags­
fraktion ,Lage der zivilen Verteidigung 
im Land Nordrhein-WesHalen '. Wie 
Minister Dr. Hirsch weiter erklärte, ist 
der Zivilschutz ein Teilgebiet der zivilen 
Verteidigung, die in die alleinige Kompe­
tenz des Bundes fällt. Die Länder führen 
lediglich die vom Bund angeordneten 
Maßnahmen im Wege der Auftragsver­
waltung durch. 

Der Ausbau des Zivilschutzes ist nach 
der Verfassungslage abhängig von 
den Mitteln, die der Bundestag für die­
sen Aufgabenbereich bewilligt. Im ver­
gangenen Jahr stellte der Bund für 
die zivile Verteidigung insgesamt 
9,- DM pro Kopf der Bevölkerung, da­
von tür den erweiterten Katastrophen­
schutz 2,70 DM pro Kopf der Bevölke­
rung zur Verfugung. Im Land Nord­
rhein-WesHalen standen für seine frie­
densmäßige Verantwortung im Feuer­
schutz, Rettungsdienst und Katastro­
phenschutz 27 ,60 DM pro Einwohner 
zur Verfügung . 

Minister Dr. Hirsch vertrat die Meinung, 
daß der Frieden den besten Schutz 
für die Bevölkerung darstelle. Er setze 
ständige Anstrengungen und eine ziel­
bewußte Entspannungspolitik voraus. 
Die von der CDU in ihrem Antrag geäu­
ßerte Sorge berechtige zu der Hoffnung, 
daß sie ihre Bestrebungen gegen die 
Entspannungspolilik der Bundesregie­
rung abzubauen bereit sei. " 

" Die Welt" , viel zu wenig 
Wartungspersonal für 
Hamburger Schutzräume 

Als einen " Skandal" wertet die Ham­
burger Tageszeitung " Die Welt" die 
Tatsache, daß es in Hamburg zwar 
Schutzräume für 11 000 Menschen 
gebe, aber keine ausgebildeten Bedie­
nungsmannschaften. Wörtlich heißt 
es: " Für rund 20 Millionen Mark zusätz­
liche Bau- und Ausrustungskosten sind 
beim Bau der City-S-Bahn drei Bahn­
höfe - Jungfernstieg, Stadthausbrücke, 
Reeperbahn - zu Zivilschutzanlagen 
ausgebaut worden: Unterirdische 
Schutzräume für 11 000 Menschen 
fur den Fall, daß Hamburg von Kriegs­
auseinandersetzungen oder einer Kata­
strophe heimgesucht wird. Aber es 
sind keine ausgebildeten Bedienungs­
mannschaften da, die die komplizierten 
technischen Anlagen in den Bunkern 
im NoHali schnell in Betrieb setzen 

könnten! Es fehlt sogar an Haushalts­
mitteln und an Personal, um die Schutz­
räume ausreichend in regelmäßigen 
Abständen zu warten! Ganze fünf Mitar­
beiter im Bezirksamt Mille, davon einer 
ausschließlich für Reinigungsarbeiten, 
sind derzeit für die Betreuung von ins­
gesamt 2t Bunkern im Bereich Mitte 
zuständig und einsatzfähig. Der Probe­
betrieb eines Großbunkers pro Jahr -
wie zuletzt während der Notunterbrin­
gung von Reisenden während der 
Schneekatastrophentage - hat den 
Zeitautwand für die Inbetriebnahme 
deutlich gemacht: Drei Stunden für 
den Bunker Steintorwall/ Hachmann­
platz. Und das unter Nicht-Verteidi­
gungsfall-Bedingungen und mit Unter­
stützung von Kräften der Johanniter-Un­
fall-Hilfe ... Bezirksamtsleiter Junges­
blut meint, daß es nicht genügt, neue 
Bunker in die Obhut der Bezirksämter 
zu stellen, sie aber nicht zugleich per­
sonell für die Funklionstüchtigkeit aus­
zustatten. Innerhalb von drei Jahren 
sind allein im Bezirksamt Mille drei 
Großbunker übergeben worden - ohne 
daß es eine Veränderung im Personal­
bestand gab. Ein Thema, mit dem sich 
wohl kurzfristig auch der Senat beschäf­
tigen müßte!" 

Feuertreppe 
am "Langen Eugen" 

Der " Lange Eugen" bekommt einen 
schlanken Bruder zur Seite gestellt. 
Jede Nacht wird die Feuertreppe an 
der Rheinseite des Abgeordnetenhoch­
hauses um vier Meter länger. Ende 
Juni waren 55 Meter erreicht. Und in 
der ersten Juli-Woche soll der 11 ,5 
Millionen Mark teure Fluchtturm für die 
Volksvertretung auf seine volle HÖhe 
von 109 Metern geklettert sein . Das 
ist nur möglich, weil die Beton-Speziali­
sten in zwei Schichten im sogenannten 
Gleitverfahren rund um die Uhr arbeiten. 

Kritische Bürger könnten sich verunsi­
chert fragen, warum denn Überhaupt 
zehn Jahre nach Fertigstellung des 
Abgeordneten-Silos eine Feuertreppe 
angebaut werden muß. Hat die Bundes­
baudirektion die Fluchtwege schlichtweg 
vergessen? Dem ist nicht so. Wegen 
der Raumknappheit des Bundestages 
ist der Abgeordnetenturm meist überbe­
legt. Und nach neue ren Brandschutz­
gutachten sollen die Fluchtwege für 
einen Notfall nicht ausreichen. Das 
Sicherheitstreppenhaus wird mit allen 
Geschossen des Hochhauses durch 
Übergänge verbunden und dient in 
erster linie als zusätzlicher Fluchtweg. 



Oberamtsrat Georg Müller, Bundesministerium des Innern 

Die finanziellen Aufwendungen des Bundes im Spiegel der Statistik 

An der Spitze steht der Zivilschutz 
Eine Übersicht über den Haushalt der zivilen Verteidigung 
in den Jahren 1969 bis 1979 

Die zivi le Verteidigung findet 
in letzter Zeit sowohl im politi­
schen Raum als auch in der 
Bevölkerung eine seit langem 
nicht mehr beobachtete Auf­
merksamkeit. Diese Tatsache 
sollte Anlaß sein , einmal Bi­
lanz zu ziehen über die finan­
zielle Situation der zivilen 
Verteidigung in den vergan­
genen zehn Jahren. 

Die Bundesrepublik Deutsch­
land hat für den Bereich der 
zivilen Verteidigung im Zeit­
raum von 1969 bis 1979 ins­
gesamt 6 Milliarden 102 Mil­
lionen DM Finanzmittel im 
Bundeshaushalt bereitgestellt. 
Die Haushaltsmittel für die 
zivile Verteidigung sind wegen 
des Sachzusammenhangs 
in einem besonderen EinzeI­
plan zum Bundeshaushalt, 
dem Einzelplan 36, zentral 
veranschlagt und werden 
von den Bundesministern 
des Innern; für Wirtschaft; 
für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten; für Verkehr; 
für das Post- und Fernmelde­
wesen; für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 
sowie für Arbeit und Sozial­
ordnung bewirtschaftet. 

94 Prozent 
für den Zivilschutz 

Der größte Teil des Finanzvo­
lumens, und zwar 4 Milliarden 
811 Millionen DM (= 79 % 
der gesamten ZV-Mittel), 
entfällt auf den ZV -Bereich 
des Innenministers (Bundes­
amt für Zivilschutz, Akademie 
für Zivi le Verteidigung, Bun­
desverband für den Selbst­
SChutz); 4 Milliarden 525 Mil­
lionen (= 94 % der ZV-Aus­
gaben des BM I) sind davon 
für Zwecke des Zivilschutzes 
ausgegeben worden . 

Den übrigen mit ZV-Aufgaben 

Haushalt für die zivile Verteidigung 
- Einzelplan 36 -
von 1969 bis 1979 

Insgesamt von 1969-1979 etatisiert 
- BMI-Bereich 
- übrige ZV-Ressorts 
(davon Zivilschutz) 

ZV-Fachbereiche des BMI im einzelnen: u. a. 

Erweiterter Katastrophenschutz 
Technisches Hilfswerk 
Hilfsorganisationen tür Erste-Hilfe- und Schwestern ausbildung 
Schutzbaumaßnahmen 
Warn- und Alarmdienst 
Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit (Arzneimittelbevorratung 
und Herrichtung von Hilfskrankenhäusern) 
Schutz von Kulturgut 
Bundesamt für Zivilschutz (Personal- u. Verwaltungsausgaben) 
Bundesverband für den Selbstschutz 
Akademie für zivile Verteidigung 
Wasserwirtschaftliche Vorsorgemaßnahmen (aus Programm für 
lukunftsinvestitionen von 1977-1979 insgesamt 100 Mio. DM) 

ZV-Bereiche der übrigen Ressorts: u. a. 

lV-Maßnahmen beim Bundesminister für Wirtschaft 
- Bauliche und technische Anlagen im Bereich der Elektrizitäts- und 

Gasversorgung -
lV-Maßnahmen beim Bundesminister für Ernährung , Landwirt­
schaft und Forsten 
- Bevorratung von Lebensmitteln im Rahmen der Ziviien Verteidi­

gungsreserve (ZVR). Aufklärung über freiwillige Bevorratung -
ZV-Maßnahmen beim Bundesminister tür Verkehr 
- Maßnahmen zum Schutz der Anlagen der Verkehrsverwaltung, 

Betriebssicherheit der Verkehrsfernmeldenetze, Ersatzüber­
gangsverkehr, Nothäfen , Bevorratung von Bau- und Betriebsstof­
fen -

lV-Maßnahmen beim Bundesminister für das Post- und Fernmel­
dewesen 
- Sicherung der Nachrichtenverbindungen, Umgehungs-, Vermes-

sungsanlagen, Netzersatzanlagen -
ZV-Maßnahmen beim Bundesminister für Raumordnung, Bauwe­
sen und Städtebau 
- Forschungs- und Erprobungsmaßnahmen auf dem Gebiet etes 

baulichen Zivilschutzes -
ZV-Maßnahmen beim Bundesminister für Arbeit (Kosten für Vorbe­
reitungsmaßnahmen zur Durchführung des Arbeitssichersteliungs­
gesetzes) 

befaßten Ressorts standen 
1 Milliarde 291 Millionen DM 
(= 21 %) zur Verfügung. 
Die Ausgaben tür den Zivil­
schutz von 1969 bis 1979 
von 4 Milliarden 525 Millionen 

DM liegen bei 74 % der Ge­
samtausgaben für die Zivile 
Verteidigung , (vgl. Tab .1). 
Der Haushalt der zivilen Ver­
teid igung betrug 1969 = 432 
Millionen DM 1962 dagegen 

6 Mrd. 102 Mio. DM 
4 Mrd. 811 Mio. DM (79 %) 
1 Mrd. 291 Mio. DM (21 %) 

4 Mrd. 525 Mio. DM = 74 %) 

1 Mrd. 513 Mio. DM 
221 Mio. DM 
172 Mlo. DM 
442 Mio. DM 
780 Mio. DM 

250 Mio. DM 
21 Mio. DM 

693 Mio. DM 
483 Mio. DM 

11 Mio. DM 

225 Mio. DM 

44 Mio. DM 

400 Mio. DM 

446 Mio. DM 

371 Mio. DM 

20 Mio. DM 

10 Mio. DM 

= 786 Mio. DM). Dieser 
Trend konnte 1970 mit einem 
Haushalt von 436 Mio. DM 
beendet werden. In den Fol­
gejahren konnten die Finanz­
mittel deutlich erhöht werden. 
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Die Steigerungen kamen 
fast ausschtießlich dem Zivil­
schutz, und hier insbesondere 
dem Katastrophenschutz, 
zugute. 

• ZV-Haushalt 1969 = 432 
Mio. DM, davon 297 Mio. 
DM (= 69 %) für den Zivil­
schutz. 

• ZV-Haushalt 1974 = 584,5 
Mio. DM, davon 410 Mio. 
DM (= 70 %) für den Zivil­
schutz. Weitere 18 Mio. DM 
konnten zusätzlich dem Zivil­
schutz aus dem Konjunktur­
programm zur Verfügung 
gestellt werden. 

Die Sparbeschlüsse 
von 1975 

Ab 1975 blieb infolge der 
allgemeinen Verknappung 
der Haushaltsmiltel auch 
der Haushalt der zivilen Ver­
teidigung nicht verschont. 

So mußte die Ersatzbeschaf­
fung für die Lebensmiltelbe­
vorratung (Zivile Verteidi­
gungsreserve) im Bereich 
des Bundesministers für Er­
nährung , Landwirtschaft und 
Forsten eingestellt werden. 
Die Sparbeschlüsse der Bun­
desregierung vom 10. Sep­
tember 1975 ab Haushaltsjahr 
1976 führten auch zu einer 
Aussetzung der Schutzraum­
bauförderung mit der Folge, 
daß nur noch die bereits be­
gonnenen Bauvorhaben zu 
Ende geführt werden konnten . 

Einen gewissen Ausgleich 
brachte die Bereitstellung 
von zusätzlichen Mitteln aus 
dem Konjunklurprogramm 
der Bundesregierung in den 
Jahren 1974 und 1975 von 
rund 41 Mio. DM, die für bau­
liehe Investitionen zur Ver­
besserung der Unlerkunftssi­
tuation der freiwilligen Helfer 
im Bereich des Technischen 
Hilfswerks und des Katastro­
phenschutzes verwendet 
wurden. 

Weitere 100 Mio. DM aus 
dem Programm der Bundes­
regierung tür Zukunftsinvesti­
lionen wurden der zivilen 
Verteidigung für Maßnahmen 
der Trinkwasser-Notversor­
gung zur Verfügung gestellt 
(1977 = 5 Mio. DM, 1978 = 

10 

1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 

1975 

1976 
1977 
1978 
1979 

ZV-Haushatte 

432,0 Mio . DM 
436,0 Mio. DM 
505,7 Mio. DM 
500,4 Mio . DM 
548,3 Mio. DM 
584,5 Mio. DM 

+ 18,0 Mio. DM" 
569 ,5 Mio. DM 

+ 22,9 Mio. DM" 
546,9 Mlo. DM 
552,0 Mio. DM 
655,4 Mio. DM 
730,7 Mio . DM 

• aus KonJlKIkturprogramm 

50 Mio. DM, 1979 = 45 Mio. 
DM) . 

Konzentration 
der Anstrengungen 

Der uneinheitliche Aufbau­
stand der zivilen Verteidigung 
in vielen Bereichen - beson­
ders dort, wo erhebliche fi ­
nanzielle Aufwendungen er­
forderlich sind - hatte das 
Bundeskabinett 1977 veran­
laßt, den Gesamtkomplex 
der zivilen Verteidigung 
grundsätzlich aufzugreifen. 
Die Kabinettbeschlüsse vom 
6. Juli und 21 . Dezember 
1977 führten zu einer Kon­
zentration der ZV-Anstren­
gungen auf Bereiche mit dem 

davon für ZV-Bereich BMI 

299 ,0 Mio. DM 
289 ,2 Mio. DM 
360,3 Mio. DM 
382 ,9 Mio. DM 
407,5 Mio. DM 
435,6 Mio. DM 

+ 18,0 Mio. DM" 
474,0 Mio. DM 

+ 22,9 Mio. DM" 
459 ,9 Mio. DM 
465,6 Mio. DM 
569 ,0 Mio. DM 
637,6 Mio. DM 

größten Nachholbedarf (u. a. 
Wiederaufnahme der Förde­
rung des Schutzraumbaues, 
Weiterentwicklung des erwei­
terten Katastrophenschutzes 
und Fortführung der Lebens­
mittelbevorratung im Rahmen 
der Zivilen Verteidigungsre­
serve). 

1977 standen für die zivile 
Verteidigung 552 Mio. DM 
zur Verfügung. Auf den Be­
reich des Bundesinnenmini­
sters entfielen 465 ,6 Mio. 
DM, 445,9 Mio. DM davon 
auf den Zivilschutz. Für die 
Hilfsdienste (Erweiterung 
des Katastrophenschutzes, 
Technisches Hilfswerk und 
Zuschüsse an Hilfsorganisa­
lionen) waren insgesamt 

für Zivilschutz 

297,4 
274 ,5 
341,0 
342,3 
389,7 
410 ,0 

18,0" 
454,1 

22,9" 
445,1 
445 ,9 
500,9 
583,1 

183,9 Mio. DM, für den 
Schutzraumbau 29 ,2 Mio. 
DM veranschlagt. 
Mit dem Haushaltsansatz 
1978 von 655,4 Mio. DM 
konnte eine deutliche Erhö­
hung der Finanzmittel für 
die zivile Verteidigung erreicht 
werden. Dies bedeutete ge­
genüber dem Vorjahreshaus­
halt eine Steigerung von 
18,7 % (= 103,4 Mio. DM), 
allein für den Zivilschutz 500,9 
Mio. DM. Der Anteil fü r die 
bedeutendsten Fachbereiche 
des Zivilschutzes erhöhte 
sich beim Schutz raum bau 
um 24 % auf 36,3 Mio. DM, 
bei den Hilfsdiensten um 
12,5 % auf 210,9 Mio. DM. 

Im Bereich der wasserwirt-

Haushalt der zivilen Verte idigung und Ausgaben für den Zivitschutz 1969-1979 
- Haushaltssott in Mio. DM -

800 Mio. 

700 Mio 

600 Mio 

500 MIO. 

341 
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schaftlichen Versorgungs­
maßnahmen lag durch das 
Programm für Zukunftsinvesti­
tionen die Steigerung bei 
50 Mio. DM. 

Der Haushalt der 
zivilen Verteidigung 
1979 

Mit einem Ausgabenvolumen 
von insgesamt 730,7 Mio. 
DM erreicht der Haushalt 
der zivilen Verteidigung 1979 
seinen höchsten Stand seit 
15 Jahren. Für den Zivilschutz 
stehen 583,1 Mio. DM ~ 
80 % des gesamten ZV-Pla­
fonds zur Verfügung . 

Die Steigerungsrate des ZV­
Haushalts beträgt gegenüber 
197811 ,5 % ( ~ 75,3 Mio. 
DM) . Sie liegt damit deutlich 
uber der Steigerungsrate 
des militärischen Haushalts 
- Einzelplan 14 - von 4,8 % 
und der des Gesamtbundes­
haushalts 1979 von 8 %. 

Das Finanzsonder­
programm 

Im Haushaltsansatz der zivi­
len Verteidigung 1979 sind 
75 Mio. DM für die Ersatzbe­
schaffung von Fahrzeugen 
und Ausstattung des erweiter­
ten Katastrophenschutzes 
enthalten, die aufgrund einer 
parlamentarischen Initiative 
aus den Reihen der Regie­
rungskoalition im Rahmen 
eines Finanzsonderpro­
gramms zusätzlich für den 
Haushalt der zivilen Verteidi­
gung bewilligt worden sind . 
Damit betragen die Finanzmit­
tel für den Fachbereich Hilfs­
dienste 292,6 Mio. DM. Auf 
den erweiterten Katastro­
phenSChutz entfallen 244,1 
(1978 ~ 159,6 Mio. DM); 
das entspricht einer Verbes­
serung gegenüber dem Vor­
jahresansatz von 53.5 % ! 
Die Schutzbaumittel steigen 
von 36 ,3 Mio. (1978) auf 
42,6 Mio. DM in 1979. Für 
die Lebensmittelbevorratung 
der Zivilverteidigungsreserve 
beim BML sind erstmals seit 
1975 wieder Haushaltsmittel 
für die Beschaffung von Le­
bensmitteln etatisiert. Es ist 
vorgesehen, als erstes eine 
Notreserve an Kondensmilch 
und Kleinkindernahrungsmit­
teln anzulegen. 

Haushalt der zivilen Verteidigung 1979 Im V ergl eich zu 1978 -
Auf teilung nach Fachbereichen - (in Tsd. DM, 

Fachbereich Soll 
1978 

1. Warndienst 
al Ortliche Einnchtungen des Wamdtensles 24595 
b) Warndienst 63173 

87768 

2. Hilfsdienste 
a) Erweiterung Katastrophenschutz 159618 
b) Technisches Hilfswerk 30732 
cl Kalastrophenschutzschule 3950 
d) Zuschusse an HllfsorgamsaltOnen 9505 
e) Ausbildung Schwestemhetferinnen 4500 
I) ZuschuB DRK-HIltS%ug 2639 

210944 

3. Schutzbaumaßnahmen 
a) Hausschutzräume 4000 
b) Instandsetzung 5900 
c) Mehrzweckanlagen 21600 
d) Nebenkosten 4 800 

36 

4. Schutz der Gesundheit 
a) Bevorratung 13034 
b) HIlIskrankenhauser 18850 

31884 

S. Schutz vor Kulturgut 2810 
6. Wasserwlrtschattllche Maßnahmen 57620 
7. Sonstiges Im Kap. 3604 - BMI und BlS - 89432 
8. Akademie filr zivile Verteidigung, Kap. 3620 1284 
9. Bundesverband für den Selbstschutz, Kap. 3621 50934 

ZV-Berelch BNllnsgesamt 568976 

ZV-BerelCh BMWi, Kap 3605 4 290 
ZV-Bereich BML, Kap. 3606 4575 
ZV-BerelCh BMV, Kap. 3607 40298 
ZV-Bereich BMP, Kap 3608 35 470 
Z8-BerelCh 8 MBau, Kap. 3609 1450 
ZV-BerelCh BMA. Kap. 3611 300 

ZV-BerelCh andere Ressorts 
Insgesamt: 86383 

ZIvile Verteidigung insgesamt 655359 

davon lur ZIvilschutz (ZV-Bereich BMI) 500 937 

BUNDESHAUSHALT 1979 

203,861 Mrd. DM = 100 % 

VERHÄLTNIS DER ZIVILEN VERTEIDIGUNG 

zum Gesamthaushalt 
zur militärischen Verteidigung 

1 :279 
1: 50 

$0<1 
1979 

24065 
65687 
89752 

244 159 
25950 
4310 

10500 
5000 
2699 

292618 

4000 
10100 
22700 

5800 
42600 

13339 
11150 
24489 

3092 
45120 
86678 

1305 
51878 

637532 

4 240 
13000 
39010 
34 865 

1650 
364 

93129 

730 66 1 

583 122 

Pro-Kopf-Ausgabe (60 Mio. Bevölkerung) 
Militärische Ve rte idigung 
Zivile Ve rteidigung 

6" ,10DM 
12,20 DM 

EINZELPLAN 36 

Zivile Verteidigung 
731 Mio. DM 
0,36 % des Bundeshaushalts 

ZIVILSCHUTZ 
583 Mio. DM 
80 % des ZV-Haushalts 

Vergleich zur militäri­
schen Verteidigung 

Das Ausgabenverhältnis zwi­
schen ziviler und militärischer 
Verteidigung liegt 1979 bei 
1 :50. Diese Verhältniszahl 
hat jedoch keinen Aussage­
wert und ist zum Vergleich 
des Bereitschaftsstandes 
der beiden Bereiche ungeeig­
net. Der Finanzbedarf für 
die zivile und die militärische 
Verteidigung beruht auf völlig 
unterschiedlichen Notwendig­
keiten und ist daher kaum 
vergleichbar. So stellen z. B. 
die Personalausgaben im 
Bereich der militärischen 
Verteidigung einen verhält­
nismäßig hohen Anteil an 
den Gesamtausgaben dar. 
Bei der zivilen Verteidigung, 
die sich weitgehend auf eh­
renamtlich mitwirkende Helfer 
abstützt, sind diese relativ 
gering. Das gleiche gilt auch 
für die Unterbringung, da 
im Bereich der zivilen Vertei­
digung im wesentlichen nur 
die ständige Unterbringung 
von Gerät und Material, nicht 
aber die der freiwilligen Helfer 
erforderlich ist. Ebenso haben 
die aufwendigen Beschaffun­
gen im militärischen Bereich, 
z. B. für neue Waffensysteme, 
keine wirklich vergleichbare 
Parallele bei der zivilen Ver­
teidigung. 

Die Leistungen 
der Länder 

Trotz verfassungsrechtlicher 
Zuständigkeit des Bundes 
für den Zivilschutz - den 
Schutz der Bevölkerung vor 
Kriegseinwirkungen - und 
der der Länder für den frie­
densmäßigen Katastrophen­
schutz gibt es nur einen ein­
heitlichen Katastrophenschutz. 
Demzufolge dürfen auch die 
erheblichen Leistungen der 
Länder für den friedensmäßi­
gen Katastrophenschutz (u. a. 
Feuerwehren, Rettungsdien­
ste) von jährlich rd . 1,8 Mrd. 
DM nicht unberucksichtigt 
bleiben, da die Vorsorgemaß­
nahmen des Bundes für einen 
nicht auszuschließenden Ver­
teidigungsfall auf dem zur 
Katastrophenabwehr im Frie­
den vorgehaltenen Potential 
der Länder aufbauen. 
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BVS-Plakatwettbewerb abgeschlossen 

Zivilschutz unterm Regenschirm 
Jürgen W. Möllemann überreichte die Preise - Knapp 1600 Entwürfe wurden eingeschickt 

Zum Thema " Zivilschutz" 
veranstaltete der Bundesver­
band fur den Selbstschutz 
Anfang des Jahres einen 
Plakatwettbewerb, der nicht 
zuletzt der Vertiefung des 
Selbst- und Zivilschutzgedan­
kens im Bewußtsein der Be­
völkerung dienen sollte. Die 
Resonanz war erfreulich groß, 
zum al sich nicht nur profes­
sionelle Grafiker, sondern 
auch Jugendliche, Auszubil­
dende und Studenten an 
dem Wettbewerb beteiligten. 

Die Jury stand vor der 
schWierigen Aufgabe, aus 
den knapp 1600 Einsendun­
gen die drei besten Arbeiten 
auszuwählen und dann auch 
noch die besten Plakatent­
wurfe innerhalb der Einzugs­
gebiete der jeweiligen Lan­
desstellen des BVS zu ermit­
teln. Am 1. Juni fand im Bon­
ner Museum Alexander Koe­
nig die Preisverleihung an 
die ersten drei Gewinner 
statt Es sind Ursula Lanz 
aus Darmstadt, Rainer Kamp 
aus Katensen und Heinz 
Hessler aus Dettenhausen. 

Der Direktor des BVS, Artur 
Franke, begrüßte Preisträger, 
Gäste und den Hausherm 
des Museums, Prof. NObis, 
und dankte ganz besonders 
dem sicherheits politischen 
Sprecher der F.D.P.-Fraktion 
im Deutschen Bundestag, 
Jurgen W. Möllemann, daß 
er sich bereit erklärt hatte, 
die Preisverleihung vorzu­
nehmen. Möllemann unter­
streiche speziell auf politi­
scher Ebene die Bedeutung 
des Zivilschutzes als ein Ele­
ment der Gesamtverteidigung. 
Ziel dieses Plakatwettbewer­
bes sei es - gemäß dem 
gesetzlichen Au~rag des 
BVS - , bei der Bevölkerung 
mehr Interesse und Verständ-
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Jürgen W. MÖllerna"n beglückwünschte die Gewinnen" des 1. Preises, Ursula lanz. 

nis für den Selbst- und Zivil­
schutz zu wecken. Der BVS 
betreibe öffentlichkeitsarbeit 
in vIelfältigster Weise. Man 
halte Vorträge, zeige Filme, 
berate in Fragen des Schutz­
raumbaus, und kläre mit Hilfe 
von Ausstellungen auf. Dafür 
stunden 900 hauptamtliche 
und 8000 ehrenamtliche Mit­
arbeiter zur Verfugung. " Sie 
alle sind bemüht, der Bevöl­
kerung den Selbstschutzge­
danken und die Notwendigkeit 
der Vorsorge näherzubringen 
und damit zu mehr Schutz 
und Sicherheit zu verhelfen. 

Dies ist jedoch keine leichte 
Aufgabe. Leider sind Vorsorge 
und Schutz gegen Katastro­
phen - auch für den Fall 
eines bewaffneten Konfliktes 
- nicht fur Jedermann eine 
Selbstverständlichkeit. Es 

versteht sich daher von 
selbst, daß der Bundesver­
band für den Selbstschutz 
diese Aufgabe nicht allein 
bewältigen kann. Ehrliche 
und nüchterne Information 
der Bevölkerung über den 
Zivilschutz wird nur dann 
möglich sein, wenn die tra­
genden gesellschaftlichen 
Krä~e unseres Landes, die 
Politiker aller Ebenen und 
aller Parteien, besonders 
aber die Regierung , durch 
ihre Haltung das geistige 
Fundament dazu schaffen. 

Erst wenn der Zivilschutz 
als selbstverständliche Auf­
gabe des Staates, aber auch 
als Aufgabe aller Bürger an­
gesehen wird , erst dann hat 
er den ihm gebührenden 
Platz in unserer Gesellschaft. " 
Zum Plakatwettbewerb meinte 

Direktor Franke. die Einsen­
der hätten durch ihr Mitwirken 
und ihr Interesse gezeigt, 
daß sie dem Zivilschutz schon 
einen bedeutenden Stellen­
wert beimessen. 

Jurgen W. Möllemann betonte 
in seiner Rede. Zivilverteidi­
gung musse für alle im Bun­
destag vertretenen Fraktionen 
als ein Teil der Gesamtvertei­
digung betrachtet werden. 

Die Bundesregierung bleibe 
von ihm aufgefordert, ein 
zusammenhängendes Kon­
zept der Gesamtverteidigung 
unter starkerer Beachtung 
der Zivilverteidigung zu erar­
beiten. Wörtlich sagte 
MÖllemann: " Es darf kein 
Entweder - Oder, keine Riva­
litat zwischen der militärischen 
Landesverteidigung und der 



Zivilverteidigung geben. Zivil- im Norden der Bundesrepublik 
verteidigung dient ebenso einwandfrei bewiesen . Der 
wie die militärische Landes- Bürger müsse lernen, sich 
verteidigung primär der selbst und andere - bevor 
Kriegsverhinderung - sie organisierte Hilfe eintreffe -
ist also nicht der Schleichweg vor Gefahren zu schützen 
zur Kriegsführungsstrategie. und auch zu helfen. Die Auf-

Zwischen den beiden genann- klärungsarbeit und die Be-

ten Bereichen muß eine Aela- wußtseinsbildung der Bevöl-

tions- und Prioritätenverschie- kerung über den Zivilschutz 

bung zugunsten der Zivilver- seien daher wesentlich für 

teidigung erfolgen. Ein wichti- die Verbesserung der zivilen 

ger Schritt in diese Richtung Verteidigung. Der BVS habe 

ist die von der Bundesregie- hier eine verantwortungsvolle 

rung bewilligte verstärkte Aufgabe übernommen. " Der 

finanzielle Unterstützung für Plakatwettbewerb ist ein guter 

Schutzraumbauten." Es sei Anlaß und Weg, das Thema 

aber unerläßlich, daß jeder Zivilschutz der Bevölkerung 

Bürger Vorsorge im eigenen nahezu bringen. " 

Hause für den Fall eintreten- Sodann beglückwünschte 
der Notzeiten treffe. Das hät- MÖllemann die Preisträger, 
ten die Ertahrungen der jüng- allen voran Ursula Lanz, die 
sten SChnee-Katastrophe mit einem sehr einprägsamen 

Erfahrungsaustausch am Rande: Ministerialdirektor Wedler und 
Regierungsrat Gessert vom Bundesinnenministerium im Gespräch 
mit BVS-Oirektor Franke (v. I. n. r.). 

und plakativen Entwurf den passieren ... oder?" Kata-
mit 2000 DM dotierten 1. Preis strophenschutz auf eine iro-
gewann: Auf einen roten nisch-Iustige Art zeigt der 
Schirm, der als Symbol für dritte Preisträger Heinz Hess-
den Zivilschutz steht, prasseln ler, der für seine Arbeit 1000 
gleichsam als Regen biologi- Mari< bekam. Da bricht auf 
sehe, chemische und atomare einem Miniatur-Dorfplatz 
Kampfmittel sowie Naturkata- buchstäblich alles zusammen. 
strophen. Doch unter dem Jeder rettet sich, so gut er 
Schirm des Zivilschutzes kann, selbst die Katastro-
könnte man sich doch etwas phenschutzorganisationen 
sicherer fühlen - vorausge- haben ihre liebe Müh', der 
setzt, man tut etwas dafür. Lage Herr zu werden . Hessler 

Rainer Kamp erhielt den nimmt das alles in liebens-

2. Preis (1500 Mark). Sein Pla- würdiger Form auf die 

kat steht unter dem Motto: " Schippe", und wer ein biß-

"Was ist, wenn ... ?" Auf ehen Humor hat, wird sich 

schwarzem Untergrund ist darüber nicht ärgern, selbst 

eine brennende Weltkugel wenn er sich betroffen fühlt. 

zu sehen, versehen mit dem Die drei Plakatentwürte sind 
Text: " Täglich Katastrophen übrigens auf der Titel- und 
- weit entfernt. Wir sind nur letzten Seite dieses ZS-MA-
Zuschauer, uns kann nichts GAZIN zu sehen. 

Auch BZS-Präsident Cr. Kolb (rechts) kam zur Feierstunde, hier 
Im Gespräch mit BVS-Abteilungsleiter Umlauf. 
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57 Prozent der Bürger für eine . .zivilschutz-Abgabe" 

Zwei Untersuchungen -
zwei interessante Ergebnisse 
Schutzwerterhebung in Straubing und Allensbacher Umfragen waren Themen 
einer Informationsveranstaltung des BZS 

Mitte Mai führte das Bundesamt für 
Zivilschutz (BZS) In Bonn-Bad Godes­
berg eine Informationsveranstaltung 
durch, auf der vor einem Kreis inter­
essierter Fachleute das " Modell 
Straubing" im Mittelpunkt der The­
menbehandlung stand. Unsere Leser 
erinnern sich : Im Herbst 1977 wurde 
In der Stadt Straubing In 1 700 Kellern 
eine SChutzwerterhebung durchge­
führt (vgl. ZS-MAGAZIN 1/78, Sei-
te 29). Die Modelluntersuchung hatte 
das Ziel, den Schutzgrad bestehender 
Gebäude und Möglichkeiten der Ver­
besserung zu untersuchen. 

Nach einleitenden grundsätzlichen 
Ausführungen des Präsidenten des 
BZS, Dr. Paul Wilhelm Kolb, der in 
diesen Tagen auf eine zehnjährige 
Tätigkeit in diesem Amte zurückblik­
ken konnte, sprach Abteilungsleiter 
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Karl -Ludwig Haedge über die Ergeb­
nisse der Straubinger Untersuchung. 
Gerhard Herdegen vom Institut für 
Demoskopie in Allensbach berichtete 
über Ergebn isse demoskopischer 
Befragungen zum Thema " Zivil­
schutz", Im folgenden Beitrag gibt 
das ZS-MAGAZIN wesentliche Aus­
züge aus den drei Reden wieder. 

BZS-Präsldent Dr. Kolb meinte in 
einem Rückblick auf die vergange­
nen zehn Jahre u. a.: 
..... Vor dem Hintergrund der Politik 
haben sich Entwicklungen vollzogen, 
die von der OHentlichkeit wegen ihres 
scheinbar nur verwaltungsmäßigen, 
also bürokratischen Charakters kaum 
beachtet wurden und dennoch entschei­
dend strukturändernd gegenüber dem 
Früheren angesehen werden müssen. 
Beispielsweise gibt es gegenüber dem 

Zustand vor Verkündung des Gesetzes 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes im Juli 1968 - Stichwort: 
LSHD-Periode - heute in der Praxis 
keine Trennung mehr zwischen den 
Fachdiensten des Katastrophenschutzes 
nach Landes- und Bundesrecht. Sie 
sind zu einem einheitlichen Instrumenta­
rium verschmolzen, das dem Hauptver­
waltungsbeamten der Kreise und kreis­
freien Städte untersteht und damit auf 
jeden Fall die Leistungsfähigkeit des 
Friedens-Katastrophenschutzes opti­
miert. 

Wir haben damit etwas erreicht, was 
selbst für Länder mit einem hochentwik­
kelten Zivilschutz-Standard vorbildlich 
ist. Denn uns ist es damit gelungen, 
in Umkehr des traditionellen Satzes, 
daß die Bedurfnisse des Kriegsfalles 
die alleinigen Maßstäbe für Stärke und 

Dr. Paul Wllhelm 
Kolb, Präsident 
des Bundesamtes 
für Zivilschutz, 
gab einen Ober· 
blick über die 
Entwicklung des 
Zivil· und Katastro· 
phenschutzes 
In den zurücklle· 
genden zehn 
Jahren. 



Abteilungspräsident Karl ~ludwig Haedge erläuterte die Resultate der Schulzwerterhebung 
in Straublng. 

Ministerialdirektor Wedler, Abteilungsleiter Zivile Verteidigung im Bundesministerium 
des Innem, und BZS~Präsldent Dr. Kolb. 

Gliederung der Renungseinheiten zu 
bestimmen geeignet wären, die Bedürf­
nisse der Industrie-Zivilisation an Gefah­
renabwehr zu jener Bezugsgröße zu 
machen , von der aus durch Verstär­
kungsmaßnahmen an Personal, Aus­
stanung und Ausbildung die Bedürfnisse 
des Verteidigungsfalls mitbefriedigt 
werden können; also ein System, in 
dem mobile und statische Komponente, 
öffentliche und private Leistungen unter 
einheitlicher Führung zu einem lei­
stungsfähigen Ganzen zusammengefaßt 
werden. Alle diese Maßnahmen gelten 
letztlich dem Schutz und damit der Er­
haltung des Lebens, des Lebens, des­
sen Bewahrung dem Staat nach unse­
rem Grundgesetz als vorrangige Pflicht 
aufgegeben ist ... " 

Abteilungspräsident Karf-Ludwig 
Haedge berichtete über die Auswer­
tung der SChutzwerterhebung in 
Straubing: 

.. Von den rund 1700 Gebäuden 
sind lediglich 42 % = 716 Gebäude 
vollunterkellert. Dabei war auffallend, 
daß Gebäude aus der Zeit vor 1850 
nur zu 3 %, während solche aus den 
Jahren nach 1950 mindestens zu 7 % 
vollunterkellert sind . 

Während also 42 % der insgesamt 
erhobenen Gebäude vollunterkellert 
sind , eignen sich aber nur etwa 25 % 
der Kellergeschosse aller erhobenen 
Gebäude für einen nachträglichen Aus­
bau zu Schutzräumen im Grundschutz. 
Diese starke Reduzierung der ausbau­
fähigen KeIlergeschoßzahl ist zurückzu­
führen z. B. auf zu geringe Kellerhöhen 
und -größen sowie auf das Vorhanden­
sein gefahrdrohender Leitungen oder 
Lagerung nicht kurzfristig räumbarer 
Güter (Heizöl u. a. m.). In den durch 
nachträglichen Ausbau für Schutz­
zwecke geeigneten Kellerräumen könn­
ten 13 600 Personen Schutz finden. 
Damit könnte rein rechnerisch die ge­
samte Nachtbevölkerung (= 11 766 
gemeldete Einwohner) untergebracht 
werden. 

In den 1700 erhobenen Gebäuden wur­
den keine Schutzräume des Grund­
schutzes vorgefunden. 

Der Brand- und Strahlenschutz der 
vorhandenen Umfassungsbauteile 
wurde erminelt. Die Trümmersicherheit 
der Umfassungsbauteile kann jedoch 
nur durch zusätzliche bauliche Maß­
nahmen erreicht werden. 

a) Erdberührte Außenwände weisen 
vollen Brand- und Strahlenschutz auf. 
Mit zunehmender Kellersockelhöhe 
nimmt der Brand- und Strahlenschutz 
der Außenwände ab. 
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b) Für die Kellerdecke gilt eine andere 
Aussage. Während Hohlkörperdecken, 
die vorwiegend in den SOar Jahren 
eingebaut wurden, nur einen geringen 
Brand-und Strahlenschutz aufweisen, 
steigt dieser bei Stahlbetonmassivplat­
ten, die ab Anfang der 60er Jahre ver­
mehrt zur Anwendung kamen, an, er­
reicht aber keinesfalls den nofwendigen 
Schutz, höchstens 50 %. 

c) In der Bausubstanz vor 1850 konnte 
dagegen bei den Decken (Gewölbedek­
ken) Brandschutz in rd . 42 % und 
Strahlenschutz in rd. 41 % aller Fälle 
festgestellt werden. 

d) Lediglich drei Kellerdecken in den 
1700 untersuchten Gebäuden waren 
trümmersicher ausgeführt. 

Aufgrund der Modellerhebung muß 
die allgemeine Feststellung getroffen 
werden, daß Gebäude, die unmittelbar 
nach dem Zweiten Weltkrieg bis ca. 
Mitte der SOar Jahre erbaut wurden, 
in der Regel eine schlechte Bausub­
stanz aufweisen. Daher können sie 
überwiegend hinsichtlich der Frage 
des nachträglichen Ausbaus zu Schutz­
räumen im Grundschutz außer Betracht 
bleiben ... 

Das ,Modell Straubing' hat gezeigt, 
daß es völlig unvertretbar ist, nur eine 
Komponente des Grundschutzes bei 
einer Schutzwertuntersuchung der AIt­
bausubstanz zugrunde zu legen. In 
der Vergangenheit ist dies aber gesche­
hen. Zudem wurden damals dann im 
Laufe der Zelt die fur eine einzige 
Grundschutzkomponente ermittelten 
Werte fälschlIcherweise als für den 
gesamten Grundschutz geltend darge­
stellt. Das führte für längere Zeit zu 
einer falschen Einschätzung des 
Schutzwertes der Altbausubstanz. Diese 
Einstellung wird noch gelegentlich ange­
troffen ... " 

Gerhard Herdegen, Mitarbeiter des 
Instituts für Demoskopie In Allens­
bach, berichtete über die Einstellung 
der Bevötkerung zum Zivilschutz: 

" tn zwei Untersuchungen im Auftrage 
des Bundesamtes für Zivilschutz, einer 
Pilotstudie 1975/76 und einer Reprä­
sentatIverhebung um die Jahreswende 
1977178 , hat das Institut für Demosko­
pie Allensbach die Einsteltung der bun­
desdeutschen Bevölkerung zum Zivil­
schutz ermittelt. Nach diesen Untersu­
chungen fühlt gut die Hälfte der erwach­
senen Bundesburger seine Sicherheit 
durch Naturkatastrophen, Kriege und 
große Unglücksfälle bedroht und macht 
sich daruber Sorgen. 

Durch Terroranschläge ausgelöste Ka­
tastrophen, Großfeuer, Naturkatastro­
phen, große Eisenbahn- oder Flug-
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zeugunglücke und Atomkrieg - so lautet 
die Reihenfolge des Sorgenkatalogs, 
den die Bevölkerung Ende 1977, Anfang 
1978 aufstellte. Schon damals, lange 
vor Harrisburg, nannte leder dritte Deut­
sche eine mögliche Atomreaktor-Kata­
strophe als Grund, ,sehr besorgt' zu 
sein . Angesichts relativer Ruhe an der 
Terrorfront und der leidenschaftlichen 
Atomenergie-Diskussion der letzten 
Monate dürften sich die Gewichte inzwi­
schen deutlich in diese Richtung ver­
schoben haben. Wie Allensbacher 
Trendergebnisse seit 1961 zeigen , ist 
die Kriegsfurcht in der Bevölkerung 
der Bundesrepubtik permanent zurück­
gegangen. Die Einsicht in die Nofwen­
digkeit des Zivilschutzes und die Bereit­
schaft, dafür Opfer auf sich zu nehmen, 
wird also gegenwartig weniger von mili­
tärischen als von Zivilen Bedrohungen 
gefördert. Daß im Kriegsfall durch 

Schutzmaßnahmen sehr viele Men­
schenleben gerettet werden können , 
glaubt ohnehin nur die Hälfte der Bun­
desbürger (56 Prozent), während ein 
Drittel der AnSicht ist, bei einem Krieg 
sei eh' alles aus. 
Trotz der verbreiteten Tendenz, die 
Pflichten der Daseinsvorsorge pauschal 
dem Staat zu ubertragen, sagt nur eine 
Minderheit der Bevölkerung (30 Pro­
zent) , Zivilschutz sei allein Aufgabe 
des Staates. Fast jeder zweite findet 
dagegen, diese Vorsorge sei ,auch 
Sache des einzelnen'. So überrascht 
es nicht, daß auf den Vorschlag, eine 
Zivilschutzabgabe von 10 bis 20 Mark 
pro Jahr einzufuhren, ,um die Bevölke­
rung vor Katastrophenfällen und bei 
einem eventuellen Krieg besser zu 
schutzen', 57 Prozent der Befragten 
positiv reagieren und nur 31 Prozent 
erklären: ,Dazu ware ich nicht bereit. '" 

Gerhard Herdegen vom Institut für Demoskopie AllenSbach berichtete über die 
Einstellung der Bevölkerung zum Zivilschutz. 
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Georg Leber ist Schirmherr der neuen BVS-Ausstellung 

"Kinder als Helfer hinzugewonnen" 

Ausstellungseröffnung " Kinder malen Katastrophen und Selbstschutz" 

Inmitten von ausgestopften 
exotischen Paarhufern, See­
löwen und sonstigem interes­
santen Getier wurde am 
22. Mai im Bonner Museum 
Alexander Koenig die wohl 
reizvollste Ausstellung , über 
die der Bundesverband für 
den Selbstschutz verfügt, 
eröffnet: 
" Kinder malen Katastrophen 
und Selbstschutz." Die Aus­
stellung, für die Minister a. D. 
Georg Leber die Schirmherr­
schaft übernommen hat, re­
krutiert sich aus einem Mal­
wettbewerb, den der BVS 
vor knapp zwei Jahren initiiert 
hatte und dessen Resonanz 
den Veranstalter schlichtweg 
überwältigte (siehe ZS-MA­
GAZIN 12/77). Immerhin 
lagen bei Einsendeschluß 
8481 Arbeiten, von denen 
rund 300 für die Ausstellung 
verwendet wurden, von Kin­
dern im Alter zwischen acht 
und 13 Jahren vor - das 
ist bei der Sprödigkeit und 
Schwierigkeit des Themas 
schon eine sehr beachtliche 
Anzahl. 

Was den Kindern alles einge­
fallen ist und mit welcher 
Spontaneität sie ihre Gedan­
ken zu Papier gebracht ha­
ben, frappiert. Das beginnt 
mit dem Tragen eines Helms 
bei Motorradfahrten, mit Un­
fallquellen im häuslichen Be­
reich, Feuers- und Wassers­
brünste sind zu sehen und, 
last not least, Bilder über 
den Krieg von erstaunlicher 
Eindringlichkeit. 

Gemalte Geschichten 

Die Kinder malten aber nicht 
nur einen bestimmten Zu­
stand, sondern setzten als 
Kontrapunkt gleich Hilfs- und 
Rettungsrnaßnahmen. In sehr 
vielen Bildern kann man mit 

Ausstellungseröffnung "Kinder malen Katastrophen und Selbstschutz" im Bonner Museum 
Alexander Koenlg. 

etwas Phantasie ganze Ge­
schichten lesen wie in einem 
Buch. So etwa bei der Arbeit 
der damals elf jährigen Sylvia 
Kraus, die ein vierstöckiges 
Haus mit großen Fenstern 
gemalt hat, in denen man 
sieht, wie gefährlich häusli­
ches Leben sein kann, wenn 
man nicht auf paßt oder aus 
Gedankenlosigkeit unachtsam 
ist. Da hängt ein Medikamen­
tenschrank tür Kinder erreich­
bar zu tief an der Wand , 
wurde vergessen , eine Herd­
platte abzudrehen, da entste­
hen Brände durch ein heißes 
Bügeleisen und durch eine 
brennende Zigarette, da spie­
len kleine Kinder mit einer 
Schere, ein Junge kippt beim 
Nageleinschlagen vom Stuhl , 
da steht ein Radio am Bade­
wannenrand , um den Baden­
den mit Musik zu unterhalten, 
ein Mädchen sitzt in der drit-

ten Etage auf der Fenster­
bank und läßt die Beine aus 
dem Fenster baumeln, ein 
Mann turnt ziemlich abenteu­
erlich auf einer Leiter. Für 
ihr Bild wurde Sylvia mit dem 
zweiten Preis ausgezeichnet, 
es wurde für das BVS-Plakat 
zu der Ausstellung verwendet. 

BVS-Präsident Oskar Lafon­
talne meinte denn auch in 
seiner kurzen Begrüßung, 
der BVS habe eine große 
Zahl von Helfern hinzugewon­
nen - nämlich die Kinder. 

Die eigentliche Eröffnung 
der Ausstellung nahm der 
Bonner Bürgermeister Rudolf 
Meffert vor. Dabei dankte 
er dem BVS für die besonders 
gute Zusammenarbeit, zeigte 
sich zufrieden mit dem er­
reichten Stand des Katastro­
phenschutzes in der Bundes-

hauptstadt und meinte, in 
heutigen Zeiten des Überilus­
ses und Konsums könne 
man das große Engagement 
der freiwilligen Helfer nicht 
hoch genug einschätzen. 

Darstellungskraft 

Georg Leber sagte in seiner 
Ansprache, er habe der Bitte 
des BVS, die Schirmherr­
schaft über diese Ausstellung 
zu übernehmen, gerne ent­
sprochen, denn es komme 
nicht oft vor, daß Themen 
wie Selbstschutz und Kata­
strophenschutz so attraktiv, 
so anders dargestellt würden 
wie im Rahmen dieser Aus­
stellung. Wörtlich sagte Leber: 
" Drei Aspekte haben mich 
bewogen, die Schirmherr­
schaft zu übernehmen: Zuerst 
natürlich die DarstellungSkraft 
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der Kinder. Ich meine, daß 
wir uns mit Kindern und mit 
allem, was mit Kindern zu 
tun hat, intensiver beschäfti­
gen sollten. Als Zweites die 
Thematik Katastrophen- und 
Selbstschutz. Darüber sollte 
mehr gesprochen werden. 
Hier ist der Nachhotbedarf 
beträchtlich. Als Drittes, weil 
es sich um Malerei handelt. 
KIndermalerei ist auch eine 
Art naive Malerei. Sie ist in 
der Lage, Menschen und 
Vorgänge in einer Weise 
darzustellen, die der Wahr­
heitsfindung dient." Der Mini­
ster a. D. greift ubrigens in 
seiner Freizeit selbst gerne 
zu Pinsel und Palette 
Katastrophen selen - so Le-

ber - ein Bestandteil unseres 
Alltags. Auch Kinder würden 
täglich mit dem Bild der Kata­
strophe konfrontiert, sei es 
in der Wirklichkeit , sei es 
auf dem Bitdschirm oder auf 
der Leinwand. Obwohl die 
Katastrophe, der Unfall eine 
Alltagserscheinung sei, wirke 
es schockartig, dramatisch 
auf den Betrachter. Diese 
Tatsache bilde die psycholo­
gische Grundlage fur die 
vorliegende Malerei. Einer­
seits das gewohnte, bekannte 
Bild der Katastrophe, ande­
rerseits die dramatische Wir­
kung des Ereignisses. Er 
glaube, die Kinder hätten 
diese Dualität begnffen und 
wirkungsvoll zum Ausdruck 

Der Schirmherr mit den jugendlichen Preisträgern. 
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Vom Bundesministerium des Innern kamen Ministerialdirektor 
Wedler, Leiter der Abteilung Zivile Verteidigung (Mitte), und Regie­
rungsrat Gessert, ebenfalls Abteilung Zivile Verteidigung (links), 
rechts im Bild BVS-Abtellungspräsident Schuch. 



gebracht. Als zweites Element 
der Bilder könne die Abwehr, 
der Schutz betrachtet werden: 
sich darüber Gedanken zu 
machen, wie Vorsorge zu 
betreiben sei und wie man 
sich in der Gefahr schützen 
könne. Das bilde im wesentli­
chen den Kern der Ausstel­
lung und das finde er so posi­
tiv. " Wie die Kinder bildne­
risch auf die Szenen einer 
Katastrophe reagieren , wie 
sie weiterdenken und Lö­
sungsmöglichkeiten suchen, 
regt auch den Betrachter 
an , ebenfalls einen Denkpro­
zeß einzuleiten und Konse­
quenzen zu ziehen." 

Barrieren 
zu überwinden 

Die Ausstellung zeige auch, 
daß die Entwicklung der 
Technik gleichzeitig auch 
die Entwicklung der Katastro­
phe sei. Früher habe die 
Katastrophenabwehr vor allem 
den Mächten der Natur gegol­
ten, heute dominiere immer 
mehr die Abwehr gegen die 
technische Katastrophe . Im 
Mittelpunkt dieser Entwicklung 
stehe die Abwehr gegen die 
größte Katastrophe der 
Menschheit - den Krieg. So 
diene auch diese Ausstellung 
dazu, daß der Betrachter 
die Gefahr der Katastrophen 
bewußt aufnehme, daß er 
sich mit der Thematik ausein­
andersetze und daß er auch 
bereit sei, den nächsten 
Schritt zu tun und sich mit 
Schutzmöglichkeiten zu be­
schäftigen. Hier seien noch 
mächtige Barrieren zu über­
winden. Trägheit. Desinter­
esse und der Wunsch, die 
Aufgaben an den Staat wei­
terzugeben, seien Elemente, 
die zu bekämpfen sind. " Mit 
Ausdauer, Ideen und 
gelegentlich auch auf kleinen 
Umwegen, wie dieser Kin­
dermalausstellung, kommt 
man diesem Ziel näher. Ich 
wünsche, daß diese Ausstel­
lung dem Betrachter den 
Selbstschutzgedanken näher­
bringt und daß er dem Kind 
als dem besonders im Kata­
strophen- und Kriegsfall 
schutzbedürftigen Wesen 
seine Gedanken und Vor­
sorge widmet", schloß Georg 
Leber seine Rede. 

Oskar Lafontaine und Georg leber trugen sich in die Gästebücher des Museums und des BVS ein. 

Stellenausschreibung 

Velbert liegt mit rund 94 000 Einwohnern landschaftlich schön im Städte­
dreieck Düsseldorf, Essen, Wuppertal. Ihren Wohn- und Freizeitwert be­
stimmen der moderne Wohnungsbau, historische Baubestände sowie 
die Angebote sämtlicher Schulsysteme, der städt. Kultureinrichtungen 
einschI. Theater und Konzerte, der zahlreichen Sportstätten und weitläufi­
gen Erholungsanlagen. 

Für das Sachgebiet 

Katastrophen-. Zivil- und Selbstschutz 

wird ein 

Hauptsachbearbeiter 

gesucht. Das Aufgabengebiet umfaßt: 

- Aufgaben der Katastrophenabwehr (örtliche Katastropheneinsatzlei­
tung) 

- Planung und Aufbau sowie Organisation der Katastrophenschutzdien­
ste (einschI. Führung und Leitung) 

- Planung und Koordinierung aller Zivilschutzaufgaben 
- Planung zur Aufrechterhaltung der Verwaltungsfunktion, der Versor-

gung und Bedarisdeckung 
- zivile Alarmplanung. 

Erwartet werden Verantwortungsbewußtsein, Führungseigenschaften, 
Durchsetzungsvermögen, Urteilsfähigkeit sowie überdurchschnittliche 
Fachkenntnisse und Erfahrungen. Eine entsprechende Ausbildung im Ka­
tastrophenwesen auf Bundes- und Landesebene sollte nachgewiesen 
werden können . Die Vergütung erfolgt nach IVa. BAT und wird ergänzt um 
die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen erbittet umgehend unter Bezug 
auf diese Anzeige der 

Stadtdirektor der Stadt Velbert 
Rathaus, 5620 Velbert 
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Den Ernstlall probte das Technische 
Hilfswerk Köln in einer groß angelegten 
übung namens " Hol über". Es wurde 
angenommen, daß sich die Bundesrepu­
blik seit dem 9. Mai im Verteidigungszu­
stand befand. An den Grenzen fanden 
Kampfhandlungen statt, vereinzelte An­
griffe erfolgten im ganzen Bundesgebiet. 

Die besondere Lage in Köln : Am 
10. Mai ordnete der Hauptverwaltungs­
beamte - in diesem Fall Oberstadtdirek­
tor Dr. Kurt Rossa - für die Katastro­
phenschutzeinheiten Alarmstufe 2 an . 
Am 12. Mai erfolgte in den frühen Mor­
genstunden ein Angriff auf Köln, bei dem 
die Rheinbrücken teilweise zerstört wur­
den, die Trinkwasserversorgung ausfiel , 
im ganzen Stadtgebiet diverse Druck­
und Brandschäden auftraten. Um 6.00 
Uhr morgens löste der HVB für das THW 
Alarmstufe 3 aus. Die Einheiten des 
Brandschutz- und Sanitätsdienstes waren 
bereits im Einsatz. 

Sinn und Zweck dieser von langer Hand 
vorbereiteten übung: den Ausbildungs­
stand der THW-Helfer zu überprüfen. 
Weiter sollte zum ersten Male eine Fähre 
aus Leichtmetallpontons ausprobiert 
werden. Diese über sieben Meter langen, 
doppelwandigen Halbpontons sind un­
sinkbar, da ihr " Innenleben" mit Kunst­
stoff ausgeschäumt ist, so daß in sie, 
selbst wenn sie leckschlügen, kein Was­
ser eindringen kann . Schließlich übte 
man - ebenfalls zum ersten Male - mit 
einem neuen Steckrahmengerüst 
(SSK 300). Mit Hilfe dieses Gerüstes 
können Hochwasserstege, übungstürme, 
aber auch ganz " normale" Gerüste ge­
baut werden , die sich mit jedem anderen 
verschraubbaren Gerüst kombinieren 
lassen. Vorteil des Steckrahmengerüstes: 
Es ist breiter als die üblichen Fassaden­
gerüste, nämlich ein Meter; man kann 
daher Verletzte mit einer Trage ohne 
Schwierigkeiten bergen . 

Die übung erstreckte sich über zehn 
Stunden, an ihr nahmen ca. 500 Helfer 
in zehn Bergungszügen, einem Ber­
gungsräumzug und vier Instandsetzungs-

20 

~. -
- - ... .;::. 

":=: - ---

Spektakulärster Teil der großen THW-Obung war der Bau und der Einsatz einer 
unsinkbaren Ponton-Fähre. 

Zum ersten Male wurde ein neues Steckrahmengerüst erprobt und auf Tauglichkeit 
überprüft. 



Die THW-Tauchergruppe mußte Autos bergen, die In einer Kiesgrube versenkt worden 
waren. 

Mit Spezialpumpen wurden kleinere KIeslöcher leer gepumpt. 

zügen teil , ferner der städtische Fern­
meldedienst, die Feuerwehr, DLRG, 
JUH und DRK, letztere drei Organisatio­
nen im Rahmen des Sicherungsdienstes. 
Die Einsatzleitung hatte sich im Einsatz­
zentrum der Kölner Berufsfeuerwehr 
etabliert. 

Spektakulärster Teil der übung war na­
türlich der Bau der Pontonfähre und 
deren Einsatz. Auf den Schwimmkörpern 
wurde ein 20 Meter langes Stück Fahr­
bahn befestigt. Als Antrieb der Fähre 
dienten zwei Außenbordmotoren und 
ein Schubboot mit einem 75-PS-Aggre­
gat. Mit dieser Fähre können Lasten 
bis zu zwölf Tonnen transportiert werden. 

Im Verlauf der übung wurden insgesamt 
rund 50 Fahrzeuge über den Rhein ge­
setzt. Dazu mußte ein Anleger errichtet 
und die Rampe dafür unterbaut werden . 

Ein weiterer Übungsort befand sich in 
einem abbruchreifen Haus im Kölner 
Stadtgebiet, in dem das Bergen aus 
Gebäudetrümmem geübt wurde. In einer 
Kiesgrube am Rande KÖlns hatte die 
Tauchergruppe ihren Einsatz. Mehrere 
Fahrzeuge waren dort zuvor versenkt 
worden. Mit SauerstOffgeräten tauchten 
die Froschmänner in die TIefe, befestig­
ten die Leinen der Bergungsfahrzeuge 
an den Autos, die dann von kleinen Krä­
nen aus dem Wasser gehievt wurden . 

Ein weiterer übungsteil war die Errich­
tung eines provisorischen FernmeIde­
turms, dessen Fundament in den Boden 
einbetoniert werden mußte. Ferner wur­
den mit Hilfe des Steckrahmengerüstes 
an verschiedenen Stellen Stege gebaut; 
auch die überprüfung mehrerer Notbrun­
nen im Stadtgebiet stand auf dem Pro­
gramm. Versorgungsleitungen wurden 
hergestellt, kleinere Kiesgruben mit Spe­
zialpumpen leergepumpt, eine zusätzli­
che Landebrucke am Rheinufer gebaut, 
das Bergen aus HÖhen geübt und 
zwischendurch an verschiedenen Orten 
immer wieder das Bergen unter Atem­
schutz geprobt. Alle Einsatzorte waren 
über den städtischen Fernmeldedienst 
miteinander verbunden . 

Oberstadtdirektor Dr. Kurt Rossa, 
Schiedsrichter Gottfried Stratmann vom 
Bundesamt für Zivilschutz und der Kreis­
beauftragte des THW, Horst Frentrup, 
waren mit den Leistungen und dem Aus­
bildungsstand des KÖlner THW zufrieden 
und äußerten sich anerkennend über 

Oberstadtdirektor Dr. Kurt Rossa die einzelnen Obungsabschnitte. den reibungslosen Ablauf der Veranstal-
Gottfrled Stratmann vom BZS erläuterte in seiner Funktion als Schiedsrichter dem Kölner I 
_____________________________________________________________ tung. 
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Stromleitungen rissen , Masten knickten um: 

Als in Niederbayern die Lichter verlöschten 
Erfahrungen aus dem Einsatz der Instandsetzungszüge des THW zur Unterstützung 
der Energieversorgungsuntemehmen 

Die am Ende eines Winters typischen 
Naßschnee1älle verursachten am 
29. März t 979 in Niederbayern ein 
regelrechtes WInterchaos: Bäume 
brachen unter der Schneelast 
zusammen und blockierten Verkehrs­
wege Im niederbayerischen Gebiet. 
Solche späten Wintereinbrüche sind 
zwar den Bewohnern dieses Raumes 
nicht fremd; daß jedoch die Schnee­
fälle über 24 Stunden anhielten, damit 
hatte niemand gerechnet. Im folgen­
den Beitrag soll deshalb von den un­
gewöhnlichen Folgen die Rede sein, 
die die Instandsetzungszüge des THW 
vor eine echte Bewährungsprobe 
stellten. 

Stromausfall bedrohte 
lebenswichtige Unternehmen 
und die Bevölkerung 

Durch die pausenlosen Naßschneefälle 
rissen Stromleitungen und knickten bis 
zu 40 m hohe StahlgiHermasten, als 
wären sie aus Holz. Dadurch wurde 
in vielen Ortschaften der Landkreise 
Straubing-Bogen, Regen, Deggendorf, 
Passau und Roltal-Inn die Stromversor­
gung erheblich gestört und unterbrochen, 

Schadenslage im Stadt- und 
Landkreis Passau 

Von diesem Unwetter waren besonders 
der Landkreis und die Stadt Passau 
betroffen. Die kritische Lage bei der 
Strom- und Wasserversorgung wurde 
durch die Zerstörung mehrerer überland­
leitungen wie die 11 O-kV-Leitung des 
Kraftwerkes Pleinting nach Arnstorf sowie 
die Leitung von Simbach nach Pfarrkir­
chen und die 11 O-kV-Leitung von Pie in­
ting nach Deggendorf, die in die Donau 
fiel und dadurch auch den Schiffsverkehr 
zum Erliegen brachte, hervorgerufen. 

Im gesamten Schadensgebiet war durch 
umgestürzte Masten und gerissene Lei­
tungen das Telefonnetz erheblich gestört. 
Schätzungsweise bis zu 15000 Telefon­
anschlüsse waren längere Zeit nicht 
benutzbar. 

Katastrophenalarm ist am 30 , März 1979 
um 14.30 Uhr durch den HVB gegeben 
worden. 
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Schadenslage im Landkreis 
Straubing-Bogen 

Die Ortschaften im Bayerischen Wald 
um Mariaposching und dem Luftkurort 
SI. Englmar wurden ebenfalls durch 
Mastbrüche und gerissene Leitungen 
vom Strom ausfall betroffen. Kühlhäuser 
und Trinkwasseranlagen fielen aus, 
Schneebruch blockierte die Zufahrtswe­
ge, der Eisenbahnverkehr kam zum Er­
liegen. 

Schadenslage im Landkreis 
Rottal-Inn und Deggendorf 

Auch diese Gebiete sind von der Wucht 
der Schneefälle stark betroffen worden. 
über 40 Betonmasten knickten um, ge­
rissene überlandleitungen verursachten 
in weiten Gebieten Stromausfälle. Durch 
den Bruch eines Betonmastes auf der 
Heinzelspitze riß die 380-kV-Leitung 
in Richtung Pfarrkirchen und unterbrach 
diese wichtige Stromversorgung. Weitere 
Starkstrom leitungen hingen durch die 
Schnee- und Eislast gefährlich lief und 
stellten dadurch große Gefahren dar. 
Der Katastrophenalarm wurde hier eben­
falls am 30. März 1979 um 14.30 Uhr 
gegeben. 

Einsatz des THW 

Neben über 1000 Monteuren der Strom­
versorgungsunternehmen , Soldaten der 
Bundeswehr und Helfern der Feuerweh­
ren waren 250 Helfer aus 15 meist nie­
derbayerischen Ortsverbänden mit 
62 Stromerzeugern mit einer Leistung 
von 3-7,5 kVA und 
7 Stromerzeugern mit einer Leistung 
von 20-250 kVA, dazu Beleuchtungsmit­
tel , im Einsatz. 
Drei Instandsetzungszüge unterstützten 
in den Landkreisen Pass au und Roltal­
Inn die Energieversorgungsunternehmen 
bei der Instandsetzung von Freileitungen. 
Notstromanlagen und Stromerzeuger 
wurden am folgenden Tag vermehrt 
benötigt. da die Stromversorgung trotz 
der ununterbrochenen Reparaturarbeiten 
der Energieversorgungsuntemehmen 
unter der Mithilfe der drei Instandset­
zungszüge des THW noch nicht gesi­
chert werden konnte. Die Stromerzeuger 
mit einer Leistung von 30 bis 250 kVA 

wurden zur direkten Stromeinspeisung 
in Ortsnetze verwendet. Dies geschah 
hauptSächlich im Landkreis Deggendorf. 
Aggregate mit kleinerer Leistung (ab 
1,5 kVA) sind zur Versorgung von Ein­
zeigehöften und Betrieben eingesetzt 
worden . Die Helferschaft führte darüber 
hinaus Aufräumungsarbeiten sowie In­
standsetzungen von Freileitungen durch. 
Am 1. April 1979 waren In den Landkrei­
sen Deggendorf. RoHal-lnn und Passau 
(auch im Stadtbereich) noch eingesetzt: 
14 Stromerzeuger mit einer Leistung 
von 20-250 kV A 
79 Stromerzeuger mit einer Leistung 
von 3-7,5 kVA, personell 
275 THW-Helfer aus 18 Ortsverbänden. 
Der Katastrophenalarm wurde für den 
Landkreis Passau - außer für einige 
Ortschaften - am 2. April 1979 um 11 .25 
Uhr aufgehoben. Stromerzeuger und 
THW-Helfer waren jedoch weiterhin im 
Einsatz. 
Im Landkreis RoltaHnn bestand der 
Katastrophenalarm bis zum 4. April 1979 
um 17.10 Uhr. Am 5. April 1979 waren 
noch eingesetzt: 
2 Stromerzeuger mit einer Leistung von 
20-50 kVA 
62 Stromerzeuger mit einer Leistung 
von 2-7,5 kVA sowie 
35 Helfer aus 6 Ortsverbänden. 

Einsatzerfahrungen 

Der Einsatz von Mannschaften und Gerät 
wurde auf Anforderung der HVB vom 
THW-Landesbeauftragten für Bayem 
koordiniert . Durch das schnelle Handeln 
der für den Katastrophenschutz Verant­
wortlichen konnte umgehend und ohne 
Verzug praktische Hilfe geleistet werden, 
die durch die Möglichkeit der FunkaIar­
mierung wesentlich beschleunigt wurde. 
Der verstärkte Einsatz von Instandset­
zungszügen in Zusammenarbeit mit den 
Versorgungsträgern gestaltete sich pro­
blemlos. Aufgrund der bei gemeinsamen 
Einsätzen gemachten Erfahrungen sind 
die Energieunternehmen an einer weite­
ren Zusammenarbeit mit dem THW sehr 
interessiert. 
Die von allen eingesetzten Kräften er­
brachten Leistungen fanden vielfache 
Anerkennung. So sprach auch der Re­
gierungspräsident von Niederbayern, 
Dr. Schmid, dem THW in einer Veröffent­
lichung seinen Dank aus. 



Wilfried Hampel , Ing, (grad ,) für Tiefbau und Wasserwirtschaft, 
Amtsrat im Bundesministerium des Innern 

Wasser - lebensnotwendig 
Die Sicherung der Trinkwasserversorgung 
im Rahmen des Wassersichersteliungsgesetzes 

Vor 14 Jahren, am 16, September 1965, 
trat das Wassersicherstellungsgesetz 
(WasSG vom 24, August 1965) in Kraft. 
Es ist ein auf der ausschließlichen Ge­
setzeskompetenz des Bundes (Art. 73 
Abs. 1 GG) beruhendes Zivilverteidi­
gungsgesetz und rechnet zu den fünf 
Sicherstellungsgesetzen, die unter der 
Bezeichnung "Vorsorgegesetze" ihre 
Zweckbestimmung deutlich machen 11 I. 
Von den übrigen vier Vorsorgegesetzen 
(Wirtschaftssicherstellungsgesetz vom 
24. 8. 1965, Ernährungssicherstellungs­
gesetz vom 24 . 8. 1965, Verkehrssicher­
stellungsgesetz vom 24. 8. 1965 und 
Arbeitssicherstellungsgesetz vom 9. 7. 
1968) unterscheidet sich das WasSG 
dadurch, daß es bereits in Friedenszeiten 
durchgeführt wird und die in seinem 
Rahmen erstellten Anlagen auch zu 
anderen Zwecken als den Sicherstei­
lungszwecken im V-Fall verwendet wer­
den dürten (§ 8 WasSG) . Die aufgrund 
des § 2 WasSG gebauten Notversor­
gungsanlagen sind zwar grundsätzlich 
dazu bestimmt, die Versorgung der Zivil­
bevölkerung und der Streitkräfte mit 
Trinkwasser im Verteidigungsfall sicher­
zustellen , d. h. den lebensnotwendigen 
Bedart an Trinkwasser zu decken, auf 
dieser Zweckbestimmung dart jedoch 
nicht starr und ausschließlich bestanden 
werden . Gemäß § 8 WasSG ist eine 
andere Verwendung nur dann auszu­
schließen, wenn dadurch die ursprüngli­
che und eigentl iche Zweckbestimmung 
beeinträchtigt werden würde. Schon 
im Interesse der Betriebsfähigkeit sowohl 
von Notbrunnen als auch von anderen 
wasserwirtschaftlichen Vorsorge maß­
nahmen, z. B. Verbundleitungen, ist es 
sinnvoll , sie für anderweitige Zwecke 
heranzuziehen. 

Eine anderweitige Verwendung der Anla­
gen ist an die Zustimmung der nach 

sind aus den haushalts rechtlichen Erläu­
terungen zu Kap. 3604 Titel 88370 des 
Bundeshaushaltsplanes folgende Anmer­
kungen zu entnehmen: 

" Die Maßnahmen beruhen auf dem 
Wassersicherstellungsgesetz und dienen 
der lebensnotwendigen Versorgung der 
Bevölkerung mit Trinkwasser, Betriebs­
wasser sowie Löschwasser im Verteidi­
gungsfall. Im Vordergrund steht der Auf­
bau einer Trinkwasser-Notversorgung. 
Die für den Verteidigungsfall vorgesehe­
nen Anlagen und Einrichtungen stehen 
auch der Wasserversorgung im Frieden 
zur Vertügung." 

Diese Aussage kann unter Berücksichti­
gung allgemein volkswirtschaftlicher 
Gesichtspunkte nicht genug gewürdigt 
werden . 

Bisherige 
Vorsorgemaßnahmen 

Schon ab 1960, also noch vor Inkrafttre­
ten des WasSG , wurden wasserwirt­
schaftliche Vorsorgemaßnahmen durch­
geführt. Für verschiedene, überwiegend 
punktuell festgelegte Maßnahmen wur­
den dabei von 1960 bis 1967 Bundeszu­
schüsse von insgesamt rd . 19,3 Mio. DM 

bereitgestellt. Zu nennen sind in dem 
Zusammenhang Sicherungsmaßnahmen 
an den Wasserwerken Kiel-Wik [2] 
(Abb. 1) und Dortmund-Villigst (Abb. 2 
und 3), zusätzliche Schutz- und Siche­
rungsanlagen an der Biggetalsperre, 
die Verlegung einer Verbundleitung zwi­
schen Lübeck und Travemünde sowie 
der Bau verschiedener Notbrunnen in 
Hamburg, Bremen und Karlsruhe. Außer­
dem wurden Haushaltsmittel zur Vertü­
gung gestellt für Untersuchungen und 
Erprobungen, für die Erstellung von Mu­
sterplanungen zur Sicherung der Trink­
wasserversorgung sowie für Sprengver­
suche an Rohrleitungen und Brunnen. 
Hierdurch wurden Erkenntnisse gewon­
nen, die mit die Grundlage für spätere 
Durchführungsmaßnahmen bildeten [3]. 

Für die seit 1968 vom Bund bereitgestell­
ten Haushaltsmittel konnten aufgrund 
des laufenden Schwerpunktprogramms 
"Trinkwasser-Notversorgung aus Brun­
nen und Quellfassungen" im Rahmen 
des Wassersicherstellungsgesetzes mit 
Ermittlungsstand vom 31 . 12. 1977 2434 
netzunabhängige Trinkwasser-Notbrun­
nen mit Gesamtkosten von rd. 101 ,5 
Mio. DM und 15 kurze Verbundleitungen 
in einer Gesamtlänge von 14 755 m 
und Kosten von rd. 2,56 Mio. DM fertig-

§ 26 WasSG zuständigen Behörde ge­
bunden; die Zustimmung dart grundsätz­
lich jedoch nicht versagt werden . Mög­
lichkeiten einer "friedensmäßigen" Ver­
wendung sind gegeben bei allen Not­
oder Katastrophensituationen auf dem Ge­
biet der Wasserwirtschaft , z. B. in Dürre­
katastrophen, Wassermangelperioden 
oder ähnlichen Notlagen. Zu der Frage 
der Verwendung wasserwirtschaftlicher 
Vorsorgemaßnahmen für den V-Fall 

Abb. 2 und 3: Sicherungsmaßnahmen im Wasserwerk Oortmund-Vlliigst. 
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Abb. 1: WasserwerX Wik der Stadtwerke Kiel . 
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Kap. 3604 Titel 883 01 
Haushaltsjahre 1968 - 1977 

Stand: 31. Dezember 1977 

~ Durchführung \"'on Vorsorgeal&ßnah.meJ1 nach dem ' ••• SG bis 31.12.1977 
( nur No~brunn.n. keine VerbundleitUAgen ) 1) 

1.1 .. bis 31.12.1977 SWDme bis 31.12.1977 

Notbrun.nen Versorgte Not brunnen 
Lud ( Neubauten K.ost 8n Sinwohner W eubauten Ko sten 

u .. UlIlbauten ) u.UlZlbauten ) 

Stek. DM E Stck. DM 

Baden-
',urtte.ll.berg 10 732.700 42 . 700 182 9.504.750 

Bayer:1 8 697.900 67.680 211 19 .368.050 

Brelllen 8 120. 600 42. 000 , 162 1.528.490 
I , 

Ramburg 10 64.200 57 . 000 
, 

4.477 .,80 
I 105 

Eie:usen 21 1.177.600 97.050 
i 166 8.887.350 , , , 
i 

N'ieders.choSen 57 1.984. 700 193. 800 i 407 9. 420.400 

Nordrhein-
'tieS1::talen 25 1.672.800 155.160 497 19.876.900 

Rh. inl.aal.12; 6 582 .700 21 .500 176 10.8" .680 

Saarland -- -- -- 67 5. 394.000 

Sehl..a ..... -Holst .. 6 339.500 37.200 124 7. 327.860 

zua&.IIIIIIen 151 7.372.700 71". 090 2.097 96.596.860 
( obne Berlin) ... "''''' •• '''=.,.,. "',. ..... ""'" "' ... "'''' = ....... "'== .... 

Berl.in 152) 245.500 26.600 3373 ) 4. 933.0003 

S_. 166 7.61~·2oq 740.690 2.4344) 101.529.860 
( llit Berlin) :=-,. ........... ........ ,. • -= ... .... -,. ...... "' .... 

Ein~ohn.r nach dem 

Versorgte Prioritätenprogramal 

!:invotuar ( I - III ) . 
Stand: 15.12.1977 

E " 
934.700 3. 217.200 

1.855.940 4.262.,00 

631.130 712.400 

1.564. 100 1.688.000 

869.850 4.078.500 

1.580.600 3.825.900 

2.574.500 14.099 .200 

, 836. 100 2 .. 469.600 , 
I , 

230 . 330 I 712.300 

I 

815.460 I 1.712 . 800 

, 

:!:::~:::3) I 
36.778.200 
:=="'="'''' .. :''' 

1. 966.700 

I:~:::~:~~: 4) I 38.74 4.900 
:==== .. := .. = 

1)Angabea über Kap. 3604 Titel 883 01 gebaute Verbuadleitungen - bisher vurden 15 Stück abgerechnet -
erfolgen guond.ert in. Ta.bella.2 

2 )Hinzu kommen 31 arunnen. die 1977 aue" anda~.n MittaLn lIit Kosten von. rd. 469.500 DM zur Versorgung von 
weitaren rd. ~9.6aO Einwohnern erstellt worden sind. 

3)In. Berlu sind. seit 1968 337 Stra.ßenbrunnan lIit Kit-eeln ( rd. 4.933 Kio DM) du '.usa trstellt · ... ord.n. Damit 
können rd. 546. 000 Einwohner notv.rsorgt werden . Hinzu kommen 885 Straß.nbrunnen. die mit Kosten 70n 
rd. ;,934 Kio OM au s and.ren KitteLn zur V.rsorgung von. weiter.n rd. 1. 400.000 ZiAwohn.rn ,ur Ver!Ugung stenen. 

Damit sud in Berli.n bis 31 . 12.77 337 und 885 .. 1.222 handbetriebene Straaanbrunnen zur Versorgung von 
rd. 546.000 und, 1.400.000 .. rd. 1.946.000 tin.wohnnn g.baut · ... erd.~. 

4)Obn. B.rücksichtigung von ..... it.r.n 885 in Sarlin vorband.n.n Straßenbrunn.n, die !licht aus Kittel..n des ' •• I5SG !eoaut 
wurden, jedocb fUr zusätzlieh. :d. 1.402 Kio Einwohner zur Deckung des Badarfs an lebensnotwendigem Trinkwasser 
• netzunabnängig - bereit~ahen. 

In-g • ...-e können aoait 12,4}8 Kio ~ rd~ 1,402 Kio .. rd . 13,84 Kio ginwohner aue aetzunabbängigen ~otbrunnen 
v.rsorgt ..... rden. 

Tabelle 1 
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Kapo 3604 Titel 883 01 
Haus halts j ahre 1968 - 1977 

Stand : 31 . De zember 1977 

getr.: Durcbführang yon Vorsorgemaßnahmen nach dem 
--- W.eSG b is 31 . 12 . 1977 

( nur Verbundle!.tWl!ljen, keine tfotbrun.nen ) 

aaden-WUrttemberg 

Serla 

3rec:ten 

Rhe l.nJ.and- Pt'a..l:. 

Saarland 

Schl •• Vl.g-ßolstein 

zusammen : 

Tabelle 2 

Verbund­
leitung 

Stele. . 

6 

2 

15 

Länge 

• 
•• 080 

.50 

, . 943 

' . }10 

}.208 

14.755 

gestellt werden . Mit diesen bisher abge· 
schlossenen Maßnahmen sind - unter 
Einschluß der bereits vor 1968 in Ber­
lin·West vorhandenen hand betriebenen 
" Berliner Straßenbrunnen" - rd. 13,8 
Millionen Einwohner, das sind etwa 
22,5 % der Gesamtbevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland, mit lebens· 
notwendigem Trinkwasser nach dem 
Wassersicherstellungsgesetz zu versor­
gen. 

Aus den hier abgedruckten übersichten 
in tabellarischer Form sind Einzelheiten 
über die in den elf Bundesländern bei 
Kap. 3604 Titel 88301 (Bundesmittel 
für wasserwirtschaftliehe Vorsorgemaß­
nahmen) erstellten Notbrunnen und ver­
einzelt auch Verbundleitungen in Verbin· 
dung mit Kostenangaben und versorgten 
Einwohnern zu entnehmen. 

über die Notversorgung von weiteren 
Teilbereichen des Bundesgebietes durch 
Maßnahmen aufgrund des Zukunftsinve· 
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Ourehm •• :ser 

... 
100 

<.co 

100- 400 

150- 250 

150 

100- .400 

Bau.kOat .n 

DM 

60 . 000 

256. 52. 

926 . 150 

677. 165 

180 . 704 

2.555.578 
.,.,. ...... . 

Versorgtt" 
Ein .... oh.c..r 

15. 000 

50. DCa 

132 . 000 

178.215 

20.000 

""3 . 655 

stitionsprogramms "Notversorgung und 
großräumiger Ausgleich" wird in diesem 
Zusammenhang lediglich hingewiesen. 
Ein noch in Druck befindlicher Beitrag 
141 soll nähere Ausführungen über den 
Bau von Verbundleitungen zwischen 
verschiedenen Städten/Gemeinden und 
eigenständigen, benachbarten Wasser-

Bem.erkungen 

Kost enant 81.11g CUr 
DN 350 ::tIII 

Frankfurt / Oflaub.eh 
2 VB tür }O.OOO und 
70 . 000 • ,00.000 ~ . 

Stat.Zubrl.ng.rl~g. 

'rcilklingen 

Abb. 4: Verlegung einer Verbund leitung 
zwischen Ouderstadt und Bad Lauterberg 
im Zonenrandgebiet. 

Abb. 5: Blick In das Innere eines Trlnkwas­
ser-Notbrunnens (Brunnenstube) mit ein­
gebautem Schaltkasten. 



versorgungs unternehmen bringen, aus 
denen sich ergibt, daß mit Mitteln des 
Bundes in Höhe von rd. 100 Mio. DM 
der Bau von insgesamt rd. 390 km Rohr­
leitungen (Abb. 4) und weiteren 128 
Trinkwassernotbrunnen (Abb. 5) gefördert 
wurde. Auf der Grundlage 83 objektge­
bundener Aufträge an acht Bundesländer 
können dadurch weitere rd . 6,2 Mio. 
Einwohner nach dem Wassersicherstel­
lungsgesetz mit lebensnotwendigem 
Trinkwasser versorgt werden . Darüber 
hinaus steht das Wasser im Bedarfsfall 
auch für Löschzwecke zur Verfügung. 
Die einzelnen, seit Mitte 1977 in Auftrag 
gegebenen Vorsorgemaßnahmen sollen 
bis Ende 1979 abgeschlossen und be­
triebsbereit sein. 

Haushaltsmittel 

Für die Durchführung wasserwirtschaftli­
cher Vorsorgemaßnahmen für den Ver­
teldlgungsfall wurden bis Ende 1978 
im Rahmen des Schwerpunktprogramms 
"Trinkwasser-Notversorgung aus Brun­
nen und Ouellfassungen" (laufendes 
Bauprogramm bei Kap. 3604 Titel 88301 
des Bundeshaushalts) insgesamt rd. 
114 Mio. DM verausgabt. 
Hierzu geben zwei Übersichten 
über Bereitstellung und Inanspruch­
nahme der Bundesmittel für wasserwirt­
schaftliche Vorsorgemaßnahmen von 
1968 bis 1974 sowie von 1975 bis 1978 
weiteren Aufschluß [51 . 
In dem " Entwurf eines Gesetzes über 
die Sicherstellung von Leistungen auf 
dem Gebiet der Wasserwirtschaft für 
Zwecke der Verteidigung" vom 5. August 
1963 (Drucksache IV/ 1448) sind für 
die Durchführung aller in § 1 des Was­
sersicherstellungsgesetzes in einem 
Aufgabenkatalog zusammengefaßten 
Maßnahmen Kosten von rd. 3,58 Milliar­
den DM genannt, von denen der Bund 
rd . 2,8 Milliarden zu tragen hat. Der Auf­
gabenkatalog enthält alle die seinerzeit 
für notwendig erachteten Vorsorgemaß­
nahmen "zur Versorgung oder zum 
Schutz der Zivilbevölkerung und der 
Streitkräfte im Verteidigungsfall " (§ 1 
WasSG). Sie beziehen sich im einzelnen 
auf 

- die Deckung des lebensnotwendigen 
Bedarfs an Trinkwasser, 

- die Versorgung mit Betriebswasser 
in unentbehrlichem Umfang, 

- die Deckung des Bedarfs an Lösch­
wasser, 

- die Ableitung und Behandlung des 
Abwassers zur Abwendung gesundheitli ­
cher Gefahren, 

- das Aufstauen und Ablassen des Was­
sers in Stauanlagen sowie das Füllen 
und Entleeren von Speicheranlagen 
zum Schutz gegen Überflutung, 

" 
" 
" 

" 
" 

" , 
8 

lIb.nicht lt.p. 360' 
'I'\t . 8" 0' Ub.r hnlhtdlung w:ul l.aanepl"Uolmalme 

d.er 8und ••• 1tt.l t ilr ...... rw irt.cbattl1 .. h. 

Haubal h_ Vonorg ••• 8nebMn 1968 - 1'J?'5 
IM .. h hhu8gebe j,ull~bn· •• t " 

_ . - -1968 7 .010 .000. - 6 . 255.000 , - 815 .000 ._ 11 . 5 
- -- -- - 1969 9 . 52~ .700 . - 6 . 826. 100 ,_ 2.695 .600 , - 28. , 
- - _1970 '1 , lISO . OOO._ 9 .111 . 900 .- 1 .168. 100,_ 15 ._ 

_ ._197' '7.580 .000 ,_ '6 . 226 .0~ , _ 
___ 1972 15. 600 .000 , - ' 15."5 . »:1,-

191' 15 . 180 .000, _' 12.661. 000 ,_ 
- __ 191' 15 .880.000,~ · ' . "6. 815, ­
_." _'915 " . 000.000,- 12."20. 260,_ 

" 7 , 6 - 2 , 0 • '5 , 6 lUo Dtt 

" DJl'Ob 10 "1g11 Sperre eind II Ur 1' ,662 "-Jo Dl'1 
"erCilgber 

.,. DJrcb ... erviZ'tllc:t..1"tende IU.IIdlr-

:::::b~5~eo~~~ JJr! ,had 
"'.r1'lJgbar ..... . 

~.,~ 

.' ' , J6 

1 . '5' . 9~ ,_ '" 284 .100 ,- ' ,8 
995 .000,- ", 

1.e6' . 125, _ 12 , ' 
5?9 .1~,- ' ,' 

.... -. 
," 

, ',' ,. , 
, 

/ 
/ , 

/. 

'." 

16 , 2' lUD 

" .}2 "10 

12 ,61 !'Uo 
12, '2 "-Jo 

9 ,11 ltio 

6 , 8' Pll0 
6 ,25 lUo 

-~ -....,,- ....... -- 0, ' 
'u. hbr. "' .. "prll "'" ... , "'" A\lS _ Sept . "" . .... .. .. 

Übersicht 1 

llb.rdc bt ,"-p . 3604 
Tit . 88~ 01 üb.r hnoUetenung und ID.ne pnlchn .. bae 

der Bu.ad ... ittel tUr ....... rvirt.cbartUcb. 

" 
" 

Vor. orp;e_aBn .. bael1 19'}5 _ 19'}8 

" 
12 

" 

Rau.halt.­
I!lI1I.t. 

_ ._._ 1975 1} . 000 . ooo ,­
___ 1976 7 . 500 .000 ,-
____ 1m 7 .000 .000, ­
-_._- 1978 7 . 500 .000 , -

hhu llgabe 
12 .420 . 260 ,-
7 .08} . 957 ,-
7 . 363. 815 ,-
7 . 405 . 832 ,-

AUlgabeNlDt " 
579 .740 ,- 4 , 5 
416 .043 ,- 5, 5 
363 . 815 ,- +5 , 2 
~.168 ,- 1, 3 / 

/ 

1Z.U 

~ 
o 

10 

• • , 

Jtlllltl ftll . Mir' 

Obersicht 2 

- die Entwässerung von besiedelten 
Gebieten mit künstlicher Vorflut in unent­
behrlichem Umfang. 

Die Haushaltslage des Bundes sprach 
jedoch schon damals gegen die gleich­
zeitige Verwirklichung aller Maßnahmen. 

Daher erscheint in § 1 Abs. 2 WasSG 
die einschränkende Anmerkung, daß 
sich Maßnahmen nach diesem Gesetz 
und Maßnahmen nach aufgrund dieses 
Gesetzes erlassener Rechtsverordnun­
gen im Rahmen der verfügbaren Haus­
haltsmittel halten müssen und auf das 
unerläßliche Maß zu beschränken sind, 
Man kam der Forderung nach und be­
schränkte sich zunächst auf die Inangriff­
nahme der Trinkwasser-Notversorgung. 
Die Grundlage hierfür bildete das 

/ 

./ 
// 

.!y , t.1I -- __ t,lI 

~"iiE_:-::-::r-__ - \11 

, .. DII . 31 

Schwerpunktprogramm " Trinkwasser­
Notversorgung aus Brunnen und Ouell­
fassungen". Es sollte nach damaligen 
Vorstellungen in zehn Jahren abge­
schlossen sein , um somit dem Geset­
zesauftrag zur Erfüllung des § 1 Abs. 1 
Ziff. 1 WasSG gerecht zu werden . Die 
auf dem Ermittlungsstand von 1963 er­
rechneten Kosten für die Durchführung 
des geplanten Zehn-Jahres-Programms 
beliefen sich auf rd . 260 Mio. DM Bun­
desanteil. 
Legt man vom Ermittlungsstand 1963 
in 15 Jahren eine Kostensteigerungsrate 
von 100 % zugrunde, so wären auf der 
Preisgrundlage von 1978 noch etwa 
400 Mio. DM zur Abwicklung des 
Schwerpunktprogramms aufzubringen. 
Bei einem Mittelansatz von "Null" in 
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Kap. 3604 Ti-t.el 883 01 
Haushaltsjahre 1968 - 1977 

Durcbführung VOD Vorsorgemaßoahmeo nach d.= 
(our Not~runnent k.ine Verbundle~tungen) 

_ Ergebnisse _ 1) 

Vereorgte 
tin .... ohn.r Kost ao Kosten 

NotbrWUlen Notbrunnen versorgt. 

(a..ritha.Mittel ) i:inwohD.er 

vers . E/ Br. DM/ Br. OM/ vers.Z 

Baden-
Wllrt't •• berg 5.,}6 52.22~ 10,17 

Bayern 8.796 91.792 ' 0.44 

Brelllen. 3.896 9. 435 2.'+2 

aa.burg , •• 896 '2 . 6~, 2.86 

1I •••• n 5.2~ 5}.538 10.22 

Nied..rsacb •• o 3.883 23.'~ 5.96 

Hordrhu.n-
W •• tralen 5.,80 39.99' 7.72 

Rh.i.nllUld-
Pfals ' .750 61 , '30 '2." 

Saarlan.d 3.-38 80.507 23.'2 

,schl •• v.l,g-
S.olat;el..Jl 6.576 59.096 8.97 

8ua.da.durch-
.chnl.:t 5.671 ~.06~ 8.12 
(ohne aerl.1.a.) •••• :8. ..,. .. ,.. .... -
8arllJl5 ) , .620 , •• 638 9.03 

BW1d. .. durch-
schnitt 5.1'0 ".713 8.16 
(ait aarli.D.) 

Stand: 31 . Dezember 1977 

Durcbachni ttl. Ourchschnittl. Versorgte Versorgt. 
Brunneot i. fe rörderle ist uns: Einwohner Ein'lllohner 

NotbrWUlen %u .... reor. Gesamt-Einwohner 
( arithll.Mitt ,1) <ari tbaJh.t t d ) ,ende Ein-

..,ohner _ ) 

• .3/ h %~l ~) 

~3.5 20,Z 29. , 10 . 2 

65._ 23.6 43.5 11.2 

,8 . 7 ,a,2 88.6 38.6 

'30.7' ) 61.54 ) 92.7 92 . 7 

32.9 19,9 21.3 1'.7 

26 . 7 '2 .6 41, .} 21,9 

27.0 24, , ,8.3 15.1 

'+9.2 28.2 33.9 22.7 

56.5 9.6 32.3 21,0 

56.' 31.3 '7.6 31.6 

37.6 18,7 32.3 20.0 
:a ••• ":8 •• 

36.5 '.5 27.8 27.8 

37,1 10,1 32.' 20,2 ... "'. 
(}5.7)6) (22.; )6) 

1)Oie Au.vertun, berückaichtigt aur die Not~eraorgung durch TriAkv ••• er-Notbrunnaa. Ergabaisse, die autgr~d der 
beL Kap. >'04 Tite1 88} 0' oi~her tert.sseete11tea15 Verbundleitungea erzielt ~deG - wodurch veitere rd. 0,4 Kio 
:::lavohDer zu ursorlJeD. siAd - und AU. T<tb(ßt!f zu erseheD. 

2)Dia Ang.baD der "zu .... rsors.ndan !:iAvohnu" stützan sloch au! das derz;ait gti1tig. "iag.on.a.la Prl.orl.titenprogram::a". 
Staad: 15 . 12. 1977. 

3 )ZulJrunda gelaet wurden dia LA da. Statistischen Jahrbuch 1977 aagagebanen Zinvohner~aA. 
4)BruAa.atl.ate ua.d rördarleistua.g =ü •• an La ~burs LA Varbindung =it den ~erel.ts vor 1968 "'orhaAdan.~ pri .... t.a 

arunn.D&4laC.n g.e.haa vardaa. Bei dar ~rml.ttlua.g d •• 9undaedurchsc4al.tts (Tiete ~d ?örd.rl.l.stung ) wurde 
Raaburr Dl.cht 21.t eLabezogan. 

5)Die w-gabnis •• tUr a.rlin. stUtzan. sich Dur aut dl.a mait BWld •• itte.l.a. &.ua das ' ••• ,sG "oa rd. 4.933 Mb DM er­
stellten 337 ~etbr~en. 
nntar Serückal.chtlgung der zusätzlich verhaAdanan 885 Straßanbruanen ( siah. hierzu Fußnot. ~ zu Aal ... ,a 4) baträ~ 
da. Verhäl.tnl.. "Var.orgte liDvohnar" t.u "Gasaatel...Dvohner" • 1.948 Kio zu 1,967 ,. 99 " . D&4&ch lc.ö a.au. 99 " dar 
BeY8lkeruac We.t-3arll.os &.u. 5traßenDrUAll.n "ersorgt werden. 

6)Onter &1nbezi.hua.g der ~ aarll.n zu.atzll.ch ~araorsten 1.~2 "10 E1nvohnar durch 885 aue &Dd.r.n Ml.tt.1A .rstellt. 
Straßen brunnen. 

Tabelle 3 
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Kap. 3604 Titel 883 01 
Haushaltsjahr 1968 - 1977 

Stand: 31 . Dezember 1977 

!!.l!:.:...l Durchführung von Vorsorguaßc.ahm.en nach d.em ' •• aSG bis 31.12.1977 
( nur Verbundleitungen, keine Notbrunnen) 

- Erg.bnis~. -

Versorgte 
Versorgte Einwohner Kosten Konen 

Land Einwohner 3emerkungen 

V.rbUJldl.i tU:tg Verbundleitung Veraorg'Ce 
Einwohner 

E E/ Stck. 

1 2 } 

Ba.den-
'JUrttemberg 15.000 15.000 

BaTU'!l - -
8erlin - -
Bremen 50.000 50.000 

!Iamburg - -
!ieasen 132.000 }3. 000 

Niedersachsen 178.215 29.700 

Nordrhein-
W •• tfa.len - -
Rheic.l~d-
?falz 20 .. 000 20.000 

5&arland 8.440 4.220 

Schleswig-
Holst .in - -

Bund.adurch-
schnitt 403.655 26.910 

~:II •• ::". ...... 

Tabelle 4 

1979, 1 ,0 Mio. in 1980, 2,0 Mio. in 1981 , 
2,6 Mio. in 1982 und 4 Mio. in 1983 
für das laufende Bauprogramm im Rah­
men der mittelfristigen Finanzplanung , 
genießt das von 1977 bis 1979 abzuwik­
kelnde Programm " Notversorgung und 
großräumiger Ausgleich" [4] mit einem 
Kostenansatz von 1 00 Mio. DM auch 
zur Erfüllung des Gesetzesauftrags einen 
hohen Stellenwert. 

Weitere Notversorgungs­
maßnahmen nötig 

Soll als Zielvorstellung die Versorgung 
der Gesamtbevölkerung des Bundesge­
bietes einschließlich Berlin-West, also 
nicht nur die im "Regionalen Prioritäten­
programm" (derzeit gültiger Stand: 
15. 12. 1977) ermittelte Bevölkerungs­
zahl, angestrebt werden, so sind auch 
unter Berücksichtigung des Programms 

:::/100 l!dm DK/ Stck. OH/ Hda DH/E 

4 5 6 7 8 

}67 15.000 15 4-,00 Scbn.llkuppl~gsrobr. 
DN 100 

- - - - -
- - - - -

11.1'1 256 . 000 570 5,13 ON 400 

- - - -
6.794 231.000 476 7,00 ON 1 00-~O 

4.135 113.000 1~ },80 ON 150-250 

- - - -

2.6',8 ,8, .. 000 2}6 9.04- ON 150 

26} 22.7.000 142 53,91 (!) ON 150 

- - - -

2.735 170.000 173 6,33 
. "' ...... . .......... ... . ..... 

" Notversorgung und großräumiger Aus­
gleich" noch rd . 66 % der Bevölkerung 
mit lebensnotwendigem Trinkwasser 
nach dem Wassersicherstellungsgesetz 
zu versorgen . Selbst wenn man zunächst 
nur die Erfüllung des Prioritätenpro­
gramms ins Auge faßt, so ergibt sich 
ein noch zu versorgender Bevölkerungs­
anteil von rd. 30 % der Gesamtbevölke­
rung (in den Dringlichkeitsstufen I bis 
111 des mit den Ländern abgestimmten 
" Regionalen Prioritätenprogramms" sind 
nach dem Ermittlungsstand vom 15. 12. 
1977 rd. 38,7 Millionen Einwohner der 
Bundesrepublik einschließlich BerIin­
West, das sind rd. 62 % der Gesamtbe­
völkerung, erfaßt). 

Trinkwasser-Notbrunnen 

Die Errichtung weiterer Vorsorgemaß­
nahmen wird daher zukünftig verstärkt 

voranzutreiben sein. Hierbei sollten über­
legungen, wie sie an läßlich der Fachta­
gung über die Notstandswasserversor­
gung in der Schweiz im November t 977 
am beispielgebenden und in wesentli­
chen Teilen schon verwirklichten Konzept 
für die Notstandswasserversorgung der 
Stadt Zürich angestellt worden sind, 
Beachtung finden [6J. Im Rahmen des 
Aufbaus einer netzunabhängigen Trink­
wassernotversorgung in der Bundesre­
publik Deutschland spielen nach wie 
vor Trinkwasser-Notbrunnen als Einzel­
anlagen eine bedeutsame Rolle. Ihre 
derzeitige Art und Gestaltung findet ihre 
rechtliche Grundlage in der am 15. Sep­
tember 1973 erlassenen Zweiten Was­
sersicherstellungsverordnung (2. WasSV) 
[7] . Aus ihr ergeben sich die an Notbrun­
nen zu stellende allgemeine Anforderun­
gen. Zusammenfassend werden sie wie 
folgt aufgeführt: Trinkwasser-Notbrunnen 
müssen mitten im bebauten WOhn-, 
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Siedlungs-, Industriegebiet liegen, um 
ihre Zweckbestimmung zu erfüllen. Sie 
fördem Grundwasser und sind damit 
von der Anfälligkeit des Oberflächenwas­
sers kaum betroffen. Sie unterliegen 
jedoch auch bei Grundwasserförderung 
zwangsläufig einer gewissen Verunreini­
gungs- und Verkeimungsgefahr durch 
Undichtigkeiten umhegender Abwasser­
anlagen, Lagerstätten von Treibstoffen 
und Mineralölen u. ä. Mit besonderen 
Maßnahmen und Desinfektionsmitteln 
ist dem zu begegnen. 

Sie sind, anders als die Wasserversor­
gungsanlagen der friedens mäßigen Was­
serwirtschaH, nicht ständig in Betrieb, 
zeigen also zwangsläufig gewisse Merk­
male der Alterung, denen in geeigneter 
Weise begegnet werden muß. Sie müS­
sen auch unter außergewöhnlichen Be­
dingungen betriebsbereit und einsatzfä­
hig sein. Sie mussen auf Jahrzehnte 
hinaus betriebsbereit bleiben. Sie müs­
sen langfristig mechanischen und chemi­
schen Beanspruchungen widerstehen 
können. Sie müssen Druck-, Biege-
und Stoßbelastungen, sowohl über- als 
auch unterirdisch, standhalten . Sie müs­
sen zur Abgabe von Wasser im Falle 
der Not an den Verbraucher leicht zu­
gänglich sein, ohne jedoch durch grobe 
Unfugs- und durch Sabotagehandlungen 
beeinträchtigt zu werden. Sie müssen 
trümmersicher sein, ohne jedoch den 
Bestimmungen über einen verständen 
Grundschutz nach dem Schutzbau-Ge­
setz unterworfen zu sein. Sie müssen 
leicht und möglichst problemlos bedient 
und gewartet werden können. Sie wer­
den - in der Aegel - mit elektrischer 
Energie aus dem E-Netz betrieben, mus­
sen aber auch bei einem Stromausfall 
betriebsfähig sein und auch dann noch 
genügend Wasser liefern. Sie sind -
anders als die Anlagen der friedensmä­
ßigen Wasserversorgung - nur mit den 
unbedingt notwendigen Teilen , also auf 
die einfachste und billigste Weise zu 
erstellen. Sie müssen wirtschaftlich und 
zweckmäßig, also in jeder Hinsicht ko­
stensparend , angelegt sein und betriebs­
fähig gehalten werden können [81 . 

Die Bauweise eines Notbrunnens muß 
den allgemein anerkannten Aegeln der 
Technik, ausgerichtet auf die Zweckbe­
stimmung der Brunnen , entsprechen. 
Die BaustoHe müssen den mechanischen 
Belastungen entsprechend den Anforde­
rungen (Festigkeitsnachweis) des § 5 
der 2. Wassersicherstellungsverordnung 
standhalten. Dieser Forderung haben 
grundsätzlich alle beim Notbrunnenbau 
verwendeten Bestandteile und Bauele­
mente, insbesondere Brunnenschacht, 
BrunnenfiUer und Brunnenrohre zu genü­
gen (Abb. 6). Neben mechanischen Be-
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Abb. 6: Schnitt durch einen Trlnkwasser-Notbrunnen (Brunnen schacht aus Stahlrohr). 

lastungen müssen die Brunnen auch 
chemischen Beanspruchungen standhal­
ten, z. B. solchen aufgrund radioaktiver 
Niederschläge. biologischer oder chemi­
scher Kampfmittel. Chemische Einwir­
kungen können auch in Friedenszeiten 
durch die Aggressivität des Wassers 
und des Bodens auHreten. 

Die Forderungen der 2. Was SV an den 
Bau von Einzelbrunnen zur Notversor­
gung haben ihren Niederschlag in den 
vom Bundesminister des Innern heraus­
gegebenen .. Aegelentwürfen für Trink­
wasser-Notbrunnen", derzeit gültige 
Fassung vom Dezember 1975 (3. Aufla­
ge) gefunden. 

In einer zweiten Folge wird das ZS­
MAGAZIN über die Förderung von 
Trinkwasser aus Notbrunnen, Insbe­
sondere mit Hilfe von Wasserstrahl­
pumpen, berichten. 
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BVS auf der "Intemord 79" 

Mit einem Informationsstand war der 
BVS wieder auf der fünften Informa­
tions- und Verkaufsschau "Intemord" 
in Lübeck vertreten. Die Ausstellung, 
die der Innenminister des Landes 
Schleswig-Holstein, Rudolf Titzck, eröff­
nete, zählt zu den Groß-Ausstellungen 
im nördlichsten Bundesland. 
Auf dem BVS-Informationsstand konnte 
der Leiter der BVS-Sonderschau, Fach­
bearbeiter Fröh, zahlreiche Gäste, dar­
unter Innen minister Rudolf Titzck, den 
Parlamentarischen Staatssekretär Bjöm 
Engholm, Abgeordnete des Bundes­
und Landtages, Senatoren und Politiker 
der Hansestadt Lübeck, Joumalisten 
und zahlreiche Vertreter aus Wirtschaft, 
Sport und Verbänden begrüßen , die 
sich über den BVS informieren ließen. 

Dienststellenleiter Zimmermann gewann 
einige Interessenten für ehrenamt-
liche Mitarbeit im BVS und für Selbst­
schutz-Grundausbildungen. 

Die Ergebnisse der 
Bezirkspersonalratswahlen 

Am 28. April 1979 wurden die Wahlen 
zum Bezirkspersonalrat des BVS im 

Land Schleswig-Holstein durchgeführt. 
Zum Vorsitzenden wurde emeut Dieter 
Hoberg, Fachgebietsleiter Öffentlich­
keitsarbeit bei der Landesstetle Schles­
wig-Holstein in Kiel , gewählt. Stellvertre­
tende Vorsitzende wurde Ingeborg Thie­
sen; sie übemimmt gleichzeitig die Auf­
gaben des Schriftführers. Karl-Heinz 
Wamke ist der neugewählte Vertreter 
der Arbeitergruppe. 

In einer Mitteilung an alle Beschäftigten 
im BVS-Landesstellenbereich dankte 
der wiedergewählte Vorsitzende Hoberg 
für das Vertrauen der Wähler und bat 
für die kommende Amtszeit um die 
Mitarbeit aller Beschäftigten bei der 
Lösung der vielfältigen Probleme im 
BVS. 

Aufklärungsveranstaltungen 
in Nordfriesland 

69 Aufklärungsveranstaltungen mit 2399 
Teilnehmem konnte die BVS-Dienst­
stelle Husum im Kreis Nordfriesland 
im Jahre 1978 durchführen. 1177 Per­
sonen nahmen an Selbstschutz-Grund­
lehrgängen, 112 Personen an Fachlehr­
gängen teil. 

Wie der Leiter der Dienststelle, Green, 
in seinem Tätigkeitsbericht darlegt, 
hat die zweite Schneekatastrophe das 

zunächst erwartete chaotische Ausmaß 
nur deshalb nicht angenommen, weil 
die Bevölkerung sich rasch auf die pre­
käre Situation eingestellt und - nach 
den Erfahrungen der ersten Schneeka­
tastrophe zum Jahreswechsel - zur 
Selbsthilfe gegriffen habe, statt auf 
Hilfe von außen zu warten . 

Dr. Sahlender 50 Jahre alt 

Anläßlich seines 50. Geburtstages gab 
der Leiter der BVS-Landesstelle 
Schleswig-Holstein, Dr. Heinrich Sah­
lender, einen Empfang. Zu den Gratu­
lanten zählten neben den Mitarbeitem 
der BVS-Landesstelle Schieswig-Hol­
stein und dem Leiter der Landesstelle 
Hamburg, Beiter, auch Bürgermeister 
Dr. Stoltenberg (Kronshagen), der Leiter 
des Wamamtes I, Kneppenberg, der 
Landesbeauftragte des THW, Meyer, 
Fregattenkapitän Stricker vom Territo­
rialkommando, Rechtsanwalt Oxfort, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses von 
Berlin, und viele Politiker und Vertreter 
des öffentlichen Lebens. 

Für eine Anzahl von Gästen war dies 
ein erster Kontakt mit dem BVS; es 
ergaben sich rege Diskussionen über 
den Selbstschutz und seine Möglichkei­
ten. 

HOmBUrG 0 
Damit Hilfe kein Zufall bleibt 

Vom 28. April bis 31 . Mai 1979 wurde 
durch die BVS-Dienststelle Harburg 
für den Gedanken des Selbstschutzes 
in mehreren Veranstaltungen geworben. 
Mit der Verteilung von Faltblättem an 
10 000 Haushaltungen und 200 Plaka­
ten in Schaufenstem, Betrieben, Dienst­
stellen und Schulen wurde die Bevölke­
rung auf dieses Geschehen hingewie­
sen. 
In den Kassenräumen der Kreisspar­
kasse Harburg wurde für drei Wochen 
die Ausstellung " Schutz und Wehr" 
gezeigt. Diese Ausstellung fand ein 
breites Publikum. Zusätzliche Anzie­
hungspunkte waren hierbei alte Feuer­
wehr- und Rettungsgeräte, die vom 
Harburger Museum und vom Feuer­
wehramt hierlür ausgeliehen wurden. 
Politiker benutzten die Ausstellung, 
um zu Fragen des Zivilschutzes der 

Presse gegenüber ihre Aussage zu 
machen. 

Gleichzeitig stellte ein großes Kaufhaus 
dem BVS in der Harburger Fußgänger­
zone ein Schaufenster zum Thema 
" Bevorratung im Haushalf ' zur Verfü­
gung. Tausende von Passanten wurden 
so in vier Wochen mit diesem Thema 
vertraut gemacht. 

Höhepunkt aller Veranstaltungen war 
aber der Sicherheitswetlbewerb am 
19. Mai auf der vier km langen Marsch­
strecke rund um den Harburger Außen­
mühlenteich. Der Leiter des Gartenbau­
amtes, Oberbaurat Volker Maaß, hatte 
für diese Veranstaltung die Schirmherr­
schaft übernommen. An zehn Stationen 
wurde von den Teilnehmern um die 
besten Plätze gewetteifert. In den 
Abendstunden standen dann die Sieger 
fest. Renate Bruns, Gaby Kuphaldt 
und der Abgeordnete Peter Kaschu­
bowski belegten die drei ersten Plätze. 

Sie konnten die wertvollen Porzellan tel­
ler und je einen Zusatzpreis vom 
Schirmherrn entgegennehmen. Aber 
auch alle anderen Teilnehmer gingen 
nicht leer aus. Zahlreiche Spenden 
von Firmen, Geschäftsleuten und auch 
von Helfern machten es möglich, neben 
den Urkunden Preise zu überreichen. 

Besonders wertvoll aber war, daß nach 
Aussage der Presse etwa 8000 bis 
10 000 Menschen sich dieses Gesche­
hen angesehen haben. 

Aber auch für die Unterhaltung der 
vielen Zuschauer war reichlich gesorgt. 
Vereine und Organisationen hatten 
ihre Mithilfe angeboten. So der Holz­
schnitzer Sotta mit seiner Arbeit und 
einer Ausstellung, der Hochwild-Schutz­
park Schwarze Berge mit seinen Strei­
cheltieren, der Schiffsmodellbauclub 
Harburg e. V. mit seinen neuesten Mo­
dellen auf dem Wasser, Uwe Kirsch 
und Dirk Wesemann mit einem Disco-
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Der BVS-Werbezug auf seiner Werbefahrt 
für den SIcherheItswettbewerb. 

Die SIegerin des BVS-Slcherheltswettbe­
werbs, Renate Bruns, Harburg, Im Kreise 
Ihrer Kinder, die sie während des Wettbe­
werbs begleiteten. Auch Ihr Sohn Carsten 
(links Im Bild) gewann noch einen Preis. 

Bremen 
Zivilschutz-Seminar 
für Politiker 

An einem zweitägigen Seminar der 
BVS-Landesstelle Bremen nahmen 
17 F.D.P.-Kommunalpolitiker aus der 
Bürgerschaftsfraktion, den Ortsamts-
und den Stadtteil beiräten teil. Senatsrat 
Dr. Engelmann, Leiter der Abteilung 
Zivilschutz und Feuerschutz beim Sena-
tor für Inneres, erläuterte die Rechts-
grundlagen, Organisation und Aufgaben 
des Zivilschutzes im Rahmen der Zivil-
verteidigung. Bauing. (grad.) Karl Golde 
sprach über die Bedeutung des öffentli-
ehen und privaten Schutzraumbaues, 
wobei er auf die Zuschüsse des Staates 
bei der Errichtung von Hausschutzräu-
men hinwies. 

Die Aufgaben des BVS, die Wirkung 
moderner Angriffswaffen , Schutzmög-
lichkeiten sowie der Selbstschutz in 
Wohn- und Arbeitsstätten waren die 
Themen, über die Diethelm Singer, 
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Carl Damm, MdB, (mit Helm) besuchte 
die Ausstellung "Schutz und Wehr". 
Rechts der Direktor der Krelsspar1c.asse, 
Wolf. 

Nachmittag im Garten des Lokals "Die 
Außenmühle" , unterstützt von einem 
40 Personen starken Pop-Chor der 
Schule Müssenredder. Der Spielmanns­
zug " Deichwacht Hamburg" und die 
Bläsergemeinschaft St. Marien gaben 
auf der Freilichtbühne für die Zuschauer 
ein zweistündiges Konzert. Die Funkhil fe 
Südereibe unterstützte den Sicherheits­
wettbewerb durch Abstellung von Fun­
kern an jeder Station. Eine Hubschrau­
ber-Firma veranstaltete für Interessen­
ten Rundflüge über Hamburg. In dieses 
Unterhaltungsprogramm eingebettet 

Leiter der BVS-Landesstelle, und 
Heinz-Günther Freese, Fachgebietsleiter 
Offentlichkeitsarbeit, die interessierten 
Politiker informierten. Der innenpoliti-
sehe Sprecher der F.D.P.-Bürger-
schaftsfraktion , Schönfeldt, meinte ab-
schließend, daß trotz der von allen be-
fürworteten und anerkannten Entspan-
nungspolitik der Bundesregierung man 
den Kopf nicht in den Sand stecken 
dürfe, sondern rechtzeitig und vorbeu-
gend den Bevölkerungsschutz im Kri-
senfall , aber auch Vorsorgemaßnahmen 
für den Katastrophenfall , vorbereiten 
muß. Die jüngste Schneekatastrophe 
in Schleswig-Holstein dürfte - so 
Schönfeldt - genug sein, daß sich Poli-
tiker und Bürger verstärkt um Fragen 
der Vorsorge kümmern . 

Selbstschutzberater bestellt 

Den ersten 16 Selbstschutzberatem 
im Lande Bremen wurden in Bremerha-
ven im Auftrage des Oberbürgermei-

und im Park verteilt, waren eine Aus­
stellung der Deichwacht Hamburg und 
vier Ausstellungen des BVS. 

Nach Abschluß der Veranstaltungsreihe 
war man sich einig: Es waren schwere 
Tage, aber es hat sich doch gelohnt. 
Mit einem Dankeswort an Teilnehmer 
und an die Mitarbeiter der BVS-Dienst­
stelle schloß der Schirmherr die Veran­
stal tung an der Außen mühle in Ham­
burg-Harburg. 

Wemer Meyer t 
Unser langjähriger ehrenamtlicher Helfer 

Werner Meyer 

verstarb plötzlich und unerwartet. 

Seit März 1962 gehörte er dem 
BLSVlBVS an. In Ausbildungsveranstal­
tungen erwarb er die erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten und wurde 
bereits 1964 als Beauftragter im ZS­
Teilabschnitt Barmbek-West eingesetzt. 
Diese Tätigkeit übte er bis zur Auflö­
sung der Teilabschnitte aus. Dem BVS 
hielt er bis zuletzt durch seine aktive 
Mitarbeit in der Dienststelle Hamburg­
Nord die Treue. 

Wir werden ihm ein ehrendes Gedenken 
bewahren. 

BVS-Landesstelle Hamburg 

e 
sters durch den Direktor der Ortspolizei-
behörde, Eckart Naumann, ihre Bestel-
lungsschreiben ausgehändigt. 

Mitarbeiter des Zivilschutzamtes, Füh-
rungskräfte von Feuerwehr, THW, DRK 
und DLRG waren bei diesem Akt im 
Katastrophenschutzzentrum Surfeld-
straße anwesend. Anschließend gab 
BVS-Landesstellenleiter Oiethelm Singer 
einen Überblick über die Ausbildung 
und die Aufgaben der Selbstschutz-
berater. 

Kurz notiert 

Im 1. Vierteljahr 1979 wurden 72 Anfra-
gen von Interessenten für den Bau 
von Hausschutzräumen von der Lan-
des-/ Dienststelie Bremen bearbeitet. . 
An der ersten öffentlichen Besichtigung 
des Schutzbauwerkes Admiralstraße, 
in der eine ständige Zivilschutzausslel-
lung untergebracht ist, nahmen über 
60 interessierte Bremer Bürger teil. 
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Zivilschutz-Ausstellung 
im Kurpark 

Unter dem Motto " Der Mensch im Mit­
telpunkt" fand in Bad Gandersheim, 
einem aufstrebenden Kurort des süd­
niedersächsischen Raumes, vom 
18. April bis 3. Mai 1979 eine ein­
drucksvolle Ausstellung statt. Die mo­
dern eingerichtete Wandelhalle des 
Gandersheimer Kurparks war ein geeig­
neter Ausstellungsort. Es beteiligten 
sich alle am Ort vertretenen Katastro­
phenschutz-Hilfsorganisation wie 
Freiwillige Feuerwehr, Deutsches Rotes 
Kreuz und die Verkehrswacht. 

Stadtdirektor Gottschalk wies in seiner 
Eröffnungsansprache - im Beisein vieler 
Vertreter aus Verwaltung und Wirtschaft 
- darauf hin, daß es notwendig sei , 
Gefahrenvorsorge zu betreiben, 
Schutzmaßnahmen vorzubereiten und 
sich einer Ausbildung im Selbstschutz 
zu unterziehen. Das Grundsatzreferat 
hielt Bereichsbeauftragter Jankowski 
von der BVS-Landesstelle Niedersach­
sen. 

Die Filmvorführungen des BVS, des 
Deutschen Roten Kreuzes und der Ver­
kehrswacht waren gut besucht. Beson­
deres Interesse fanden eine von der 
Freiwilligen Feuerwehr auf dem Kur­
hausparkplatz durchgeführte Geräte­
schau sowie ein Bergungseinsatz. Für 
musikalische Unterhaltung sorgte der 
Feuerwehr-Musikzug Altgandersheim. 
An mehreren Tagen wurde die Ausstel­
lung vormittags von Schulklassen be­
sucht. 

Note 1 für BVS-Lehrgang 

Ein dickes Lob hat der BVS von den 
Schülem der 10. Klassen des Gymna­
siums in Langen bei Cuxhaven bekom­
men. In ihrem Jahresbericht über das 
Schuljahr 1977/78 stellten Lehrer und 
Schüler dieser Klassen repräsentative 
oder besonders interessante Unter­
richtsstunden dar. Dazu zählten die 
Pennäler auch einen Lehrgang des 
BVS. Auf fast zwei Seiten beschreibt 
Thomas Paradowski aus der damaligen 
Klasse 10 a den Lehrgang, den der 
BVS 1978 im Langener Gymnasium 
durchführte. 

Interessant ist die kritische Bewertung 
der Infonnation des Verbandes: 
" ... Meiner Meinung nach war der 
Lehrgang ein voller Erfolg. Zwar war 
der Selbstschutzunterricht am ersten 

Tag etwas trocken, obwohl er schon 
mit Filmen ergänzt war, aber dafür ging 
er uns alle an, und wen interessierte 
es nicht, wie er sich z. B. bei einem 
Atombombenangriff schützen kann. 
Als Ausgleich .. . war der zweite Tag 
mit seinen vielen praktischen Dingen, 
die man ausprobieren konnte, eine 
volle Entschädigung und verdiente min­
destens die Note 1. Was da alles an 
Maßnahmen gezeigt wurde, ... war 
schon sehr gut. Bestechend ... die 
Freundlichkeit und Offenheit der beiden 
Lehrgangsleiter. Sie belegten die ein­
zelnen Themen immer wieder mit Bei­
spielen aus der Umgebung und beant­
worteten jede Frage bereitwill ig ... 
Ich meine, dieser Lehrgang sollte auf 
jeden Fall für die Abgangsklassen 
durchgeführt werden ." 

Seminar für Ärzte 
und Verwaltungsleiter 

24 leitende Arzte und Verwaltungs I eiter 
von Krankenhäusern nahmen in Lüne­
burg an einem BVS- Informationssemi­
nar " Zivilschutz" teil. Neben den allge­
meinen Themen dieser Seminare inter­
essierten die Klin ikchefs und Verwal­
tungsleiter besonders die Bereiche, 
die einen unmittelbaren Bezug zu ihren 
Arbeitsgebieten haben. 

Die BVS-Landesstelle hatte deshalb 
das Thema " Die Zivilverteidigung auf 
dem Gebiet des Gesundheitswesens" 
und die Besichtigung eines unterirdi­
schen Notkrankenhauses in das Pro­
gramm aufgenommen. Referent war 
Ministerialrat Helmut Tolle aus dem 
Sozialministerium in Hannover - ein 
Sachkenner, der sich kritisch mit ge-

Die Teilnehmer am Seminar besichtigen 
das Notkrankenhaus In Oedeme/Lüne­
burg. Innerhalb einer halben Stunde Ist 
dieses Notkrankenhaus betriebsbereit. 
3. v. rechts: Ministerialrat Helmut Tolle, 
einer der Referenten des Seminars. 

sundheitspolitischen Maßnahmen des 
Bundes für den Krisenfall auseinander­
setzte. Er beklagte u. a. die mangelnde 
Bereitschaft, größere Mittel für den Bau 
von Hilfskrankenhäusern bereitzustellen. 
Das sei deshalb unverständlich, so 
Tolle, weil sie nur 5 % der Summe 
für ein friedensmäßiges Krankenhaus 
ausmachten. Der Referent demon­
strierte den fachkundigen Seminarteil­
nehmern anschließend die Praxis: Be­
sichtigt wurde das unterirdische Not­
krankenhaus in Oedeme in der Nähe 
von Lüneburg . Bei dieser Gelegenheit 
erfuhren die Besucher, daß Niedersach­
sen trotz der angespannten Finanzlage 
mehr Notkrankenhäuser bereithält als 
andere Bundesländer. 

Das Referat von Dieter Wolter über 
den " Selbstschutz in Krankenhäusem", 
in dem er das Beispiel der Medizini­
schen Hochschule Hannover aufzeigte, 
war das zweite große Thema. Wolter, 
der in der Hochschule u. a. für Betriebs­
sicherheit zuständig ist, gab nicht nur 
theoretische Erwägungen weiter. Im 
Gegenteil: Die Arzte und Verwaltungs­
leiter bekamen von ihm Informationen, 
die er selbst vor Ort zusammengetragen 
hatte. Bei allen Seminarteilnehmern 
fand dieses neue BVS-Angebot eine 
gute Resonanz. 

Nachruf 

Am 10. Mai 1979 verstarb im Alter von 
63 Jahren der ehrenamtliche Leiter 
der BVS-Dienststelle Gifhorn 

Hans Schoner! 

Hans SChonert, der seit dem 30. April 
1968 als Helfer im BVS tätig war, legte 
Ende 1970 die Prüfung zum Selbst­
schutz-Fachlehrer ab und wurde danach 
in vielen Dienststellen des BVS-Landes­
stellen bereiches als Fachlehrkraft ein­
gesetzt. 

Sein ruhiges Wesen und sein fundiertes 
Fachwissen machten ihn zu einem all­
seits beliebten Mitarbeiter. Am 1. April 
1976 wurde ihm die Leitung der ehren­
amtlichen Dienststelle Gifhorn übertra­
gen. In dieser Tätigkeit war er erfolg­
reich und wurde überall anerkannt. 
Hans Schonert hat die Interessen des 
BVS jederzeit uneigennützig vertreten. 

Die haupt- und ehrenamtlichen Mitarbei­
ter des Landesstellenbereiches trauern 
mit seinen Angehörigen und werden 
ihm ein ehrendes Andenken bewahren. 
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Vortrag vor Reservisten 

Borken. Eine Bilanz zum Thema 
" Selbslschutz" zog im Borkener Park­
haus BVS-Dienststellenleiter KIesper, 
Münster, anläßlich eines verteidigungs­
politischen Seminars, zu dem die Kreis­
gruppe Borken des Reservistenverban­
des eingeladen hatte. Der Kreisvorsit­
zende des Reservistenverbandes, Ober­
leutnant d. R. Andresen , konnte dazu 
zahlreiche Vertreter des öffentlichen 
Lebens begrüßen. 

KIesper zeigte das Kriegsbild der Ge­
genwart auf und die wehrgeographische 
Lage der Bundesrepublik; die Organisa­
tion und Rechtsgrundlagen der zivilen 
Verteidigung waren ebenfalls Gegen­
stand seiner Ausführungen . In der an­
schließenden Diskussion fand das 
Schutzraum-Problem starke Beachtung. 
"Bauherren sollten sich zu einem ge­
meinsamen Schutz raum entschließen", 
meinte KIesper und erläuterte die staat­
lichen Förderungsmaßnahmen sowie 
die steuerlichen Abschreibungsmöglich­
keiten. 

Das Wehrbereichsverpllegungsamt 111 
hatte eine Ausstellung von Nahrungs­
mitteln aus dem " Verteidigungsvorrat 
Verpflegung" arrangiert. Besonderer 
Anziehungspunkt waren hier die Ein­
mannpackungen, die eine komplette 
Tagesration mit zwei Fertiggerichten 
umfassen. Das lagerfähige Brot aus 
der amtseigenen Feldbäckerei und die 
Einmannpackungen konnten käuflich 
erworben werden; davon wurde reichlich 
Gebrauch gemacht. 

Selbstschutz ist wichtige 
Aufgabe 

Körtlinghausen. Der Experte der 
F.D.P. für Friedens- und Sicherheits pol i­
tik, Schramm, besuchte die BVS-Schule 
in Körtlinghausen. Vor den Teilnehmern 
eines Seminars - Vorstandsmitgliedern 
des Deutschen Beamtenbundes aus 
dem Raume Aachen - referierte 
Schramm über die Gesamtverteidigung 
einschließlich des Selbstschutzes. In 
bezug auf den Zivilschutz seien sich 
zwar alle Parteien über die grundsätzli­
che Notwendigkeit einig; doch gebe 
es Probleme, die Vorrang haben 

Schramm wies darauf hin, daß das 
Kernwaffenpotential in Ost und West 
so umfangreich ist, daß eine atomare 
Auseinandersetzung unwahrscheinlich 
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sei. Dennoch könne auch ein 35 Jahre 
währender Frieden - ohne Friedensver­
trag - nicht als absolut stabil betrachtet 
werden . Der Selbstschutz habe deshalb 
auch weiterhin eine wichtige Aufgabe 
zu erfüllen. 

Übung und Ausstellung 

Recklinghausen. " Punkt 12 Uhr kra­
chen zwei Personenwagen auf dem 
Saatbruchgelände neben der Vestland­
halle zusammen. Feuerwehr und DRK 
rücken aus, befreien die Verletzten 
mit einer großen Blechschere, der Not­
arzt der Feuerwehr greift ein ." Dieser 
"Unfall" war eine übung, mit der die 
große Ausstellung " Rund um den Kata­
strophenschutz" eingeleitet wurde. In 
Zusammenarbeit mit den Hilfsorganisa­
tionen und der Stadt Recklinghausen 
zeigte der BVS an läßlich des 7. Ge­
brauchtwagenmarktes auf dem Saat­
bruchgelände zehn Tage lang diese 
Ausstellung. 

Schirmherr Oberstadtdirektor Lorenz 
Amely erläuterte Sinn und Zweck der 
Ausstellung: " Information, Aufklärung 
für die Praxis und natürlich die Bitte 
um Mitwirkung in den einzelnen Organi­
sationen ." In der Bundesrepublik ster­
ben fast jährlich 30 000 Menschen den 
Unfalltod, obwohl Fachleute nachwei­
sen, daß bei sachgerechter Hilfeleistung 
viele Verunglückte überleben könnten. 
Etwa 11 000 Menschen sterben bei 
Unfällen im Haus oder in der Freizeit, 
etwa 4000 am Arbeitsplatz. 

Die Besucher konnten in einem Rund­
zelt wirklichkeitsgetreue Schadensmo­
delle sehen . So wurden die Folgen 
eines Wirbelsturms, ein Eisenbahnun­
glück, eine Hochwasserkatastrophe 
und eine Massenkarambolage im Ver­
kehr nachgestellt. 

BVS-Ehrennadel 
tür Branddirektor Konnegen 

Hagen. Mit der Ehrennadel des BVS 
wurde Branddirektor Albert Konnegen 
ausgezeichnet. Landesstellenleiter Gün­
ter Kopsieker aus Recklinghausen wür­
digte die Arbeit Konnegens und betonte, 
daß dieser sich in hervorragender Weise 
um den Selbstschutz und den Katastro­
phenschutz in Hagen verdient gemacht 
habe. 

Blumen tür den 
750. Teilnehmer 

Münster. Die BVS-Dienststelle Münster 
führte beim Landschaftsverband Westfa­
len/ Lippe Aufklärungsveranstaitungen 
zum Thema " Aufgaben und Ziele des 
Selbstschutzes" durch. Man will mit 
dieser Vortragsreihe die Bediensteten 
für die Mitarbeit im Behörden-Selbst­
schutz des Landschaftsverbandes ge­
winnen. 

Anläßlich der 27 . Veranstaltung über­
reichte Fachbereichsleiter Faber dem 
750. Teilnehmer, Frau Marianne Hoff­
mann, ein Blumengebinde und ein Buch 
als Anerkennung stellvertretend für 
alle Bediensteten , die bisher an dieser 
Veranstaltungsreihe teilgenommen 
haben. 

Dienstälteste Mitarbeiterin 
in Bonn 

Bann. Den seltenen Anlaß der 25jähri­
gen hauptamtlichen ununterbrochenen 
Tätigkeit im BVS konnte Gerda Wiesch­
mann, geb. Marschall , Bürohilfskraft 
in der BVS-Dienststelle Bonn, am 
1 . April 1979 begehen. Sie ist die 
dienstälteste Mitarbeitenn der Dienst­
stelle Bonn. 

Der JUbiläumstag wurde gemeinsam 
mit den Kollegen gefeiert. Frau Wiesch­
mann hatte dazu auch die Mitarbeiter 
der Nachbardienststelle eingeladen, 
die künftig bei der Dienststelle in Bann 
arbeiten sollen. Landesstellenleiter Gün­
ter Kopsieker überreichte der Jubilarin 
die Ehrenurkunde. 



Hessen 0 
Betrieblicher 
Katastrophenschutz -
eine Notwendigkeit 

So lautete der Tenor einer Informations­
tagung , zu der die BVS-Dienststelle 
Fulda Sicherheitsingenieure und Sicher­
heitskräfte der gewerblichen Wirtschaft 
eingeladen hatte. 

Dienststellenleiter Ludwig wies in sei­
nem Einführungsreferat auf die wehr­
geographische Lage des Landes Hes­
sen hin. 

Das Bundesland hat eine 270 km lange 
Grenze zur DDR; im Zonenrandgebiet 
wohnen auf einer Gesamtfläche von 
5878 qkm etwa 960 000 Menschen. 
Im Falle einer Krisensituation sind für 
diese Region Zivilschutzmaßnahmen, 
insbesondere aber Selbstschutz- und 
BKO-Maßnahmen von ganz besonderer 
Bedeutung. 

BVS-Mitarbeiter Funck unterrichtete 
die Teilnehmer über Aufgaben und 
Ziele der Zivilverteidigung, insbesondere 
aber über den Zivilschutz. Die Referen­
ten verstanden es, über den Selbst­
schutz in Wohn- und Arbeitsstätten 
und hier speziell über den betrieblichen 
Katastrophenschutz nicht nur zu infor­
mieren, sondem auch Anregungen zu 
geben. Mit besonderem Interesse wur­
den die Ausführungen über die Sicher­
steIlungsgesetze und die bereits erlas­
senen Rechtsverordnungen aufgenom­
men. 

In der Aussprache zeigte sich, daß 
eine Reihe von Betrieben durchaus 
bereit ist, den Gedanken des betriebli­
chen Katastrophenschutzes aufzugrei­
fen. In Zusammenarbeit mit dem BVS 
sollen demnächst die ertorderlichen 
Vorarbeiten aufgenommen werden. 

Baufachleute 
informieren sich 

An einem vom 9. bis 11 . April 1979 
durchgeführten Informationsseminar 
für Baufachleute sollten ursprünglich 
Bedienstete der unteren Bauaufsichts­
behörden der Länder Baden-Würt1em­
berg, Rheinland-Pfalz, Saarland und 
Hessen teilnehmen . Aufgrund der guten 

Kontakte der BVS-Landesstelle Hessen 
zum hessischen Innenministerium wurde 
hier den Regierungspräsidenten emp­
fohlen, den Bediensteten aus den unte­
ren Bauaufsichtsbehörden Gelegenheit 
zu geben, dieses Seminar zu besuchen. 

Die Zahl der Anmeldungen übertraf 
allerdings die Erwartungen der Landes­
steIle bei weitem. Nahezu 30 Teilneh­
mer hatten sich angemeldet. Für die 
Fachbearbeiter " Bau und Technik" 
und für die BVS-Bauberater der Lan­
desstelle Hessen mußte deshalb ein 
gesondertes besonderes Seminar 
durchgeführt werden. 

An der BVS-Schule in Birkenfeld - es 
konnten nur noch einige wenige Teil­
nehmer aus anderen Landessteilenbe­
reichen zu diesem Seminar eingeladen 
werden - fand dann dieses " hessische" 
Seminar statt. 

Es ist auch bei Fachleuten so: Wenn 
man über Probleme des Schutzraum­
baues diskutieren will , müssen zunächst 
einmal die Wirkungen moderner An­
griffswaffen dargestellt werden. Dipl.­
Ing. Neckermann erläuterte dann den 
Seminarteilnehmern alle technischen 
Fragen, aber auch die Aspekte der 
Finanzierung, Genehmigung, Prüfung 
und Abnahme von Schutzraumbauten. 
Es wurde betont, daß sowohl Bauherren 
als auch Architekten und Bauingenieure 
stärker als bisher über diese Materie 
informiert werden sollten. 

Sie können jetzt helfen 

Im Maintaler Stadtteil Bischofsheim 
führte die BVS-Oienststelle Hanau einen 
Selbstschutz-Grundlehrgang durch. 
Zwölf Stunden lang beschäftigten sich 
die Teilnehmer damit, den angebotenen 
Lehrstoff aufzunehmen . Nur wenige 
Menschen seien sich darüber klar, 
meinte Lehrgangsleiter Hagel , daß ge­
mäß § 330 c des Strafgesetzbuches 
jeder Bürger zur Hilfeleistung verpflichtet 
ist. 

Hilfe bei Verbrennungen und Knochen­
brüchen, die Handhabung von Handfeu­
erlöschern, das Ablöschen eines bren­
nenden Menschen, alle Hilfeleistungen 
wurden intensiv geübt. Zum Schluß 
des Lehrganges meinten die Teilneh­
mer, daß möglichst viele Bürger die 

Lehrgänge des BVS besuchen sollten, 
um im Notlall selbst helfen zu können. 

Informationsfahrt 
zum Warnamt 

Anläßlich der Durchführung von Infor­
mationstagungen für Bürgermeister 
und Selbstschutzsachbearbeiter der 
Gemeinden und bei der Ausbildung 
von Selbstschutzberatern in den Land­
kreisen Fulda und Alsfeld (Altkreis Lau­
terbach) wurde immer wieder der 
Wunsch geäußert, einmal das Warnamt 
kennenzulernen, von dem aus die Sire­
nen zentral für das gesamte Bundesland 
Hessen ausgelöst werden können . 

Der Leiter der BVS-Dienststelle Fulda, 
LUdwig, vereinbarte einen Termin mit 
dem Warnamt VI. 34 Personen nahmen 
an dieser Fahrt teil, die insbesondere 
für die Bürgermeister, die für Organisa­
tion, Aufbau und Leitung des Selbst­
schutzes verantwortlich sind , von be­
sonderem Interesse war. Der Leiter 
des Wamamtes, Lütkemeyer, begrüßte 
die Gäste und gab einen Überblick 
über Bedeutung und Funktion der zehn 
Warnämter in der Bundesrepublik 
Deutschland. Der Warndienst ist mit 
seinen modernen technischen Mitteln 
in der Lage, die Bevölkerung im Vertei­
digungsfall vor drohenden Gefahren 
zu warnen und zu alarmieren. 

Je nach Größe des Wamgebietes sind 
jedem Warnamt 3-5 Leitmeßstellen 
sowie eine Vielzahl von Meßstelien 
- z. T. halbautomatisch arbeitend, z. T. 
manuell bedient - nachgeordnet. Das 
Gebiet der Bundesrepublik wird so lük­
kenlos überdeckt. Jedes Warnamt ver­
fügt über ein Stammpersonal von etwa 
30 Bediensteten, welche im Schicht­
dienst rund um die Uhr, auch an Sonn­
und Feiertagen, im Einsatz sind . Im 
Spannungs- oder Verteidigungsfall 
kommen noch etwa 170 freiwillige Helfer 
hinzu. Diese werden in monatlicher 
Ausbildung und in Übungen geschult. 

Lütkemeyer betonte, daß mit dieser 
Besetzung jedes Wamamt in der Lage 
sei - unabhängig von der Außenwelt­
mehrere Wochen lang seine Aufgaben 
wahrnehmen zu können . In Friedenszei­
ten übernehmen die Wamämter auch 
Teilaufgaben des Umweltschutzes. 

Oie Besucher waren sichtlich beein­
druckt von den unterirdischen Anlagen 
und der technischen Ausrüstung des 
Warnamtes . 
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rH81nlonDNPFOlZ • 
BVS auf der 
"Rheinland-Pfalz 79" 

Das BVS-MoHo auf der diesjährigen 
Ausstellung "Rheinland-Pfalz 79" in 
Mainz: " Notvorrat ist wichtig." Die In­
formation über Notsituationen, Katastro­
phen und den Verteidigungsfall war 
in erster linie auf weibliche Besucher 
abgestimmt. 

Ein weiteres Thema war der Bau von 
Schutzräumen, zumal die Bundesregie­
rung Bauwilligen, die einen Schutzraum 
in ihrem Neubau vorsehen , Zuschüsse 
gewährt und die Möglichkeit einer er­
höhten steuerlichen Absetzung bietet. 

Von den rund 102 000 Ausstellungsbe­
suchern besuchten sehr viele den BVS­
Informationsstand; die Helfer des BVS 
hatten Gelegenheit, Gespräche über 
Zivilschutz, Selbstschutz und Schutz­
raumbau zu führen und Informationsma­
Ierial und Werbeschriften zu verteilen. 

Die Verantwortlichen 
wachrütteln 

Der Stadtverband der Jungen Union 
Birkenfeld hat sich in einer Sitzung 
mit Problemen des Selbstschutzes be­
schäftigt. Ulrich Jörg, Abentheuer, legte 
dem Vorstand zu diesem Thema fol­
gende Ausarbeitung vor: " Wie jüngst 
in der Nahe-Zeitung zu lesen war, hat 
sich die Bunkeranlage in der Nähe von 
Börfink zum ,Hauptquartier der Alliierten 
Streitkräfte Europa-Mitte' entwickelt. 

Somit sind wir . .. um ein militärisches 
Zentrum reicher. Aber macht dies un­
sere ländliche Gegend sicherer - oder 
sitzen wir vielmehr auf einem Pulver­
faß .. . ? Zweifelsohne hat man sich 
im Ostblock bereits auf dieses Zentrum 
entsprechend vorbereitet ... Nun ist 
davon auszugehen , daß die militäri­
schen Anlagen in ausreichendem Maße 
für einen solchen Fall eingerichtet sind. 
Die Führungsgremien sitzen . .. in 

strahlen sicheren Bunkern und tun alles 
für die Verteidigung unseres Landes ... 
welches Dorf aber hat für die Bevölke­
rung geeignete Schutzräume? Wer 
weiß, wie er sich im Ernstfall zu verhal­
ten hat? Lohnt es sieh, Milliardenbe­
träge für die militärische Sicherheit aus­
zugeben - und . . . den Bürger vor 
dem Kasernentar zu vergessen?" 
Die Junge Union fordert in einer Resolu­
tion Bund, Länder und Gemeinden auf, 
für die Bevölkerung in dem Maße 
Schutzeinrichtungen zu schaffen, wie 
es der militärischen Bedeutung der 
Gegend entspricht. Die Errichtung von 
Schutz räumen mit den notwendigen 
überlebenseinrichtungen hilft, die Be­
völkerung zu schützen, für die es im 
Ernstfall zu kämpfen gilt. 
Die Junge Union BirkenfekJ will - so 
die eigene Aussage - keineswegs mili­
tärische Anlagen anprangern, sondern 
vielmehr Verantwortliche und Betroffene 
wachrütteln, um auf die Mißstände im 
Zivilschutz aufmerksam zu machen. 

soarlonD • 
"Schutz und Wehr" 
in Neunkirchen 

Einen nachhaltigen Eindruck hinterließ 
die Ausstellung " Schutz und Wehr', 
die in der Zeit vom 18. bis 25. April 
1979 im Rathaus Neunkirchen zu 
sehen war. BVS-Dienststellenleiter 
Hans Gregorius konnte bei der Eröff­
nung die Vertreter der Stadtratsfraktio­
nen, eine Reihe offizieller Ehrengäste 
sowie zahlreiche Helfer der Freiwilligen 
Feuerwehr, des Technischen Hilfswerks 
und des Deutschen Roten Kreuzes 
begrüßen. Auch BVS-Landesstellenleiter 
Christian Koch und Fachgebietsleiterin 
Darimont waren anwesend. 
Bürgermeister Groß, der auch Ortsbe­
auftragter des THW ist, gab in seiner 
EröHnungsansprache einen detaillierten 
Einblick in die Geschichte der Selbst­
hilfe und verwies darauf, daß die Aus­
stellung Selbsthilfeeinrichtungen im 
Spiegel zeitgenössischer Illustrationen 
zeige. 
Groß bedauerte, daß sich die Menschen 
der Gefahren, die sie umgeben, nicht 
immer und nicht nachhaltig genug be­
wußt seien. Er hoffe jedoch, daß die 
Ausstellung " Schutz und Wehr ' vielen 
Menschen Anregungen zu eigener Vor­
sorge und zu Selbstschutzmaßnahmen 
gebe. 
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"Tag der offenen Tür" Anschaffung eines neuen Einsatzfahr­
zeuges zogen zusätzlich Passanten 

Am 5. und 6. Mai 1979 wurde auf Anre- an. 
gung des Deutschen Roten Kreuzes 
Hühnerfeld-Brefeld auf dem Schulge­
lände Ziegelstraße ein " Tag der offenen 
Tür" durchgeführt. Eine Geräteschau 
des DRK sowie übungen der Feuerwehr 
und des THW vermittelten den zahlrei­
chen Besuchern einen überblick über 
die Tätigkeit und den Ausbildungsstand 
dieser Organisationen. 

Die BVS-Dienststelle Saarbrücken war 
mit der Ausstellung und Informationsma­
terial ebenfalls vertreten. Durch die 
Vorführung von Filmen machte man 
auf die Bedeutung des Zivilschutzes 
in unserer Zeit aufmerksam. 

Schirmherr der Veranstaltung war Bür­
germeister H.-J. lissmann. Zahlreiche 
Ehrengäste waren erschienen: Parla­
mentarischer Staatssekretär Alwin 
Brück, die Landtagsabgeordneten Horst 
Saar, Rudi Brück und Lothar Diversy 
sowie weitere Persönlichkeiten aus 
vielen Bereichen, auch aus der Landes­
hauptstadt Saarbrücken. 

Die musikalischen Darbietungen des 
Spielmannzuges der Freiwilligen Feuer­
wehr Altenwald, der Verkauf von Kaffee, 
Kuchen und Getränken zugunsten der 

Am Sonntagmorgen fanden intensive 
Besprechungen zwischen den Land­
tagsabgeordneten Rudi Brück, Horst 
Saar und Fritz Bohr, DRK, Günther 
Kaczmarek, Freiwillige Feuerwehr, und 
Joachim Schmelzer, BVS, über die 
Probleme der Organisationen beim 
Katastropheneinsatz statt. Die vorbildli­
che Zusammenarbeit aller beteiligten 
Organisationen auf der örtlichen Ebene 
wurde hierbei besonders hervorge­
hoben. 

BVS-Vorträge 
in einer Kosmetikschule 

" ... Wegen der außerordentlichen Be­
deutung, die ich Ihrem Arbeitsgebiet 
und dem Selbstschutz an sich zumesse, 
habe ich mich entschlossen, meinen 
Schülern Gelegenheit zu geben, sich 
intensiv zu unterrichten", so beginnt 
ein Brief, den die Leiterin einer Kosme­
tikschule an die BVS-Dienststelle Saar­
brücken geschrieben hat. Sie bat dar­
um, daß ihren 36 Schülem in sechs 
Veranstaltungen die verschiedenen 
Themen der Vorsorge nahegebracht 
und zur Diskussion gestelll würden! 



Fragen nach dem Zivilschutz 

An einer Ulmer Hauptschule findet für 
das 9. Schuljahr ein Selbstschutz­
Grundlehrgang statt. Es ist eine Mäd­
chenklasse. In der Pause stellt der 
BVS-Lehrer fest, daß einige Mädchen 
mit Zetteln und Kugelschreibern von 
Gruppe zu Gruppe gehen, offensichtlich, 
um irgendwelche Informationen zu er­
langen. Auf seine Frage erfährt er, daß 
die Klasse nach Stuttgart fahren wird . 
Im Mittelpunkt der Reise soll ein Besuch 
im Landtag stehen. Die Klassenlehrerin 
habe nun als Aufgabe gestellt, daß 
jede Schülerin auf einem Zettel minde­
stens drei Fragen notiert, die, wenn 
möglich, im Landtag den Abgeordneten 
vorgelegt werden sollen . Jetzt sind die 
Mädchen eifrig auf der Suche nach 
geeigneten Fragen. 

Der BVS-Lehrer meint: " Gestern habt 
Ihr mir so viele Fragen gestellt, als wir 
den Schutz vor Unfällen, Katastrophen 
oder Waffenwirkungen besprachen. 
Fällt Euch da nicht die eine oder andere 
Frage ein, die Ihr in diesem Zusam­
menhang den Abgeordneten stellen 
könntet?" Nachdenkliche Gesichter. 
Schließlich: " Vielleicht könnten wir nach 
dem Zivilschutz fragen?" - " Wann wer­
den bei uns öffentliche Schutzräume 
gebaut?" Und dann kommt eine Frage 
nach der anderen . 

Die Pause ist vorüber. Der BVS-Lehrer 
meint, bevor er in seinem Thema fort-

fährt, daß sich aus diesem Gebiet sehr 
viele Fragen an die VOlksvertretung 
und an die Regierung stellen ließen. 

In der nächsten Pause zeigt die eine 
oder andere Schülerin dem BVS-Lehrer 
oder seinem Helfer ihren Fragezettel 
und bittet um Beurteilung oder Formulie­
rungshilfe. 

Als der Grundlehrgang zu Ende ist, 
dankt die Klassensprecherin den BVS­
Helfern für das vermittelte Wissen, aber 
auch für die Hilfe bei der Zusammen­
stellung der Fragen. Jede Schülerin 
habe nun eine Frage aufgeschrieben, 
die sich mit dem Zivilschutz befasse. 

Kurzmeldungen 

Emmendingen. Guten Erfolg verzeich­
nete die BVS-Dienststelle Freiburg mit 
Filmvorführungen und einer Kleinaus­
stellung am zweiten " Tag des Freiwilli­
gen Helfers" in Emmendingen. In zahl­
reichen Informationsgesprächen wurde 
ein verstärktes Interesse für den 
Schutzraumbau festgestellt. 

Stuttgart. Zum ersten Male beteiligt 
sich der BVS am ADAC-Wandertag 
1979 " Rund um die Solitude". Erwartet 
werden über 1 00000 Teilnehmer. 

Gaggenau. " Mitmachen macht Mut 
- Frauen können mehr", unter diesem 
Motto fand in der Jahnhalle in Gagge­
nau eine Informationsbörse für Frauen 
statt, bei der sich die BVS-Dienststelle 
Karlsruhe mit einer neuen Ausstellung 
vorstellte. 

Tübingen. Selbstschutz-Grundlehr­
gänge für Lehrer führte der BVS im 
Bereich des Oberschulamtes Tübingen 
durch. 148 Lehrer konnten mit der The­
matik des Selbstschutz-Grundlehrgan­
ges vertraut gemacht werden. Nach 
der Einleitung durch einen Vertreter 
des Oberschulamtes referierte der Leiter 
der Fahrbaren Schule 11, Fuchs, über 
die Aufgaben des Behördenschutzlei­
ters, für deren Funktion die Teilnehmer 
vorgesehen sind . Im anschließenden 
Lehrgang kam es immer wieder zu 
lebhaften Diskussionen. Die Teilnehmer 
zeigten ein großes Interesse an weite­
ren Lehrgängen . 

Konstanz. Am 26. April 1979 wurde 
im Rahmen einer Feierstunde Richard 
Pfatt durch BVS-Landesstellenleiter 
Raach in den Ruhestand entlassen. 
Nach langjähriger Tätigkeit in der Aus­
bildungsarbeit wurde er mit den Ge­
schäften des Dienststellenleiters beauf­
tragt. Zeitweilig führte er gleichzeitig 
die Dienststellen Konstanz und Fried­
richshafen . 

Bo~ern 0 
Burmesische Offiziere 
besuchen den BVS 

Drei burmesische Offiziere, die seit 
t 5 Monaten zur militärischen Weiterbil­
dung Gäste der Bundeswehr sind, be­
suchten im Rahmen der begleitenden 
Information zusammen mit Hauptmann 
Sluga die BVS-Dienststelle Bayreuth. 

Sie interessierten sich für die Hilfsmittel 
der Offentlichkeitsarbeit ebenso wie 
für die gesetzlichen Grundlagen, die 
Themenpläne von Fachlehrgängen 
im Brandschutz- und Sanitätsdienst 
und die Selbstschutz-Ausbildung in 
den Gemeinden. 

Wie das Foto zeigt, fand auch das 
ZS-MAGAZIN die ungeteilte Aufmerk­
samkeit der Besucher. 
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nledersOOHsen ~ 
OV Nordhorn erstellt mobiles 
Notstromaggregat 

Man nehme einen Bundeswehr-Ein­
achsanhänger, investiere eine Menge 
Material, 180 Stunden Arbeitszeit, ein 
beachtliches Kapital an technischem 
Know-how sowie handwerklichem Kön­
nen - und man erhält ein mobiles. 
TüV-abgenommenes 42-kVA-Notstrom­
aggregat und darüber hinaus einen 
in seiner Leistungsfähigkeit und Ein­
satzbereitschaft gesteigerten THW-Orts­
verband Nordhom, der den nachfolgen­
den technischen Bericht erstellt hat. 

Den "fahrbaren Untersatz" für das Ag­
gregat bildet ein einachsiger Hänger, 
von dem die Aufbauten entlernt und 
durch ein festes Dach und eine feste 
Stirnwand sowie an den Seiten und 
hinten durch klappbare Wände ersetzt 
wurden . Die am Dach angeschlagenen 
und mit Gasdruckstoßdämpfern verse­
henen Klappen dienen als Wetterschutz. 
Dach und Wandteile bestehen aus Alu­
blech, die tragenden Teile aus Vier­
kant-Rohren. 

In den " Koffer" wurde der Bosch-Gene­
rator (3-Zylinder-Diesel) 380/220 V, 
42 kVA, eingebaut. Die Befestigung 
erfolgte auf Schwingmetallen. Zwischen 
dem Aggregat und der Ruckwand ist 
ein in Eigenarbeit erstellter Schalter­
schrank aufgestellt worden. Dieser ist 
mit 3 x 3 Steckdosen 220 V/16 A, 
2 Cekon-Steckdosen 16 A, 2 Cekon­
Steckdosen 32 A und einer Cekon­
Steckdose 63 A bestuckt. Die Schaltung 
erfolgt über Schütze. Jede Steckdose 
ist einzeln abgesichert, der Schrank 
ist mit FI-Schutzschalter versehen. 

Am Aggregat befindet sich der zugehö­
rige Schaltschrank mit 3 Amperemetern 
und umschaltbarem Voltmeter sowie 
der Reglung. In Fahrtrichtung links ne­
ben dem Aggregat sind 10 Kabeltrom­
mein mit je 50 m NSHOU, 8 Halogen­
breitstrahler je 1000 W und ein Halo­
genbreitstrahler 2000 W befestigt 
Rechts neben dem Aggregat stehen 
9 Stative in Halterungen, außerdem 
befindet sich dort noch ein Baustellen­
provisorium mit 25 m 5 x 6 mm2 

NSHOU. Zusätzlich ist der Hänger mit 
50 m 5 x 16 mm' NSHOU und 25 m 
5 x 4 mm' NSHOU ausgestattet. 

Alle Drehstromkabel sind mit Cekon­
Steckem und -Kupplungen versehen . 
In einer Gerätekiste befinden sich über­
gangsstücke von Cekon auf alle gängi­
gen Stecker- und Kupplungsarten. An 
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Mehrlach bewährt hat sich bereits das in 180stündiger EIgenleistung erstellte mobile 
42-kVA-Notstromagg regat. 

der Stirnwand-Außenseite Ist ein Kur­
beimast befestigt, der 6 mausgefahren 
werden kann. so daß eine Gesamthöhe 
von 7,50 m erreicht wird . Am Kurbel­
mast werden 2 bzw. 4 Scheinwerfer 
befestigt, die eine große Fläche aus­
leuchten können. 

Der Motor verbraucht ca. 13 I Diesel-

Zum Jubiläum 
eine Kartoffelschälmaschine 

Normalerweise spricht das THW nicht 
vom Wetter - in Anbetracht der Wetter­
lage in diesem Frühjahr soll aber be­
sonders hervorgehoben werden: Nach 
wochenlangem Regen vorher und sofort 
einsetzendem Schlechtwetter am Tage 
darauf, schien bei den Veranstaltungen 
am Sonnabend, dem 6. Mai 1979, die 
Sonne. Derartig begünstigt, konnten 
die beiden THW-Ortsverbände Verden 
und Norden sich den vielen tausend 
Schaulustigen anläßlich des 25jährigen 
Bestehens optimal präsentieren. 

Zu einem Empfang hatte der Ortsver­
band Verden Repräsentanten des Land­
kreises und der Stadt sowie der be­
freundeten Organisationen und Ver­
bände in die Unterkunft geladen. Von 
der großen Zahl der Gäste seien nur 

kraftstoff pro Stunde; der Tank faßt 
100 I, weitere 100 I werden in Reserve­
kanistern mitgeführt. 

Der Gesamtaufbau ist in rund 180 Hel­
ferstunden in Eigenleistung bewältigt 
worden und beruht auf einer Eigenkon­
struktion, die sich mittlerweile mehrfach 
bewährt hat. 

Landrat Dr. Puvagel, Bürgermeister 
Dr. Friederichs, Oberkreisdirektor Mawik 
und Stadtdirektor Füllgraf namentlich 
genannt. Die Festansprache hielt 
THW-Landesbeauftragter Sahlender, 
der eine Verbesserung der derzeitig 
ungenügenden Unterkunitssituation 
und der hauptamtlichen Betreuung 
durch die Besetzung der vakanten Ge­
schäftsfuhrerstelle ankundigte. An­
schließend wurden besonders verdiente 
Führungskräfte und Helfer ausgezeich­
net. 

Den vielen Grußworten folgten ein Imbiß 
und ein gemeinsamer Besuch der im 
Stadtzentrum an exponierter Stelle -
dem Norderstädtischen Markt - aufge­
bauten Fahrzeug- und Geräteschau. 
Hier begann ein großes Vorführungs­
programm unter Beteiligung der THW­
Ortsverbände Achim, Nienburg und 
Osterholz-Scharmbeck. Gezeigt wurde 



der Einsatz der Sauerstofflanze und 
der Trinkwasseraufbereitungsanlage 
sowie umfangreiches ABC-Gerät. 

Daß über eintausend Portionen Erbsen­
suppe in den Minagsstunden im Nu 
vergriffen waren , rundet das positive 
Bild dieses für den OV Verden und 
für das THW allgemein erfolgreichen 
Tages ab, der mit musikalischen Darbie­
tungen eines Fanfarenzuges und der 
Freiwilligen Feuerwehr zu Ende ging. 

Ein Straßenfest der Anwohner der We­
sterstraße, einer Hauptgeschäftsstraße 
in Norden, an der auch der THW-Orts­
verband Norden ansässig ist, nutzte 
dieser zu einer rundum gelungenen 
Selbstdarstellung. Stolz konnte THW­
Ortsbeauftragter Wilhelm Goudschaal 
das vor zwei Jahren bezogene hübsche 
Helferheim im Rahmen eines "Tages 
der offenen Tür" präsentieren. Auf dem 
Hof luden die gerade fertiggestellten 

Garagen sowie umfangreiches Gerät 
und diverse Fahrzeuge - allerdings 
waren auch Leihgaben benachbarter 
Ortsverbände darunter - zur Besichti­
gung ein. Wer das Heim trotz reichli­
chen Fahnenschmuckes nicht fand, 
konnte sich am Duft orientieren, denn 
es wurde in Erwartung einiger tausend 
hungriger Besucher - die dann auch 
kamen - auf dem Hof gekocht und 
gegrillt. 

Parallel dazu fanden ständig wech­
selnde Übungen der Helfer am und 
mit dem technischen Gerät stan. 

Am Sonntag morgen, dem 6. Mai, hatte 
OB Goudschaal zur offiziel len Feier 
des 25jährigen Gründungsjubiläums 
zu einem Empfang mit anschließendem 
kalten Buffet ins Helferheim geladen. 
Die große Resonanz, die diese Einla­
dung gefunden hat, äußerte sich ein­
drucksvoll in der Zahl der erschienenen 

Gäste. Als Vertreter des THW-Landes­
verbandes würdigte Sachgebietsleiter 
Barmann in kurzen Worten die Aufbau­
arbeit des OV Norden und zeichnete 
neben dem Ortsbeauftragten vier wei­
tere verdiente Männer des Ortsverban­
des aus. 

In der Reihe der nachfolgenden Gratu­
lanten fiel Landrat Hinrich Swieter durch 
ein besonders originelles Geschenk 
auf: In Erinnerung an den Einsatz des 
OV Norden während der Schneekata­
strophe, bei der vom THW unter ande­
rem das Städtische Krankenhaus mit 
Speisen und Lebensmitteln versorgt 
worden war, aber auch in Anerkennung 
der am Tage zuvor bewiesenen Koch­
künste des Versorgungstrupps - immer­
hin mußten drei Zentner Kartoffeln ver­
arbeitet werden - schenkte er dem 
OV Norden ein hochwillkommenes Ge­
rät . .. eine Kartoffelschälmaschinel 

norDrH81n rv W8STFOL8n fi) 
Leistungsvergleich 
der THW-Einheiten 
des Kreises Kleve 

Am 28. April fand in der Unterkunft 
und auf dem angrenzenden Übungsge­
lände des THW-Ortsverbandes Kleve 
der zweite Leistungsvergleich der 
THW-Einheiten des Kreises Kleve um 
den Wanderpokal des Kreisbeauftragten 
statt. 

Die in zeitlichem Abstand antretenden 
Gruppen mußten nach einer theoreti­
schen Wissensprüfung einen Bergungs­
einsatz durchführen, wobei die unter­
schiedlichsten Aufgaben zu erfüllen 
waren, darunter der Bau einer Tonnen­
fähre, um einen im Bergungsvorgang 
geretteten Verletzten überzusetzen. 

Bei dem Bergungsvorgang mußten 
die Helfer nach der Durchführung einer 
Abstützung durch einen Kriechgang, 
wobei Hindernisse aus Stahl und Holz 
zu beseitigen waren, um zu dem Ver­
letzten vorzudringen, der unter Trüm­
mern lag und unter Anwendung der 
20-t-Hydropresse zu bergen war. Nach 
Leistung der Ersten Hilfe wurde der 
Verletzte durch den Kriechgang zurück­
geschafft und über eine Hinderniswand 
zu dem in der Zwischenzeit durch den 
zweiten Trupp erstellten Tonnenfloß 
geschafft. Für die Fahrer waren als 
Abschluß zwei Sonderaufgaben, eben­
falls mit einer Beantwortung von Fach­
fragen, eingebaut worden. 

Eine der Wett­
kampfaufgaben 
in Kleve: Brenn­
schneiden im 
Kriechgang. 

Viel Geschick 
erforderte auch 
der Transport 
"Verletzter" über 
Hindernisse. 
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Zur Bergung " Verletzter" mußte die 
Hydropresse eingesetzt werden; Im 
Hintergrund Ist der Bau einer Tonnen­
fähre zu sehen. 

Die Veranstaltung fand bei trübem Wet­
ter und Niesefregen statt. Trotzdem 
war der Eifer und die Begeisterung 
der Teilnehmer groß. 

Am späten Nachmittag konnte Kreisbe­
auftragter Fischer der Siegermannschaft 
aus Kleve den Pokal überreichen. Der 
zweite Platz wurde von den Helfern 
des OV-Geldem belegt. 

Jede teilnehmende Mannschaft erhielt 
eine Urkunde sowie ein Wandbrett mit 
THW-Emblem und Gravur. 

In einer kurzen Ansprache zog der 
Kreisbeauftragte Bilanz des Tages und 
sagte, daß alle Teilnehmer dieses Wett­
kampfes neue Erkenntnisse darüber 
haben sammeln können, wo für die 
nächste Zeit der SChwerpunkt bei der 
Ausbildung in den einzelnen Ortsver­
bänden anzusetzen ist. Weiter teilte 
er mit, daß die Siegerrnannschaft des 
OV Kleve nunmehr am Landesaus­
scheidungswettkampf am 12. Mai in 
Ratingen bei Düsseldorf teilnehmen 
werde. P. F. 

Ausbildungsfahrt 
nach Saarlouis 

Zwei Wochen bevor die Jugendgruppe 
des THW-OV Bann nach Saarlouis 
fahren wollte, bekamen wir jeder einen 
Zettel, auf dem die Eltern ihr Einver­
ständnis geben sollten. Die Unterschrift 
sollten wir dann am nächsten Mittwoch 
mitbringen. Einige hatten sie natürlich 
vergessen. Sie sollten sie dann am 
Tag der Abfahrt mitbringen. 

Wir fuhren mit zwei Fahrzeugen, einem 
Fukow und einem VW-Bus. Beim Einla­
den des Gepäcks ergaben sich die 
ersten Schwierigkeiten: wohin mit dem 
ganzen Gepäck? Da kam der Fahrer 
des Fukow auf den rettenden Gedan­
ken: Wir nahmen einen Sitz heraus 
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und packten an seine Stelle die restli­
chen Ruck- und Schlafsäcke. 

Wir hatten zwei Fahrer, Klaus Beyer 
und Gottfried Imbach, letzterer ist unser 
Gruppenführer und fuhr den VW-Bus. 
Insgesamt waren wir zwölf Mann. Wir 
fuhren etwa um 15.15 Uhr los. Nach 
einigen Kilometern lief der Fukow heiß, 
wir mußten an der nächsten Tankstelle 
anhalten und Kühlwasser nachfüllen. 

Eigentlich wollten wir etwa um 18 Uhr 
beim OV Saarlouis ankommen, da wir 
uns jedoch mehrmals verfuhren, kamen 
wir erst nach sechseinhalb Stunden, 
also halb neun, an . Trotz der Verspä­
tung wurden wir freundlich von den 
Führern und der Jugendgruppe des 
OV Saarlouis aufgenommen. Wir wur­
den sehr gut verpflegt, und man muß 
sagen, daß die KÖChe ihr Handwerk 
erstklassig verstehen. 

Auf dem Dienstplan stand für den 
Abend ein gemütliches Beisammensein. 
Die Jugendgruppen und ihre Führer 
verstanden sich untereinander sehr 
gut. Abends saßen wir noch lange zu­
sammen und unterhielten uns über 
Sachen, die wir einmal beim THW erlebt 
hatten . 

Am Samstag haben wir uns die Umge­
bung der Stadt zeigen lassen und fan­
den ihre Geschichte sehr interessant. 
Eigentlich wollten wir auch einen Hoch­
ofen besichtigen, aber weil der Termin 
so kurzfristig war, bekamen wir keine 
Führung mehr. Das fanden alle sehr 
schade, weil noch keiner einen Hoch­
ofen aus der Nähe gesehen hat. 

Am letzten Tag unseres Besuchs mach­
ten wir einen Wettkampf zwischen den 
Jugendgruppen. Um ganz gerecht zu 
sein, überwachten die Führer der Ju­
gendgruppen jeweils die Gruppe des 
anderen Ortsverbandes. Punktmäßig 
hat unsere Gruppe zwar gewonnen, 
aber wenn man die durchschnittliche 
Mitgliedschaft der Gruppen berücksich­
tigt, haben wir miserabel abgeschnitten . 
Im Verhältnis dazu hat die Jugend­
gruppe des OV Saarlouis mit einer 
durchschnittlichen Mitgliedschaft von 
nur drei Monaten sehr gut abgeschnit­
ten. 

Außerdem haben wir auch noch das 
Heimatkunde-Museum besucht. Danach 
fuhren wir zu einer Burg, die von den 
Einwohnern der Gemeinde selbst in 
freiwilliger Arbeit ausgegraben worden 
ist. Dabei sind sie auch von dem 
THW-OV Saarlouis unterstützt worden. 
Es war sehr interessant, wir fanden 
dort sogar noch Knochen aus histori­
scher Zeit. Das Rathaus der Stadt Saar­
louis, das uns zum Schluß gezeigt wur-

de, wurde als Ort für eine Geschichts­
stunde benutzt, bei der wir viel lernten. 

Dann kam der Abschied, er war sehr 
herzlich. Eine Gegeneinladung des 
OV Saarlouis nach Bann ist schon aus­
gesprochen. Auf der Rückfahrt passierte 
nichts Besonderes. Es hat uns allen 
sehr viel Spaß gemacht und ich möchte 
mich hiermit im Namen der ganzen 
Jugendgruppe bei Herrn Imbach, Herrn 
Beyer und dem ganzen OV Saarlouis 
bedanken . Markus Neumann 

Nächtliche Übung 
des THW Bielefeld 

Unter der Leitung von Zugführer Wolf­
gang Brinkmann starteten abends ge­
gen 19.30 Uhr 35 Helfer des THW-Orts­
verbandes Bielefeld mit einem Geräte­
kraftwagen (GKW) und drei Mann­
schaftskraftwagen (MKW) zu einer 
nächtlichen Übung, In einem Steinbruch 
bei Künsebeck galt es, die an vielen 
Dienstabenden in der Theorie erworbe­
nen Fachkenntnisse in die Praxis umzu­
setzen und zu vertiefen. 

Am Übungsort im Dunkeln und bei Re­
gen angelangt, stellte sich den THW­
Helfern als erstes die Aufgabe, das 
Übungsgelände auszuleuchten. Dies 
geschah mit Hilfe einiger Standschein­
werfer, die an ein Notstromaggregat 
angeschlossen wurden. Anschließend 
erklärte Zugführer Brinkmann den 
THW-Helfern die Aufgaben. 

Es wurde angenommen, daß ein im 
Morast festgefahrener Gerätewagen 
mit einem Greifzug, an einem anderen 
GKW montiert, aus dem Morast gezo­
gen werden sollte. Des weiteren sollten 
" verletzte" Helfer, die sich auf einer 
Anhöhe des Steinbruchs befanden, 
auf Tragen gebunden und von mehre­
ren Helfern herabgelassen werden. 
Der HÖhenunterschied sollte hierbei 
durch Leitern überbrückt werden. Das 
Gelände des Steinbruchs eignete sich 
überdies hervorragend, um den Ge­
steinsbohrer praxisnah einzusetzen. 

Nach dreistündigem Einsatz hatten 
sich die durchnäßten THW-Bergungs­
helfer dann ihr Abendessen redlich 
verdient, wobei Geschäftsführer Deder­
mann als Koch fungierte. Über den 
Ablauf der Übung zeigte sich Zugführer 
Brinkmann äußerst zufrieden. Beson­
ders bewies ein stetiger Wechsel der 
Ausbildungsstationen, daß die Ber­
gungshelfer des THW auf ein breites 
Fachwissen zurückgreifen können. 

R. H. 



HOmBUrG fi 
Verdienste gewürdigt 

Anläßlich seines 40jährigen Dienstjubi­
läums wurde Ud. Regierungsdirektor 
Werner Eilers von THW-Direktor Dipl.­
Ing. Ahrens das THW-Helferzeichen 
in besonderer Ausführung überreicht. 
Eilers leitet seit langen Jahren bei der 
Behörde für Inneres das Referat Grund­
satzangelegenheiten für Feuerwehr, 
Katastrophenschutz und Zivilverteidi­
gung. Direktor Ahrens würdigte in einer 
kurzen Ansprache die Verdienste des 
Jubilars um den Aufbau und die Erwei­
terung des Katastrophenschutzes, die 
Unterstützung der Hilfsorganisationen 
und die Einbeziehung des THW in den 
friedensmäßigen Katastrophenschutz 
der Freien und Hansestadt Hamburg. 

Zu der Feierstunde in der KatS-Zentral­
wer1<statt Rissen waren u. a. Vertreter 
aller Hilfsorganisationen, der Polizei, 
der Verwaltung und auch die Komman-

THW rettet Fußballturnier 

Am Abend des 5. Mai wurde das THW 
vom Bezirksamt Neukölln um schnelle 
Hilfe bei der Beseitigung eines Rohr­
bruchs im Sportstadion Britz-Süd gebe­
ten . Die gesamten sanitären Einrichtun­
gen waren durch dieses Ereignis ausge­
fallen und die 20 angesetzten Pokal­
spiele gefährdet. 

Der Instandsetzungsdienst der THW­
Bezirksverbände Spandau und Charlot­
tenburg alarmierte sofort seine GW­
Gruppen, und um 19 Uhr trafen sie 
an der Einsatzstelle ein. Nach Freile­
gung des Wasserrohres konnte der 
Schaden mit Hilfe einer Blindschelle 
behoben werden. Die Zugführer König 
und Siefert zeigten sich befriedigt über 
die schnelle und fachgerechte Arbeit 
und über die Möglichkeit des praxisna­
hen Einsatzes des I-Dienstes. 

Die für den 6. Mai geplanten Fußball­
spiele in dem Stadion Britz-Süd konnten 
alle stattfinden. M. F. 

THW-Helfer 
als Blutspender 

Während noch vor wenigen Jahren 
der Blutkrebs bei Kindern nur noch 

Für seine großen 
Verdienste um 
den Katastro­
phenschutz und 
an läßlich seines 
40jährlgen Dienst­
jubiläums über­
reichte THW­
Direktor Ahrens 
dem Leitenden 
Regierungsdirek­
tor Werner Eilers 
das THW-Helfer­
zeichen in beson­
derer Ausführung. 

deure der in Hamburg und Schleswig­
Holstein stationierten Großverbände 
der Bundeswehr erschienen. 
In einem Grundsatzreferat, welches 
bei allen Beteiligten große Beachtung 
fand, würdigte Eilers besonders die 

eine kurze Lebenszeit bedeutete, hat 
die moderne medizinische Forschung 
Therapien entwickelt, die im Augenblick 
Überlebenschancen von durchschnittlich 
zehn Jahren bedeuten. Die Forschung 
geht weiter, und sicherlich werden diese 
Ergebnisse verbessert werden können. 

Für den Laien erläutert, wird folgende 
Therapie angewendet: 

Einem gesunden Menschen mit weitge­
hend gleichen Bluteigenschaften wird 
Blut abgenommen, in einem ange­
schlossenen Gerät wird dieses Blut 
separiert , ganz bestimmte Blutkörper 
werden dann dem kranken Kind direkt 
übertragen. Dem Spender wird das 
separierte Blut sofort wieder zugeführt. 
Der gesunde Körper regeneriert die 
entnommenen Blutkörper ohne Schwie­
rigkeit. 

Diese Methode der Behandlung des 
Blutkrebses ist jedoch mit manchen 
Problemen verbunden. So muß eine 
große Anzahl von vorher untersuchten 
Blutspendern vorhanden sein. 

Oie Bluteigenschaften müssen genaue­
stens festgestellt und einem Computer 
eingegeben werden , der dann irr einem 
Bedarfsfall den geeignetsten Spender 
aussucht. Schließlich: Die Fälle, in de-

Einsatzbereitschaft der freiwilligen Helfer 
und erinnerte den Dienstherrn an seine 
Fürsorgepflicht gegenüber den Helfern . 
Auch das Problem der z. T. noch veral­
teten Fahrzeugausstattung wurde ange­
sprochen . A. K. 

nen das Blut benötigt wird, sind meist 
hoch akut. Die Spender müssen des­
halb schnellstens erreichbar sein, wes­
halb man die Spender überwiegend 
im Bereich der Polizei, der Feuerwehr 
und des THW sucht, wo geeignete 
Alarmierungssysteme zur Verfügung 
stehen. 

Die Untersuchungsaktion durch Ärzte 
der Universitätsklinik Westend ist in 
den THW-Bezir1<sverbänden gut ange­
laufen, viele Helfer haben sich zur Ver­
fügung gestellt. Zunächst erfolgte eine 
Blutentnahme zur Untersuchung und 
Festlegung der gen auen Bluteigenschaf­
ten. Eine nicht unbedeutende Zahl von 
Helfem bekam nach diesen Untersu­
chungen eine Nachricht der Klinik , sich 
zu einer eingehenden Untersuchung 
einzufinden , da bestimmte Blutwerte 
auf Erkrankungen hinwiesen. 

Schon unter dem Gesichtspunkt, daß 
bisher unbekannte Krankheitsherde 
noch frühzeitig erkannt wurden, ist diese 
Aktion für den Helfer wichtig. Sollten 
jedoch krebskranke Kinder gerettet 
werden können, ist diese Aktion nicht 
hoch genug einzuschätzen. 

In jedem Fall zeigt die hohe Beteiligung, 
daß die THW-Helfer dem Grundsatz 
des " Helfen-Wollens" in jeder Form 
sich verpflichtet fühlen. G. B. 
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Bremen ~ 
Radio Bremen berichtete 
über das THW 

Der Abspann lauft. Ein Blick in die 
Runde offenbart gelöste, frohe, zufrie­
dene Gesichter. Es ist geschafft. Die 
Sendung ist reibungslos und ohne Zwi­
schenfälle über den Äther gelaufen. 
Vergessen ist die Nervosität, die Aufre­
gung der vergangenen Wochen , die 
Improvisation bei der Vorbereitung. 
" Eigentlich eine ganz schön lange Zeit, 
diese 50 Minuten", bemerkt ein THW­
Helfer. 

Begonnen hane alles damit, daß sich 
Radlo-Bremen-Redakteur Jo Hanns 
Müller, verantworttich fur den " Bremer 
Conlainer", an den Landesbeauhragten 
des THW für Bremen, Or.-Ing. Friedrich 
Dölbor, mit der Frage wandte, ob man 
nicht einmal über die Arbeit des THW 
berichten könnte, einmal die Helfer 
in den Vordergrund stellen, die anson­
sten im Hintergrund bleiben und gewis­
senhaft ihre Aufgaben ertüllen. Das 
war Anfang Dezember des vergangenen 
Jahres. Dr. Oölbor sagte die Mitwirkung 
des THW sofort zu , bot die Sendung 
doch die beste Gelegenheit, sich der 
breiten öffentlichkeit umfassend darzu­
stellen. 

In einer Vorbesprechung klärte man 
zunächst die Rahmenbedingungen und 
kam uberein, den Sendetermin für den 
19 . Januar anzuberaumen. Als Veran­
staltungsort einigte man sich auf die 
Kraftlahrzeughalle des THW-Ortsver­
bandes Neustadt, die dank ihrer Größe 
über genügend Platz vertügt, die not­
wendigen Übertragungseinrichtungen 
aufzunehmen und auch noch Platz 
für Zuschauer bietet. 

Der " Bremer Container", der allwö­
chentlich von Radio Bremen im Hör­
funkprogramm ausgestrahlt wird , ist 
eine Sendung, die live gesendet wird 
und daher von der Zuschauer-Resonanz 
lebt. Der Name " Container" entstammt 
ubrigens der Tatsache, daß das Auf­
nahme- und Übertragungsstudio in 
einem mit allen technischen Finessen 
ausgerüsteten 20-Fuß-Europacontainer 
untergebracht ist, der auf einen Sanel­
schlepper montiert ist. Ein Ladebord 
am Heck dient abgeklappt gleichzeitig 
als kleine Bühne. Bei der Übertragung 
aus der Neustädter Halle des THW 
mußte aber ein wenig "gemogelt" wer­
den, da durch den harten Winter alle 
Übertragungs- und Aufnahmegeräte 
im wahrsten Sinne des Wortes eingefro­
ren waren. So verwendete man einen 
'--------------------
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In einer Live-Sendung berichtete Radio 
Bremen über die Arbeit des THW. Ort 
des Geschehens war die Kraftfahrzeug­
halle des Ortsverbandes Neustadt. Das 
Bild zeigt (von links nach rechts): Rudl 
Schmldder (Radio Bremen), Zugführer 
Piep (OV Hastedt), Zugführer Schneider 
(OV Neustadt) und Jo Hanns Müller (Radio 
Bremen). 

Viele Zuschauer und Zuhörer hatten sich 
beim THW eingefunden, um einmal mitzu­
erleben, wie eine Live-Sendung produziert 
wird. 

ganz normalen Übertragungswagen 
und baute eine Buhne dazu. 
In mehreren Gesprächen stimmte man 
ab, daß ein Abriß der Geschichte des 
THW gegeben und erklärt werden sollte, 
wie es organisatorisch gegliedert ist 
und welche Aufgaben es wahrnimmt. 
Als Gesprächspartner für den " Mikro­
phoneinsatz" wurden Landesbeauftrag­
ter Dr. DÖlbor, Ortsbeauftragter Erich 
Behrends, OV Ost, Zugführer Piep vom 
5. Instandsetzungszug des OV Hastedt, 
Zugführer Karl-Heinz Lohbeck vom 
Fernmeldezug aus der Neustadt, Zug­
führer Schneider vom 10. Bergungszug 
des OV Neustadt und Geschäftsführer 
Hildebrandt aus Bremerhaven aus­
erkoren. 
Am 19. Januar, einem neblig-trüben 
und vor allem kalten Freitag, war es 
endlich soweit. VormiMgs traf die Auf­
nahmemannschaft ein und hane bis 
zum Mittag die Halle aufnahmebereit 
hergerichtet. Um 14 Uhr versammelten 
sich alle unmittelbar am Sendeablauf 
Beteiligten in der Unterkunft des OV 
Neustadt. Die letzte Stunde vor Sende­
beginn wollte man nochmals dazu nut­
zen, um sich uber den Verlauf der Sen­
dung zu unterhalten 

Jo Hanns Müller und Rudi SChwidder, 
zweiter Moderator des " Bremer Contai­
ners" an diesem Tag, umrissen kurz, 
was in den 50 Minuten, in denen man 
auf Sendung war, besprochen werden 
sollte. Danach war jeder seinem mehr 
oder minder starken Lampenfieber über­
lassen, das ja bekanntlich selbst " alte 
Hasen" vor dem Mikrophon noch haben . 

Schließlich hieß es: " Es ist 15.05 Uhr. 
Auf der Hansawelle von Radio Bremen 
hören Sie wieder den Bremer Container. 
Heute aus der Kraftlahrzeughalle des 
Ortsverbandes Neustadt der Bundesan­
stalt Technisches Hilfswerk." Nach ei­
nem kurzen Abriß der unzähligen Ein­
sätze und Leistungen des THW durch 
die Moderatoren Muller und Schwidder 
zur Einleitung erläuterte Dr. Dölbor 
den mannigfaltigen Aufgabenbereich 
des THW und ging ausführlich auf seine 
Entstehungsgeschichte und Entwicklung 
in den vergangenen Jahren ein. Der 
Landesbeauhragte wörtlich: "Im Land 
Bremen haben wir im übrigen über 
1500 ehrenamtliche Helfer, die alle 
pflichtbewußt ihren Dienst verrichten. 
Daneben zählen wir insgesamt 14 
hauptberu fliche Mitarbeiter." 

Im Anschluß erklärlen die Zugführer 
Schneider, Piep und Lohbeck zunächst 
die verschiedenen Dienste innerhalb 
des THW. Zur Sprache kam, wann 
eine Bergungsbereitschaft eingesetzt 
wird und welche Aufgaben einem Fern­
meldezug im Katastropheneinsatz zufal­
len. Auf die etwas provozierende Frage, 
ob auch Frauen etwas beim THW zu 
suchen hänen, kam die prompte Ant­
wort: "Natürlich. In manchen Bereichen 
können wir sie hervorragend einsetzen." 
Ob diese Frage allerdings ein kleiner 
Seitenhieb auf die im musikalischen 
Teil nach diesem Interviewpart auhre­
tende Hanne Haller aus München war, 
darüber wollte nach der Sendung nie­
mand mehr Auskunh geben. 

Für den flotten musikalischen Rahmen 
sorgten neben der Munchener Künstle­
rin noch die bekannte Bremer Folk­
Gruppe " Schnappsack" und die hollän­
dische Formation "Teach-in", die vor 
einigen Jahren den " Grand Prix de 
la Eurovision" gewann. Zum musikali­
schen Abschluß erklang dann der 
THW-Marsch durch die Lautsprecher. 

Hanne Haller verstand sich ubrigens 
auf Anhieb ausgezeichnet mit den Bre­
mer THW-Hel fern und Mitarbeitern, 
nach Sendeschluß war sie gern bereit, 
für ein gemeinsames Erinnerungsfoto 
zu posieren. U. W. 
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THW-Ortsverbände 
im Leistungsvergleich 

Zur Ermittlung des Landessiegers 1979 
im Rahmen des Bundesleistungswett­
kampfes fand am 5. Mai auf dem Ge­
lände des KatS-Zentrums in Kiel-Julien­
lust ein Ausscheidungswettkampf statt. 
Wettkampfgruppen aus den THW-Orts­
verbänden Barmstedt, Büsum, Elms­
horn, Kiel , LÜbeck, Niebüll , Plön und 
Preetz nahmen daran teil. 

Da in Amsberg, wo in diesem Jahr 
der Bundesleistungsvergleich ausgetra­
gen wird , auch Junghelfer zu einem 
Leistungswettbewerb antreten, haben 
auch die Jugendgruppen der Ortsver­
bände Bad Segeberg und Sörup an 
dem Ausscheidungswettkampf für Jung­
helfer in Kiel teilgenommen. 

Zu Beginn des Wettstreits erfolgte eine 
Wissensüberprüfung der Gruppenführer, 
Truppführer und Helfer. Jeder Gruppen­
führer mußte zum Beispiel an hand einer 
Schadenskizze (erstes Erkundungser­
gebnis seines Truppführers) eine schrift­
liche Meldung über den Zerstörungsgrad 
von Häusern an seinen Zugführer ab­
fassen . 

Für jedes richtig umgesetzte Schadens­
symbol - zehn Symbole waren in der 
Skizze vermerkt - gab es bei der Be­
wertung der Meldung zwei Punkte. Bei 
sachgerechtem Abfassen der Meldung 
konnten vom Schiedsrichter ein bis 
fünf Zusatz punkte gegeben werden . 
Als Höchstzahl waren bei dieser Grup­
penführer-Aufgabe 25 Punkte zu errei­
chen. 

Die Truppführer und Helfer mußten 
an hand eines Fragebogens beweisen, 
über welche theoretischen Kenntnisse 
sie verfügen . Der Fragebogen enthielt 
insgesamt 15 Fragen aus dem Gebiet 
der Grundausbildung. Für jede richtige 
Lösung gab es einen Punkt. Der Beant­
worter mußte jeweils aus mehreren 
bereits im Fragebogen vorgegebenen 
Antworten die seiner Meinung nach 
richtige auswählen. Nur die erste und 
zwölfte Frage machten hierbei eine 
Ausnahme; hier waren keine Antworten 
vorgegeben. 

Hier eine kleine Auswahl der gestellten 
Fragen: 

Die Frage 1 lautete: " Wie gliedert sich 
ein Bergungszug? 

Frage 4: " Wie heißt die Formel für die 
überschlägige Berechnung der Tragfä-

Junghelfer bei der lösung der Wettkampf­
aufgabe "Bau eines Tafelgestells". 

higkeit einer nicht gekennzeichneten 
Fremdkette?" 
(d' x 50 - d' x 90) 

Frage 8: " Welcher Schnitt liegt beim 
Fällen eines Baumes am tiefsten?" 
(Fällschnitt, Fallkerbsohle, Fallkerbdach) 

Beim anschließenden praktischen Teil 
des Ausscheidungswettkampfes waren 
folgende Aufgaben zu lösen: 

1. Brennschneiden 

2. Verletztentransport über ein Hindernis 

3. Bau eines Schwelljoches 

4. Ausleuchten einer SchadensteIle. 

Bei atlen gestellten Aufgaben wurden 
in erster Linie die fachgerechte Durch­
führung, die Einhaltung der Unfallverhü­
tungsvorschriften und die Zeit , in der ... 
die Aufgaben gelöst wurden , mit ent­
sprechenden Pluspunkten gewertet. 
Aber auch die Einheitlichkeit in der 
Anzugsordnung der Gruppe und das 
Auftreten des Gruppenführers spielten 
bei der Bewertung eine gewisse Rolle. 

Wer gesehen hat, mit welchem Eifer 
die Helfer aller acht Wettkampfgruppen 
um den Sieg gekämpft haben, der kann 
nur zu der Feststellung kommen, daß 
alle Teilnehmer gute Arbeit geteistet 
und ihr Bestes gegeben haben. Sieger 
wurde schließlich die Gruppe des 
THW-Ortsverbandes NiebülI, den zwei-

Ein" Verletzter" 
wird mit Hilfe 
des Leiterhebels 
vorsichtig abge· 
lassen. 

ten und dritten Platz belegten die Wett­
kampfgruppen der Ortsverbände Plön 
und Preetz. Siegreich war auch die 
Jugendgruppe des Ortsverbandes Bad 
Segeberg. Die Segeberger Junghelfer 
waren etwas besser als ihre Kameraden 
aus Sörup beim Lösen der Wettkampf­
aufgaben " Bau eines Tafelgestells" 
und "Stafettenlauf". 

Damit steht fest, daß die siegreichen 
Gruppen aus Niebüll und Bad Segeberg 
gemeinsam im Juni nach Arnsberg 
fahren werden, um sich dort beim Lei­
stungsvergleich auf Bundesebene mit 
den Wettkampfgruppen der anderen 
Landesverbände des THW im fairen 
Wettstreit zu messen. Voss 

Schwerer Einsatz 
bei Verkehrsunfall 

Am 13. März wurde der THW-Ortsver­
band Eutin um 12.17 Uhr von der Ret­
tungsleitstelle des Kreises Ostholstein 
über Funkalarmempfänger alarmiert. 
Auf der Bundesstraße 76 (Eutin-Süseler 
Baum) war ein Personenkraftwagen 
frontat gegen einen Lastkraftwagen 
geprallt. Der sofort angerückten Besat­
zung des Unfallhilfskombis bot sich 
ein grauenvolles Bild : Der Fahrer des 
PKW saß auf dem Rücksitz des zer­
trümmerten Fahrzeugs, die abgetrenn­
ten Beine befanden sich im Fußraum. 
Ein mit dem Rettungshubschrauber 
" Christoph 12" eingetroffener Notarzt 
konnte nur noch den Tod des verun­
glückten Fahrers feststellen. 

Gemeinsam mit der Freiwilligen Feuer­
wehr Eutin wurde der Tote aus dem 
Wrack geborgen. Bei den Bergungs­
und Aufräumungsarbeiten wurde fast 
die gesamte Ausstattung des THW­
Fahrzeugs sowie ein hydraulischer 
Spreizer der Feuerwehr, der einen grö­
ßeren Öffnungswinket als der des THW 
aufwies, eingesetzt. J. G. 
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THW im Landespavillion 
Stuttgart 

Anläßlich des Jubiläums ,,25 Jahre 
Land Baden-Württemberg" wurde im 
Jahre 1977 in SluUgart in den Schloß­
gartenanlagen in unmiUelbarer Nähe 
des Hauplbahnhofes ein Ausstellungs­
gebäude erstellt. Dieses Gebäude steht 
allen Verbänden und Gruppen der Bür­
gerschaft fur Ausstellungen und Darbie­
tungen zur Verfügung. 

Durch die Gestaltung des Gebäudes 
und des Freigeländes ist es möglich. 
eine Ausstellung auf einer Fläche von 
300 qm zu zeigen und tagsüber oder 
abends Diskussionen zu dem Thema 
der Ausstellung oder aus anderen Inter­
essengebieten durchzuführen. 

Gleichzeitig können im Freigelände 
weitere Veranstaltungen stattfinden. 
ohne daß eine Behinderung des Ablaufs 
im Innenraum erfolgt. 

Eine durch Fotozellen gesteuerte Multi­
visionsschau über das Land Baden­
Württemberg im Außenbereich erweckt 
ständig das Interesse der Ortsfremden. 
Viele Burger des Landes. die im StuU­
garter Bahnhof umsteigen mussen. 
benutzen ihren Aufenthalt zum Besuch 
des Landespavillons. da durch 14tägi­
gen Ausstellungsrhythmus und Sonder­
veranstaltungen hier stets etwas gebo­
ten wird. 

In der Zeit der THW-Ausstellung wurden 
parallel 20 weitere Ausstellungen mit 
20 bis 250 Teilnehmem von der Leitung 
des Landespavillons durchgeführt. Hier­
durch bekam unbewußt ein großer Per­
scnenkrels mit dem THW Kontakt. Bei 

Optisch sehr beeindruckend hatte das 
THW seine Ausstellung gesta ltet. 
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Viel Anklang 
fand der im Vor­
hof des Landes­
pavIllons aufge­
baute Kinder­
spielplatz. 

zwei dieser Veranstaltungen haUe das 
THW mit zum Gelingen beigetragen, 
indem es eine Tanzfläche errichtete, 
bei der Veranstaltung " Tanz in den 
Mai" mit der Landespressekonferenz 
den Maibaum aufrichtete und schließlich 
den 6 m hohen Ausstellungsbrunnen 
durch die 1. Preisträgerin des Festes 
taufen ließ. 

Im Außen bereich des Landespavillons 
haUe der THW-OV Aalen diesen Brun­
nen errichtet. Aus 5 bis zu 6 m hohen 
Röhren spritzte oder planschle das 
Wasser, das durch eine Tauchpumpe 
aus dem Brunnentrog herausgepumpt 
wurde. Dieses Wasserspiel war in der 
Winterausbildung der GW-Gruppe des 
I-Zuges Aalen entstanden, indem 
die Arbeitsproben der Bereiche 
Rohrschweißen, Einbau von Ventilen 
und Schiebern, Schneiden und Kanten 
von Blechen zu diesem Wasserspiel 
zusammengefügt wurden. 

Im Vorhof des Pavillons war ein von 
den Kindern aus der Umgebung des 
Schloßgartens stark beachteter Kinder­
spielplatz entstanden. Die THW-Orts­
verbände Backnang und Schorndorf 
haUen die Geräte erstellt. Im Innern 
des Pavillons dokumentierten viele Fo­
tos den guten Ausbildungsstand der 
baden-württembergischen THW-Helfer. 
Hier wurden Bilder von Hilfeleistungen 
des THW im Lande und in der weiten 
Welt gezeigt. Eine Reihe von Modellen 
bewiesen das handwerkliche Können 
der THW-Helfer. So bestach bescnders 
ein Hängesteg der Junghelfergruppe 
RoUweil. An diesem Modell waren die 
Stiche und Bunde verschiedenfarbig 
gekennzeichnet. Die Beschauer konnten 
auf einer Tafel ablesen, an welchen 
Konstruktionsteilen welche Leinenver­
bindungen gewählt wurden. Die Jung­
helfer aus Tuttlingen zeigten an einer 
Schau tafel die meistbenutzten Hotzver­
bindungen. 

Etwas Besonderes haUen sich die EII­
.wanger Junghelfer einfallen lassen. 
An zwei 1.25 x 1.25 m großen Modellen 
zeigten sie die Tätigkeit des THW-Hel­
fers nach teilweiser Zerstörung eines 
Wohnhauses und die Wiederherstellung 
der Ufer eines Flusses nach einem 
schweren Hochwasser. Mit unendlicher 
Liebe und Geduld war jedes Teil maß­
stäblich dargestellt. weder die Handfeu­
erlöscher neben den Notstromaggrega­
ten noch die Nägel und Geräte in den 
Werkzeugkisten waren vergessen. 

Ergänzt wurden die Fotos und Modelle 
durch drei Info-Boxen. über deren MaU­
scheiben Filme. Tonbilder und Dia­
Schauen aus dem Leben des THW 
berichteten. 

Eröffnet wurde die Ausstellung in Anwe­
senheit des Vizepräsidenten des ba­
den-württembergischen Landtages, 
Oberforstdirektor Hans Albrecht (MdL), 
Herrn Wolff als Vertreter des baden­
wür1temberglschen Staatsministeriums 
und vieler Gäste durch den Landesbe­
auttragten des THW. Dipl.-Ing. Rolf 
Schneider. 

Nachruf 

Die Helfer des THW-Ortsverbandes 
Oonaueschingen haben ihren Verwal­
tungshelfer. den langjährigen Kamera­
den 

Wilfried Hilbert 

durch einen tragischen Verkehrsunfall 
im Alter von nur 25 Jahren verloren. 

Der Ortsverband trauert um einen im­
mer einsatzfreudigen und beliebten 
Helfer. 

Der OrtsbeauMragte und die 
Helferschatt des OV Donaueschingen 



saarlanD (t 
Zwei Baumriesen in der 
Innenstadt gefällt 

Der THW-OV Völklingen wurde mit 
einer nicht alltäglichen Hilfeleistung 
beauftragt: In der Innenstadt von Pütt­
lingen waren zwei mächtige morsche 
Pappeln zu fällen . Die Bäume hatten 
jeweils eine Höhe von ca. 30 mund 
am Boden einen Durchmesser von 
rund einem Meter. 

Das Fällen der Bäume gestaltete sich 
insofern schwierig , da die Riesen in 
unmittelbarer Nähe der stark frequen­
tierten Marktstraße standen und außer­
dem die umstehenden Häuser und die 
Stromversorgungsleitungen Hindernisse 
bildeten. 

Nachdem die umfangreichen Vorarbei­
ten, Absprachen mit Pol izei und Feuer­
wehr, Elektrizitätswerk und Kranfirma, 
abgeschlossen waren , konnte der Ein­
satz beginnen . Zum Anheben und Um­
legen der Bäume wurde ein Kranfahr­
zeug mit 45 m Ausleger und 65 Tonnen 
Tragkraft angemietet. Das Anschlagen 
der Haken erfolgte über eine Feuer­
wehrleiter. Durch die Zuhilfenahme 
des Kranfahrzeuges konnten die beiden 
Bäume sicher und exakt auf der Fahr­
bahn abgelegt werden. Dort wurden 
sie von THW-Helfern zerlegt und ab­
transportiert. 

Die vielen Schaulustigen waren er­
staunt, daß binnen drei Stunden diese 
beiden gefährlichen Baumriesen besei-
tigt waren. H. H. 

Einsatz bei Hochwasser 

Nachdem die hochwasserführende 
Prims in Lebach über die Ufer getreten 
war, wurde auch der Dauer-Camping­
platz bei Schmelz überflutet. Ca. 40 
abgestellte Wohnwagen drohten vom 
steigenden Wasser weggeschwemmt 
zu werden . Zur Abwendung der Gefahr 
wurde der THW-OV Lebach alarmiert. 
Innerhalb von 30 Minuten war ein kom­
pletter Bergungszug unter der Leitung 

. von Zugführer Heer mit fünf Einsatz­
fahrzeugen an der Schadensstelle ein­
getroffen. 

Als erste Maßnahme galt es, die Wohn­
wagen aus dem Gefahrenbereich auf 
Anhöhen zu ziehen . Doch dies reichte 
nicht aus. In zehnstündiger Arbeit wurde 
anschließend von den drei B-Gruppen 
mit den Gruppenführern Holler, Pesch 
und Sehn und mit Unterstützung der 
Gemeinde Schmelz ein ca. 250 m lan-

ger und 50 cm hoher Sandsack-Damm 
errichtet. Diese Maßnahme war erfolg­
reich, kein Wohnwagen kam durch das 
Hochwasser zu Schaden. 

Besonders zu erwähnen ist in Zusam­
menhang mit diesem Einsatz die tatkräf­
tige Mitwirkung des DRK Schmelz. G. F. 

THW bei " Welt der Familie" 

Im Rahmen der Verbraucher-Ausstel­
lung " Welt der Familie" hatte der Ober­
bürgermeister von Saarbrücken, als 
Hauptverwaltungsbeamte verantwortlich 
für den Katastrophenschutz des Stadt­
verbandes Saarbrücken, ein Freigelände 
angemietet, um den im Katastrophen­
schutz tätigen Organisationen und Ver­
bänden neun Tage lang Gelegenheit 
zur Selbstdarstellung zu geben mit dem 

Blick auf die aus­
gestellten Fahr­
zeuge und Geräte 
des THW. 

Ziel, den Besuchern Sinn und Zweck 
des Katastrophenschutzes näherzu­
bringen. 

Zusammen mit DRK, Feuerwehr, einem 
Fernmeldezug, MHD, DLRG und BVS 
hatte das THW im Freigelände Süd 
eine Kfz- und Geräteausstellung aufge­
baut, in der verschiedene Fahrzeuge 
und Geräte des Bergungs- und Instand­
setzungsdienstes vorgestellt wurden . 
Des weiteren war eine Fläche frei­
gehalten worden, die den Organisa­
tionen zu Demonstrationszwecken 
diente. 

Freitags und sonntags - dem Abschluß­
tag der Ausstellung - war jeweils ein 
" Tag des THW". An diesen Tagen er­
folgten durch die kreiszugehörigen 
THW-Ortsverbände Saarbrücken, Völk­
lingen, Ludweiler, Heusweiler, Riegels­
berg, Sulzbach und Friedrichsthal sowie 
den OV Saarlouis praktische Vorführun­
gen aus dem gesamten Bereich des 
Bergungs- und Instandsetzungsdien­
stes, wobei die Vorführung und der 
Betrieb der Trinkwasser-Aufbereitungs-

anlage, einer Warmwasser-Zuleitungs­
anlage mit Behelfswasch- und Brause­
anlage, der Sauerstofflanze und der 
Bau einer E-Freileitung, einer Rohrnetz­
strecke sowie eines Hänge- und China­
steges viel Anklang fanden. Der An­
drang war zeitweise so groß, daß am 
Nachmittag der Hängesteg für die Be­
sucher gesperrt werden mußte. 

Viele Persönlichkeiten aus Politik, Ver­
waltung und Wirtschaft ebenso wie 
auch der THW-Landesbeauftragte fan­
den lobende Worte für die Initiative 
des Oberbürgermeisters von Saarbrük­
ken als Träger der Maßnahmen. Die 
Anerkennung galt schließlich auch den 
Helferinnen und Helfern aller KatS-Or­
ganisationen für die gezeigten Leistun­
gen und die Aufklärungsarbeit zum 
Wohle der Allgemeinheit. G. F. 

Fachwerkgebäude abgestützt 

Eine gute Gelegenheit ergab sich für 
den THW-OV Saarbrücken, seinen 
Ausbildungsstand unter Beweis zu steI­
len : Im Rahmen einer Sonderausbildung 
des 2. B-Zuges Saarbrücken unter der 
Leitung von Zugführer Mole wurde eine 
alte Schreinerei abgestützt. Die Gefahr 
bestand darin, daß der Dachstuhl sowie 
das Obergeschoß des Fachwerkgebäu­
des einzustürzen drohten und dabei 
das angrenzende Wohnhaus beschädigt 
hätten. 
An einem Samstag rückte eine Gruppe 
des 2. B-Zuges an die Schadensstelle 
aus. Mit Hilfe von 8,5 m langen Rund­
hölzern wurde der Dachstuhl gegen 
die Wohnhauswand abgestützt. Die 
auf der Rückseite befindliche Wand 
mußte in Kleinarbeit Stück für Stück 
gesichert und abgestützt werden. 

Nach sechsstündiger Arbeit war das 
Gebäude gesichert, so daß es vom 
Dachstuhl her abgetragen werden 
konnte. D. M. 
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Zwei neue Fahrzeuge 
für den OY Alzenau 

Am 10. Marz 1979 wurden dem THW­
Ortsverband Alzenau im Rahmen einer 
Feierstunde zwei Fahrzeuge übergeben. 
Ein Kombi für technische Hilfeleistung 
auf Verkehrswegen und ein Geräte­
kraftwagen verstärken nun die Ausstat­
tung des Ortsverbandes. Die beiden 
Fahrzeuge wurden von Stadtpfarrer 
Buhleier in Anwesenheit zahlreicher 
Ehrengäste und der Helferschaft ge­
segnet. 

Der THW-Landesbeauftragte für Bayern, 
Dipl.- Ing. Schwarz, wies in seiner Rede 
auf die Bedeutung des THW hin , wobei 
er die friedens mäßigen Aufgaben be­
sonders hervorhob. Als Anerkennung 
der Förderung des Ortsverbandes Alze­
nau händigte der Landesbeauftragte 
das THW-Helferzeichen in Gold an 
MdB Paul Gerlach, Landrat Roland 
Eller und Bürgermeister Friedel Ritter 
aus. Er verband damit Dank und Aner­
kennung für die ideelle und materielle 
Unterstützung auf lokaler und überre­
gionaler Ebene. 

MdB Gerlach bedankte sich für die 
Ehrung und bezeichnete es als sehr 
wichtig, daß die Bevölkerung mehr Ver­
ständnis für den Zivilschutz aufbringt, 
um so die Forderung der Politiker zur 
Verbesserung des Zivilschutzes zu 
unterstützen. 

Aufgrund seiner hervorragenden Ver­
dienste gerade hinsichtlich der Kfz­
und Gerätepflege wurde der Schirrmei­
ster und Gerätewart des OV Alzenau, 
Ernst Wenzel , mit dem Helferzeichen 
in Gold ausgezeichnet. 

Bei dem abschließenden gemeinsamen 
Mittagessen aus der Feldküche hatten 
die Helfer Gelegenheit, sich mit den 
anwesenden Politikern über spezielle 
THW-Probleme zu unterhatten. J. D. 

Flugzeugabsturz 
im Ebersberger Forst 

Freitag, 30. März 1979: Alarm beim 
THW-Ortsverband Markt Schwaben. 
Ein zweistrahliger Jet ist gegen 18.30 
Uhr mit 6 Insassen im Ebersberger 
Forst abgestürzt. 

Sofort nach Ermittlung der Absturzsteile 
wurde für die Helfer des Ortsverbandes 
Markt Schwaben Funkalarm ausgelöst. 
Zur Absicherung der UnfallsteIle und 
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Anläßlich der 
Obergabe der 
beiden neuen 
Fahrzeuge stellten 
sich dem Fotogra­
fen (v. I. n. r.): 
Geschäftsführer 
Schulze, THW­
landesbeauft rag­
ter Dipl.-Ing. 
Schwarz, Helfer 
Wenzel, MdB 
Gerlach und Bür­
germeister Ritter. 

der folgenden Bergungsarbeiten wurde 
Beleuchtung benötigt, die vom THW 
durch Halogenscheinwerfer sicherge­
stellt werden konnte. Die glücklicher­
weise nicht schwerwiegend verletzten 
Passagiere und der Pilot wurden zur 
ärztlichen Versorgung in das Kranken­
haus Ebersberg gebracht. 

Zu Ermitllungsarbeiten und Sicherung 
des Jets wurde die UnglücksteIle die 
ganze Nacht ausgeleuchtet. Aggregat 
und Halogenscheinwerfer sorgten ohne 
jede Störung für die Ausleuchtung . 
Nachdem der Experte des Luftfahrtbun­
desamtes am Samstagnachmittag seine 
Ermittlungen zur Absturzursache abge­
schlossen hatte, mußlen die Flugzeug­
teile abtransportiert werden . Dazu wurde 
in mühseliger Arbeit eine 100 m lange 
Schneise durch den Wald geschlagen 
und gesägt, damit die Teile des Un­
glücksflugzeuges auf einen inzwischen 
herbeigebrachten Tieflader gewuchtet 
und abtransportiert werden konnten . 

Mit Axt, Trennschleifer und Seilwinde 
wurden die Wrackteile zerkleinert, durch 
die Schneise gezogen und auf den 
Tieflader gehoben. Um 22.00 Uhr war 

Das THW leuchtete die AbsturzsteIle 
mit Halogenscheinwerlern aus und half 
bei dem Abtransport des völlig zerstörten 
Jets. 

dieser für manche Helfer 27 Stunden 
dauernde Einsatz beendet. 
Die Helfer des Ortsverbandes Markt 
Schwaben haben damit wieder einmal 
ihre Einsatzfähigkeit unter Beweis stei-
len können. J. D. 

Aktion " Waldputz" 

Im Rahmen des Umweltschutzes wurde 
die " Woche der Sauberkeit" in Bamberg 
ausgerufen. Die Jugendgruppe des 
THW-OV Bamberg säuberte dabei am 
" Europatag" das Wäldchen rund um 
die Altenburg . Die elf beleiligten Jung­
helfer trugen dabei einen Lkw voll Unrat 
zusammen, von Flaschen und Pappbe­
chern bis hin zu einem alten Motorroller 
wurde alles abgefahren . 

Die schlimmsten Verschmutzungen 
fand man am Fuß der Burgmauer vor, 
ein Zeichen dafür, wie achtlos Burgbe­
sucher ihren Abfall loswerden wollen. 
Die Beteiligten waren sich einig: Dieser 
" Waldputz" war dringend notwendig. 

J . D. 

Nachruf 

Der THW-Ortsverband Alt-/ Neuötting 
trauert um seinen langjährigen Helfer, 
Träger des Helferzeichens in Gold 

Hans Droysen 

Er war einer unserer aktivsten Helfer, 
der durch seine Kameradschaft und 
Hilfsbereitschaft großes Ansehen genoß. 
Wir bedauern sein Ableben auf das 
tiefste und werden ihm stets ein ehren­
des Andenken bewahren. 

Der Orts beauftragte und die 
Helfer des Ortsverbandes 



Ausscheidungswettkampf 
in Rheinland·Pfalz 

Der Bundesleistungswettkampf 1979 
wirft seine Schatten voraus und regt 
Orts- und Landesverbände zu intensiver 
Vorbereitung an. Da zu diesen Vorberei­
tungen insbesondere vermehrte Ausbil­
dung gehört, kann der oben erwähnte 
" Schatten" nur in positivem Sinn zu 
verstehen sein. 

Der THW-Landesverband Rheinland­
Pfalz hat die Gruppe, die ihn in Arns­
berg vertreten soll , am 28. April 1979 
in Bad Kreuznach in einem Ausschei­
dungswettkampf ermittelt. 

Zur Teilnahme hatten sich Gruppen 
aus sieben Ortsverbänden gemeldet. 
Mit den erforderlichen Kfz, je ein MKW 
und GKW - beide nach StAN beladen 
- waren sie so rechtzeitig eingetroffen , 
daß die Gruppenführer ihre aus jeweils 
zwölf Helfern bestehenden Wettkampf­
gruppen pünktlich melden konnten . 
Hauptsachgebietsleiter Geiger begrüßte 
die Teilnehmer und erklärte den vorge­
sehenen Ablauf des Wettkampfes. 

Da es, nicht zuletzt aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit, nicht möglich war, 
sieben parallel laufende Wettkampfbah­
nen mit gleichen Stationen aufzubauen, 
konnten die Gruppen nur nacheinander 
auf die gleiche Bahn gehen. 

Es begann mit einer Wissensprüfung 
aus dem Bereich der Grundausbildung. 
Hier waren auf verschiedenen Fragebo­
gen - einer für die Gruppen- und Trupp­
führer, der andere für die Helfer - Fach­
fragen anzukreuzen bzw. zu beantwor­
ten. Zur gleichen Zeit wurden von ande­
ren Schiedsrichtern Fahrzeuge und 
Kraftfahrer vor allem auf die Einhaltung 
der Richtlinien der Kfz-Dienstanweisung 
überprüft. 

Bei den praktischen Arbeiten wurde 
an hand von Fehlerkatalogen die fach­
und zeitgerechte Ausführung beurteilt. 
Es waren folgende Aufgaben zu lösen: 
Abstützen einer einsturzgefährdeten 
Hauswand. Dabei mußte die Treiblade 
nach Anweisung hergestellt und einge­
baut werden und die Strebstütze mit 
der Bügelsäge zugeschnitten werden. 
Ein Teil der Gruppe hatte die Aufgabe, 
die SchadensteIle mit drei Scheinwer­
fern und Stromerzeuger 5 kVA auszu­
leuchten. 

Anschließend galt es, sich durch einen 
5 m langen Kriechgang mit eingebauten 
Hindernissen vorzuarbeiten . Die Hinder-

nisse, ein Armierungseisen und ein 
Kantholz, durften nur unter Verwendung 
des Bergungsbeiles beseitigt werden. 
Mit dem für die nächste und letzte Sta­
tion benötigten Gerät passierte die 
Gruppe den Kriechgang, um einen Ver­
letzten aus Höhen zu bergen. Waage­
recht mußte der Verletzte auf einer 
Krankentrage durch einen Decken­
durchbruch abgelassen werden und 
durch den Kriechgang zurücktranspor­
tiert werden . 

Die Auswertung der Fehlerlisten ergab 
ein recht gutes Gesamtergebnis aller 
beteiligten Gruppen. Besonders konnte 
ein annähernd gleicher Leistungsstand 
festgestellt werden. So siegte die 
Gruppe des OV Neuwied mit nur zwei 
Punkten Vorsprung vor den Gruppen 
aus Koblenz und Zweibrücken, die die 
gleiche Punktzahl erreicht haUen. 

THW-Landesbeauftragter Dr. Friedrich 
C. Dölbor, der den größten Teil des 
Wettkampfes beobachtet haUe, stellte 
diesen in Theorie und Praxis gleich 
guten Ausbildungsstand heraus und 
lobte auch das disziplinierte Auftreten 
aller Gruppen. Alle hätten ihre Aufgaben 
ohne die geringste Nervosität bewältigt. 
Das berechtige zu besten Hoffnungen 
für den erstrebten Erfolg beim Bundes­
leistungswettkampf in Arnsberg. Der 
Siegergruppe überreichte er den neu 
von ihm gestifteten Pokal , der bei den 
in Zukunft jährlich stattfindenden Wett­
kämpfen des Landesverbandes ausge­
tragen werden soll. K.-H. G. 

THW auf der Rheinland.Pfalz· 
Ausstellung 

Die alljährlich im Frühjahr in Mainz statt­
findende Rheinland-Pfalz-Ausstellung 
ist die größte Regionalausstellung im 
Lande. Sie ist in erster Linie eine Ver­
braucher-Ausstellung und hat ihre 
Schwerpunkte in den Bereichen Bauen , 

Die Hindernisse 
Im Kriechgang 
mußten mit dem 
Bergungsbell 
beseitigt werden. 

Wohnen , Freizeit und Hobby. Aber auch 
das konsequent ausgebaute informative 
Rahmenprogramm findet guten Anklang 
und trägt viel zum Erfolg der Ausstel­
lung bei. 

So hatte auch das THW seinen interes­
santen Stand in guter Lage im Bereich 
des größten Ausstellers, der Stadt 
Mainz. HaupUhema war die Trinkwas­
seraufbereitung. Die Anlage des Lan­
desverbandes war in Teilen aufgestellt 
und durch Schrifttafeln erläutert. Eine 
ständig laufende Tonbildserie informierte 
über Aufbau, Betrieb und Einsatz der 
Anlage. Selbstverständlich wurde auch 
auf die Aufgaben des THW eingegan­
gen und eine Auswahl typischer Geräte 
gezeigt. 

Es ist verständlich, daß ein großer Teil 
der Besucher die THW-Helfer nach 
Kaufmöglichkeiten und Preisen der 
Geräte fragte. Dabei machten sich die 
zur Zeit in der Öffentlichkeit stark disku­
tierten Probleme der Energiekrise und 
die im letzten Winter aufgetretenen 
Strom ausfälle durch extreme WiUe­
rungsbedingungen bemerkbar. Stromer­
zeuger, vor allem mit kleineren Leistun­
gen, gaben den Anstoß zu vielen Infor­
mationsgesprächen. Daß auch promi­
nente Gäste für den Stand Interesse 
zeigten und gem bereit waren, sich 
in das Gästebuch des THW einzutra­
gen, sei nur am Rande vermerkt. H. W. 

Oie Trinkwasseraufbereitungsanlage zog 
viele Besucher der Rhelnland-Pfalz-Aus­
stellung an den Stand des THW. 
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, Hessen ~ 
Ereignisse 
am laufenden Band 

... konnte der THW-OV Dillenburg 
in letzter Zeit verzeichnen. Einsätze, 
Hilfeleistungen und 25-Jahr-Feier waren 
der Anlaß, daß das THW immer wieder 
mit seinen " Taten" in der Presse ge­
nannt und die Leistungen der freiwilligen 
Helfer gewürdigt wurden . 

Hier ein Querschnitt aus der Chronik: 

THW in Sachen Umweltschutz 

Die Beamten der Polizeistation hatten 
in der Gemarkung Driedorf während 
eines Hubschrauberfluges eine wilde 
Müllkippe ausfindig gemacht. Neun 
Autowracks lagen in der 15 m tiefen 
Schlucht eines ehemaligen Steinbru­
ches. Die einstigen Besitzer der ausge­
dienten Wagen hatten es sich mit der 
Beseitigung einfach gemacht und ihre 
Blechkisten auf diese Weise aus dem 
Verkehr gezogen. Nicht ganz so einfach 
sollte sich die Bergung der rostenden 
Blechkisten gestalten. 

Da die Stelle, an der eine Bergung 
möglich war, nicht mit einem herkömm­
lichen Fahrzeug eines gewerblichen 
Abschleppunternehmens zu erreichen 
war, wandten sich die Polizeibeamten 
an das THW. 

Sechs Helfer unter der Leitung von 
OB Panzer und GF Benner übernahmen 
die komplizierte Bergungsaufgabe. 
Schwierig gestalteten sich die Arbeiten 
dadurch, daß die PKW ineinander ver­
keilt waren . Mit der Seilwinde des GKW 
72 wurden nach und nach alle neun 
Autos geborgen und zum Abtransport 
bereitgestellt. Der Jagdpächter, der 
die Aktion des THW beobachtete, fand 
anerkennende Worte und spendierte 
den Helfern einen zünftigen Imbiß. 

Besuch aus Bonn 

Andreas von Schoeler, Parlamentari­
scher Staatssekretär im Bundesmnen­
ministerium, besuchte den OV Dillen­
burg. Wie der F.D.P.-Politiker mitteilte, 
war er von der Einsatzbereitschaft der 
Männer im Katastrophenschutz des 
Landkreises sehr beeindruckt. Der Chef 
der Polizeistation im Dillkreis, 1. PHK 
Gerhard Heimann, sprach in Anwesen­
heit des Politikers den Helfern des OV 
Dillenburg ein " dickes Lob" für ihre 
erstklassige Zusammenarbeit aus und 
unterstrich damit die Bedeutung des 
THW. 

Nach Besichtigung der Unterkunft und 
der Fahrzeughalle sprach der Staatsse-
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kretär zu den Helfern. Erfreut notierte 
von Schoeler zur Zeit in allen Bundes­
tagsfraktionen eine steigende Bereit­
schaft zur finanziellen Unterstützung 
des Zivil- und Katastrophenschutzes, 
die sich hoffentlich in größeren MitteI­
zuweisungen auswirken werde. 

Anschließend hatten die Helfer Gele­
genheit, dem Staatssekretär die Sorgen 
und Nöte des OV und die zu langen 
Verwaltungswege zu verdeutlichen. 
Auch wurde die Frage laut, ob man 
nicht ausgesondertes Gerät und Fahr­
zeuge der Bundeswehr für den Kata­
strophenschutz in größerem Maße zur 
Verfügung stellen könnte als bisher. 
Lieber gebrauchtes, aber gut erhaltenes 
Gerät als gar nichts, war die einhellige 
Meinung der Helfer. 

THW-Bereitschaftsdienst an der 
ttSauerlandl inie" 

Sofort nach Zuweisung der Ausstattung 
für die technische Hilfe bei Verkehrsun­
fällen führte der OV nach Absprache 
mit der Autobahnpolizeidienststelle ei­
nen Wochenendbereitschaffsdienst 
durch . Hier ein kleiner Auszug aus dem 
Einsatztagebuch: 

Gegen 21 .30 Uhr geriet ein PKW in 
einer Linkskurve ins Schleudern , über­
schlug sich und landete auf dem Dach 
in der Dill. Glück im Unglück hatte der 
Fahrer, der nicht verletzt wurde. Da 
01 und Benzin auszulaufen drohten 
wurde das THW über Funk von de,' 
Polizei angefordert. Die Helfer waren 
in kürzester Zeit mit Kombi und GKW 
72 zur Stelle. Die UnfallsteIle wurde 
ausgeleuchlet, der Pkw mit der Seil­
winde geborgen und die UnfallsteIle 
gereinigt. 

Auf der BAB " Sauerlandlinie" geriet 
ein englisches Gespann in eine Wind­
böe, dadurch kam der Wohnwagen 
ins Schleudern , schlug gegen die Leit­
planken und wurde dabei vollständig 
zertrümmert. Der Inhalt - von Konser­
vendosen bis hin zum Fernsehgerät 
- sowie die Trümmer des Wohnwagens 
wurden dabei über die gesamte Fahr­
bahn verstreut. Vom Hänger selbst 
blieb dabei nur der Boden übrig. Das 
THW wurde zur Bergung und zur Räu­
mung der Fahrbahn eingesetzt. 

Solche und viele andere Einsätze, bei 
denen die Helfer neben Schwerverletz­
ten auch Tote bergen mußten, sind 
im Jahresbericht des OV vermerkt. 

Glückwünsche zum Jubiläum 

Zahlreiche Ehrengäste und Besucher 

nahmen im vergangenen Jahr an der 
Feierstunde des OV Dillenburg zum 
25jährigen Bestehen auf dem Unter­
kunffsgelände an der Alten Rheinstraße 
teil. Die heute 122 Helfer starke Mann­
schaff konnte dabei viele Glückwünsche 
entgegennehmen. 

Karl Dorn, ein Mitbegründer des OV, 
wurde von GF Heinz Sommerlad für 
seinen Einsatz in der ersten Stunde 
gelobt. Als die Parole " Ohne mich'· 
Schlagwort war, habe er mit anderen 
Männern sein Können und Wissen der 
Bevölkerung zur Verfügung gestellt. 

Großes Lob zollte auch Landrat Dr. 
Rehrmann dem THW und wies auf 
die gute Zusammenarbeit mit dem Kreis 
und den anderen KatS-Organisationen 
hin. Erst kürzlich sei vom THW zwi­
schen Oberbiel und Albshausen eine 
Brücke über die Lahn geschlagen wor­
den. THW-Bundessprecher Peter Merck 
sagte in seiner Rede, nur wer helfen 
gelernt habe, könne wirklich eingreifen. 
Dies habe der OV mehrfach bewiesen . 

Der stv. THW-Direktor Ferdinand Stän­
der erklärte, bei einem Jubiläum sei 
nicht nur Rückschau zu halten, sondem 
auch an die Zukunff zu denken. Eine 
Fülle von Problemen sei noch zu lösen. 
Die Fahrzeug- und Unterkunffsfrage 
stehe in vielen Ortsverbänden noch 
an. Ferner sei das THW auf den guten 
Willen der Kommunalpolitiker angewie­
sen, denn die friedensmäßige Betäti­
gung sei für die Helfer, die ihre Kennt­
nisse anwenden wollen, lebensnotwen­
dig. 

Der stv. Landesbeauffragte Dipl.- Ing. 
Dietrich Franz dankte den Helfern für 
ihren Einsatz und betonte, daß gerade 
die Entwicklung des OV bis heute zeige, 
daß hier engagierte Bürger unseres 
Staates, die mit ganzem Herzen bei 
der Sache sind, erfolgreich für die Mit­
bürger ehrenamtlich wirken. 

Oie gute Zusammenarbeit wurde auch 
von Kreisbrandinspektor Siegfried Her­
mann, von DRK-Geschäftsführerin In­
grid Bernhammer und von Dillenburgs 
Polizeichef Gerhard Heimann hervorge­
hoben. Für die Bundeswehr gratulierte 
Oberstleutnant Dr. Schikowski. Dillen­
burgs Bürgermeister Gerhard Beer­
mann, Einsatzleiter Müller von der Frei­
willigen Feuerwehr Dillenburg, sowie 
Vertreter der Feuerwehren aus Ober­
scheid und Mittenaar schlossen sich 
diesen Wünschen an . Musikalisch um­
rahmt wurde die Feierstunde vom Mu-
sikzug Haiger. C. K. 



warnDIenST @ 
Frühjahrsübung ",NATEX 79" 
im Warngebiet VII 

Für die Gestaltung und Durchführung 
der Frühjahrsübung "NATEX 79" am 
12. Mai 1979 waren den zehn Warnäm­
tern, im Gegensatz zu sonstigen Übun­
gen, Anhaltspunkte nur in Form von 
Rahmenrichtlinien vorgegeben. Der 
Ablauf und damit die Ausarbeitung und 
Erstellung des " Drehbuches" - Festle­
gung der Übungseinlagen - lag somit 
in den Händen der einzelnen Warn­
ämter. 
Da im Warngebiet VII als Übungsteil­
nehmer außer den Dienststellen des 
Warndienstes (Warnamt VII , WD-Ver­
bindungsstelle 72 und WD-Leitmeßstel­
len 71 - 75) wiederum die ABC-Dienste 
der Städte und Gemeinden sowie der 
Kreise im Bereich der Bundesländer 
Rheinland-Pfalz und Saarland gewon­
nen werden konnten, wurde das Saar­
land schwerpunkt mäßig in den Übungs­
lauf am 12. Mai vormittags und Rhein­
land-Pfalz am Nachmittag einbezogen. 
Da außerdem das Wamnetz mit seinen 
Warnstellen zeitbezogen im gesamten 
Warngebiet geschaltet war, konnte in 
Anlehnung an die internationale Warn­
dienstübung " INTEX 78", der fortge­
schrittenen Ausbildung folgend , eine 
interessante Ausgangslage gestaltet 
werden, die das Zusammenspiel der 
beteiligten Stellen besser verfolgen 
ließ. 
Als Übungsausgangslage wurde ange­
nommen, daß nach einer längeren poli­
tischen Spannungszeit sich die Bundes­
regierung gezwungen sah, den Span­
nungsfall festzustellen. Da am 12. Mai 
in den Morgenstunden gegnerische 
Kräfte mit Kampfhandlungen begannen, 
in deren Verlauf auf dem Gebiet von 
Rheinland-Pfalz und Saarland auch 
Atomwaffen und chemische Kampfmittel 
zum Einsatz kamen, war die Bundesre­
gierung in Abstimmung mit den NATO­
Partnern gezwungen, den Verteidi­
gungsfall zu verkünden. 

Die sich übungsmäßig ergebenden 
Aufgaben der beteiligten Dienststellen 
und Einrichtungen: 

Beobachtungs- und ABC-Meßstelien 
(BAMSt) 

• Verbindungsaufnahme mit den 
ABC-Melde- und Auswertestellen 
(AMASt) und der WD-Leitmeßstelie. 

• Erstellen und fernmündliches Über­
mitteln der Beobachtermeldunge" aus 
atomaren und chemischen übungsein-

lagen an die WD-Leitmeßstelie und 
die ABC-Melde- und Auswertestelle. 

• Erstellen und Übermitteln von Wetter­
hilfsmeldungen an die WD-Leitmeßstelie 
und die ABC-Melde- und Auswerte­
steIle. 

• Übermitteln von Verstrahlungswerten 
aus angenommenen atomaren Ereig­
nissen. 

ABC-Melde- und Auswertestelle 
(AMASt) 

• Verbindungsaufnahme zur WD-Leit­
meßstelle und zur ABC-Melde- und 
Auswertestelle der Bezirksregierung 
sowie zu den eigenen Beobachtungs­
und ABC-Meßstellen. 

• Aufnahme und Auswertung der von 
den Beobachtungs- und ABC-Meßstel­
len eingehenden Beobachtermeldungen 
zu angenommenen atomaren und che­
mischen Ereignissen. 

• Erarbeitung der ABC-Lage und Dar­
stellung auf Karten für den jeweiligen 
Bereich. 

• Erstellen von vereinfachten Nieder­
schlagsvorhersagen aus atomaren Er­
eignissen. 

• Austausch von Meldungen und Aus­
werteergebnissen mit der WO-Leitmeß­
stelle und den Nachbar-ABC- und Aus­
wertestellen. 

• Bestimmung des Stabilitätsgrades 
der Luft aufgrund der eingegangenen 
Wetterhilfsmeldungen. 

• Erstellen von Wetterhilfsmeldungen 
im eigenen Bereich. 

• Abhören und Auswerten der Warn­
stellendurchsagen zur Luft- und ABC­
Lage. 

• Übermitteln von Verstrahlungswerten 
aus angenommenen atomaren Ereig­
nissen. 

• Abgabe von Lageberichten an den 
Stab des Hauptverwaltungsbeamten. 

Stab des Hauptverwaltungsbeamten 

• Erkennen von Gefahrenlagen, die 
sich aus den Lageberichten der ABC­
Melde- und Auswertestellen, aus den 
Warnsteilendurchsagen und aus sonsti­
gen Erkenntnissen ergaben. 

• Übungsmäßige Sirenenauslösung 
durch Ferntastgeräte , wenn das Warn­
amt über die WamsteIlendurchsage 
dazu auffordert (§ 7, Abs. 1 a 
VwV-Alarmdienst). 

• Bei erkannter örtlicher Gefahr 
übungsmäßige, selbständige Sire-

nenauslösung durch Femtastgerät in 
den Fällen des § 7 , Abs. 1 c der 
VwV-Alarmdienst und Unterrichtung 
des Warnamtes über jede selbständige 
Warnung (§ 10, VwV-Alarmdienst). 

• Erstellen von Lageberichten an die 
Bezirks- bzw. Landesregierung. 

• Meldungs- und Informationsaustausch 
mit den Stäben der Nachbar-HVB. 

WD-Leitmeßstelie 

• Verbindungsaufnahme mit den 
ABC-Melde- und Auswertestellen sowie 
der Bezirks- bzw. Landesregierung. 

• Aufnahme und Auswertung der von 
den Beobachtungs- und ABC-Meßstel­
len und ABC-Melde- und AuswertesteI­
len eingegangenen Meldungen. 

• Abhören und Auswerten der Warn­
stellendurchsagen zur Luft- und ABC­
Lage. 

• Meldungs- und Informationsaustausch 
mit den ABC-Melde- und AuswertesteI­
len der Kreise bzw. der ABC-Melde-
und Auswertestelle der Bezirksregie­
rung . 

• Weitergabe der erfaßten Daten an 
das Warn amt. 

• Auswerten und Darstellen der ABC­
Lage im eigenen Leitmeßbezirk. 

• Erstellen von eigenen Wetterhilfsmel­
dungen und deren Auswertung sowie 
Auswertung der von den Beobachtungs­
und ABC-Meßstelien eingegangenen 
Wetterhilfsmeldungen bzw. Beobach­
tungen. 

Warnamt 

• Erfassung und Auswertung der ein­
gegangenen Meldungen zur Luft- und 
ABC-Lage. 

• Warnung der Bevölkerung vor Gefah­
ren, die ihr im Verteidigungsfall drohen, 
über Sirenen und über Rundfunk. 

• Unterrichtung der InQaber von Warn­
stellen über die bestehende Luft-, ABC­
und Warnlage. 

• Unterrichtung der Bundesregierung 
und der Warndienste der NATO-Nach­
barstaaten über die jeweilige Gefahren­
lage und der vom Wamamt getroffenen 
Maßnahmen. 

• Entwarnung nach Ende der Gefahr . 

Als Übungsziel sollte von dem haupt­
amtlichen Personal und den freiwilligen 
Helfern aller an der Übung beteiligten 
Dienststellen der Nachweis erbracht 
werden , daß das ihnen in der Standort-
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ausbildung und in Lehrgängen vermit­
teile Wissen in die Praxis umgesetzt 
werden kann. 
Durch die in den letzten Jahren im 
Warngebiet VII regelmäßig zweimal 
jährtich abgehaltenen Warndienstübun­
gen unter Beteiligung der vorgenannten 
Stellen konnte der Ausbildungsstand 
des in diesem Bereich eingesetzten 
Personals wesentlich angehoben wer­
den, mit der Folge , daß sich der Infor­
mationsfluß, die Qualität der Einzeimel­
dungen und die Schnelligkeit und Zuver­
lässigkeit der Auswertung von Mal zu 
Mal verbessert haben. Da die Übung 
tur den Warndienst mit insgesamt 
zehn Stunden Dauer angesetzt war, 
wurde das Personal des Warndienstes 
im Zwei-Schichten-Betrieb eingesetzt. 

K.-E. U. 

Hans Holzwarth 
trat in den Ruhestand 

Mit Ablauf des 30. April 1979 schied 
der Leiter der WD-Verbindungsstelle 
81 /MeßsteHen, Hans HOlzwarth, nach 
dem Erreichen der Altersgrenze aus 
dem Dienst. Aus diesem Anlaß haHe 
er mit seiner Gattin im April zu einem 
Abschiedsabend in das Warnamt Vilil 
Rottenburg eingeladen. So fanden sich 
zahlreiche Gaste im Wamamt ein. Zur 
Freude aller Anwesenden waren auch 
die ehemaligen Wamamtsleiter Behnin­
ger, Bock, BoeHcher, Danapel , Peterek 
und Weiser sowie der ehemalige Refe­
rent des Bundesamtes, Hane, unter 
den Gästen. 
Zu Beginn der Veranstaltung begrüßte 
zunächst Hans Holzwarth seine Gäste, 
die zum Teil sogar aus Schieswig-Hol­
stein und Niedersachsen gekommen 
waren. Danach nahm der Leiter der 

Nach Erreichen der Altersgrenze In den 
wohlverdienten Ruhestand: 
Hans Holzwarth . 
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Abteilung WO im Bundesamt für Zivil­
schutz, Ud. Baudirektor Dr. Maske, 
die offizielle Verabschiedung vor. Er 
händigte die Dankesurkunde des Präsi­
denten des Bundesamtes aus und wür­
digte in einer Laudatio die Persönlichkeit 
und das langjährige verdienstvolle Wir­
ken des Ausscheidenden. Als Ab­
schiedsgeschenk der Abteilung Warn­
dienst, der Warnamtsleiter und WD­
Verbindungsführer uberreichte Dr. 
Maske eine kleine Standuhr, die Holz­
warth nun auch im Ruhestand zeigen 
soll , was die Stunde geschlagen hat. 

Unter Aushändigung weiterer hübscher 
Erinnerungsgaben folgten herzliche 
Abschiedsworte zahlreicher Gäste, so 
des Vertreters der Warnamtsleiter, der 
WD-Verbindungsfuhrer sowie der Ver­
treter der Dienststellen der Luftwaffe 
und der StadtvelWallung in Meßstetten 
wie auch des zustandigen Warnamts 
VIII. In allen Reden kamen die beson­
dere Kontaktfreudigkeit und allgemeine 
Beliebtheit des Ausscheidenden zum 
Ausdruck. 

Hans Holzwarth, der im Kriege als Luft­
waffenoHizier hohe Auszeichnungen 
erhalten hatte, trat 1966 in den Warn­
dienst ein . 1968 übernahm er die Lei­
tung der WD-Verbindungsstelle 51 in 
Goch und 1970 die der WD-Verbin­
dungsstelle 81 in Meßstetten, die er 
bis zu seinem Ausscheiden behiell. 
Holzwarth hat sich In vielen Jahren 
in besonderem Maße um enge Kontakte 
zwischen dem Warndienst und den 
militärischen Dienststellen bemüht und 
stets gute Verbindungen hergestellt, 
die für die zivil-mil itärische Zusammen­
arbeit geradezu beispielhaft sind . In 
den nun wohlverdienten Ruhestand 
begleiten Hans Holzwarth die besten 
Wünsche aller ehemaliger Kameraden. 

V. N. 

Verabschiedung von 
Einsatzleiter Gerhard Lucke 
im Warnamt IV 

Am Freitag, dem 30. März 1979, wurde 
Einsatzleiter Gerhard Lucke nach fast 
17jähriger Tätigkeit im Warndienst -
davon acht Jahre als Sachbearbeiter 4 
im Warnamt IV - mit einer kleinen Fei· 
erstunde in den wohlverdienten Ruhe­
stand entlassen . Der 1914 in Magde­
burg geborene Lucke trat nach einer 
zivilen technischen und fliegerischen 
Ausbildung bei der DVS Bremen Anfang 
1935 in die damalige Luftwaffe ein. 
Während des 11. Weltkrieges war er als 
Sturz kampfflieger mit hohen Auszeich­
nungen an allen Fronten Im Einsatz. 

Nach Kriegsende und Gefangenschaff 
verschlug es Gerhard Lucke zunächst 

In einer kleinen Feierstunde überreichte 
Herr Umbach vom BZS Gerhard Lucke 
Im Namen des Präsidenten des BZS die 
Entlassungsurkunde. 

nach West-Bertin, 1962 kam er zum 
Warndienst und begann dort beim aus­
zubauenden Warnamt X. 

Herr Umbach vom BZS dankte In einer 
kurzen Ansprache fur die geleistete 
Arbeit und uberreichte die Entlassungs­
urkunde im Namen des Präsidenten 
des Bundesamtes fur Zivilschutz. J. W. 

Einweisungslehrgänge 
tür Warnstellenpersonal 

Die Einführung der Warnsteilendurchsa­
gen in festgelegter Form (abgekürzt: 
WaDuForm) nahm das Warnamt 11 zum 
Anlaß, seine Warnstellenteilnehmer 
zu Einweisungslehrgängen einzuladen. 
Der Aufruf hierzu erfolgte im Rahmen 
der monatlichen Probedurchsagen über 
das Wamnetz. 

In Amtshilfe sammelten die ZS-Sachbe­
arbeiter der Kreise bzw. kreisfreien 
Städte die Anmeldungen und schafften 
die für die Durchfuhrung der Lehrgänge 
notwendigen Voraussetzungen. Insge­
samt waren 26 Lehrgänge mit 522 Per­
sonen zu organisieren. 

Zwei Einsatzleiter des Warnamtes über­
nahmen abwechselnd die Durchführung 
der Lehrgänge. Der LehrstoH umfaßte 
folgende Themen: 

- Einrichtung und Ausstattung einer 
Warnstelle 

- Zweck der Warnstellendurchsagen 
(WaDu) 

- Inhalte der WaDu 

- Aufnehmen , Darstellen und Auswerten 
der WaDu. 

Schwerpunkte waren das Darstellen 
der Luftzielmeldungen auf der " Lage­
karte für die WamsteIlen", das Aufneh­
men der WaDuForm 1-9 sowie das 
zeichnerische Darstellen der ABC-Lage. 

Das positive Echo bel den Teilnehmern 
ermutigt die Initiatoren, weitere Einwei­
sungen anzubieten und die Kenntnisse 
in Ergänzungsausbildungen zu vertiefen. 

G. A. 
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Aus dem ASB-Jahresbericht 

Vorschläge zur Verbesserung des Katastrophenschutzes 
Stellenwert des Sanitäts- und Betreuungsdienstes soll angehoben werden 

Verbesserungsvorschläge 

Der Arbeiter-Samariter-Bund beteiligte 
sich mit allen KatS-Organisationen und 
gemeinnützigen Hilfsgemeinschaften 
an den umfangreichen Gesprächen 
und Diskussionen zur Verbesserung 
des Katastrophenschutzes und hat dazu 
eine Reihe von Verbesserungsvorschlä­
gen hinsichtlich der besseren Finanzie­
rung zur Diskussion gestellt: 

• Kosteneffizienzüberlegungen auch 
unter Einbeziehung der staatlichen SteI­
len und Organisationen, wie z. B. Bun­
desamt für Zivilschutz, Bundesverband 
für den Selbstschutz, Technisches 
Hilfswerk, Warndienst usw. mit dem 
Ziel des Abbaues unnötiger Kosten, 
und damit zusammenhängend : Um­
strukturierung des Einzelplanes 36 des 
Bundeshaushaltes. 

• Verstärkung des Stellenwertes des 
Sanitätsdienstes und des Betreuungs­
dienstes gegenüber den durch staatliche 
oder kommunale Mittel voll abgedeckten 
Bergungsdiensten und des Brand­
schutzdienstes. In den " Leitlinien für 
regelungsbedürftige und regelungsfä­
hige Materien im Katastrophenschutz 
der Länder" vom 20. 6. t 975 ist z. B. 
immer noch die Forderung enthalten , 
daß die mitwirkenden Einheiten und 
Einrichtungen eigene personelle und 
sächliche Mittel bereitzustellen haben. 
Dies führt zu der unhaltbaren Situation, 
daß die Ausstattung von THW und Feu­
erwehren zu 100 % aus öffentlichen 
Haushalten abgesichert ist, die Sani­
tätsorganisationen jedoch nur mittels 
Spendensammlungen oder durch Über­
nahme von ausgesonderten Materialien 
der Bundeswehr ihre Einsatzkraft erhal­
ten können. 

KatS-Programm 80/84 

Im September t 978 konnte vom BMI 
als Ergebnis der umfangreichen Ge­
spräche mit Ländern und Organisatio­
nen ein " Programm für die Entwicklung 
des erweiterten Katastrophenschutzes 
in den Jahren t 980 bis t 984", kurz: 
KatS-Programm 80/84, vorgelegt wer­
den. Ziel des Programms ist es, die 
Leistungskraft des erweiterten Katastro­
phenschutzes bis 1984 durch Bildung 
von Schwerpunkten und Prioritäten 
so weit wie möglich zu steigem und 
dadurch eine wesentliche Stärkung 
der zivilen Verteidigung zu erreichen . 

Wesentliche Punkte des Programms 
sind: 

- Erhaltung des Helferbestandes 

- Verzicht auf Ausdehnung des Ka-
der-Mantel-Prinzips 

- Einführung der von der Feuerwehr 
praktizierten Grundsätze der Mehrfach­
besetzung bei anderen Fachdiensten 

- Grundsätzliche Anerkennung des 
Vorranges von Ausstattung und Ausbil­
dung gegenüber der Unterbringung 

- Überprüfung der StAN mit dem Ziel 
ihrer Ausdünnung unter Erhaltung der 
Funktionsfähigkeit und Schlagkraft der 
Einheiten 

- Begrenzung der Funktionen der Ein­
heiten auf die unverziehtbaren Aufgaben 
unter entsprechender Anpassung der 
internen Organisation der Einheiten 

- Vereinfachung der Verwaltung des 
erweiterten Katastrophenschutzes 

- Entzerrung bestehender Ungleichhei­
ten in der Verteilung des Potentials, 
insbesondere Korrektur der Unausge­
wogenheiten des Helferbestandes in 

den Ländern. Ferner sollten durch Straf­
fungsmaßnahmen freiwerdende Helfer 
zur Aufstockung anderer Fachdienste 
umgeschichtet werden . 

Das neue Programm paßt somit recht 
gut in die Vorstellungen des Arbeiter­
Samariter-Bundes zur Verbesserung 
des Katastrophenschutzes auf realisti­
scher Basis. Die externen Fachgesprä­
che über die Verwirklichung der EinzeI­
details haben bereits stattgefunden. 
Auch liegen die ersten Ergeb-
nisse hinsichtlich der Vereinfachung 
der umfangreichen Verwaftungsvor­
schriften des Katastrophenschutzes 
bereits vor. 

Finanz-Sonder-Programm 

Flankierend zum KatS-Programm 80/84 
hat nun der Bundestag ein Finanz-Son­
der-Programm zur Stärkung des Zivil­
schutzes erarbeitet. Sieht das KatS­
Programm 80/84 bereits Investitionen 
von insgesamt 325 Mill. DM allein für 
den Erwerb von Fahrzeugen und Aus­
stattung vor, so können durch das Fi­
nanz-Sander-Programm mit weiteren 
320 Mill. DM für die Jahre 1979 
bis t 982 gerechnet werden . 2048 
Krankentransportwagen (Vier-Tragen) 
werden bis t 984 neu beschafft. Das 
zusätzliche Programm sieht darüber 
hinaus den Ersatz der t 963 und eines 
Teiles der 1964 beschafften Fahrzeuge 
und die Beschaffung von weiteren 250 
Krankentransportwagen vor. 

Es besteht deshalb eine begründete 
Hoffnung auf eine deutlichere Verbesse­
rung der Lage des Katastrophenschut­
zes, besonders im Hinblick auf die Ver­
besserung der Einsatzbereitschaft. 

Erster Kinder-Notarztwagen in Hessen eingesetzt 
Lücke im spezialisierten Rettungsangebot jetzt geschlossen 

Im Angebot der spezialisierten Ret­
tungs- und Sozialdienste ist beim ASB 
Kassel mit dem Einsatz des Kinder-Not­
arztwagens (K-NAW) ein weiterer Be­
reich erschlossen worden. 

Um für das kurzfristige Aufnehmen 
der hochspezialisierten medizinisch­
technischen Ausrüstung für Kleinkinder 
den normalen Rettungswagen überflüs­
sig zu machen und damit zu entlasten, 

wurde in zweijähriger Arbeit der K-NAW 
geplant und umgebaut. 
Nun konnte das Fahrzeug dessen Kon­
zeption in Hessen einmalig ist, der Of­
fentlichkeit vorgestellt werden. 
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Die Aufgabe des Kinder-Notarzt-Ret­
tungssystems besteht darin, ärztliche 
und pflegerische Erstversorgung bei 
gefährdeten Neugeborenen und bei 
kranken Kindern durchzuführen sowie 
die damit notwendigen Transporte zu 
gewährleisten . Deshalb besteht die 
Besatzung des Kinder-Notarztwagens 
aus einem Fahrer und Beifahrer, die 
vom ASB-Schichtdienst in Rufbereit­
schaft eingesetzt werden. 

Weiterhin fahren bei jedem Einsatz 
ein Arzt und eine Kinderkrankenschwe­
ster oder zwei Ärzte mit. Die Ärzte wer­
den von der Kinderklinik des Stadtkran­
kenhauses Kassel oder vom Kinder­
krankenhaus " Park Schönfeld" in Kas­
sel gestellt. 

Zur notwendigen Ausrüstung des Wa­
gens gehören u. a.: 

- Intensivpflege-Transportinkubator 
- Babylog-Beatmungsgerät 
- Absaugvorrichtungen 
- Elektronisch gesteuerte Infusions-

pumpe 
- EKG-Monitor-Gerät 
- Herzton-überwachungsgerät 

(Cardio-Peeper) 
- Sauerstoffmeßgerät 
- zwei Spezial-Notlall-ArztkoHer mit 

entsprechender Notlallausrüstung 
und Medikamenten. 

Der Wagen wird in der Regel im Wir­
kungsbereich des Rettungsdienstes 
Kassel eingesetzt, kann aber in beson­
deren Fällen auch im weiteren Umkreis 
angefordert werden. Alarmiert wird der 
K-NAW generell über die Kinderklinik 
des Stadtkrankenhauses. Der dort 
diensthabende Arzt entscheidet über 
den Einsatz. Die Alarmierung der Be­
satzung ertolgt dann grundsätzlich durch 
die Leitstelle Hessen-Nord. 

Die Ertahrungen aus dem bisherigen 
Einsatz zeigen schon, daß der Wagen 
etwa gleichermaßen im Stadtgebiet 
Kassel wie in der weiteren Umgebung 
eingesetzt wird . Bei diesen Einsätzen 
wurden wertvolle Ertahrungen gesam­
melt, die bei der weiteren Planung und 
Ausrüstung eines neuen K-NAW ent­
sprechend berücksichtigt werden kön­
nen. Bei dem Kinder-Notarztwagen, 
dessen Standort bei der Rettungswache 
des ASB Kassel ist, handelt es sich 
um einen VW-Krankentransportwagen, 
der nach Angaben der Technischen 
Leitung des ASB Kassel umgerüstet 
wurde. Ursprünglich war ein Rettungs­
wagen Typ OB 408 vorgesehen . Nach­
dem aber festgestellt wurde, daß sich 
mit dem VW derselbe Zweck erreichen 
läßt, wurde aus wirtschaftlichen Grün­
den die Planung umgestellt. Die Ge-
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samtkosten von 86 000 Mark, die sich 
konkret auf medizinisch-technische 
Ausrüstung mit 33 000 Mark, Kraftfahr­
zeugkosten mit 32 000 Mark, technische 
Umrüstkosten mit 14000 Mark und 
Funkausrüstung mit 7000 Mark erstrek­
ken, wurden maßgeblich durch Spenden 
finanziert. Etwa 50 % hat der ASB aus 
eigenen Mitteln dazugegeben. Als 
Spender und Mitlinanzierer traten fol-

Die ASB-Ret­
tungswache Kas­
sel ist Standort 
des ersten Kln­
der-Notarztwa­
gens in Hessen. 

Eine tech­
nisch-elegante 
lösung wurde 
beim Klnder-Not­
arztwagen für 
die Unterbringung 
des Inkubators 
gefunden. 

Blick in das Innere 
des Kinder-Not­
arztwagens. Im 
Inkubator sind 
die Kleinkinder 
vor Wärmever1ust, 
Luftzug, Infektio­
nen und Sauer­
stoffmangel ge­
schützt. 

gende Verbände und Organisationen 
in Erscheinung: 
Round-Table, 
Kuratorium "Aktion tür Behinderte", 
Stadtkrankenhaus Kassel, 
Bund der Pfadfinderinnen und 
Pfadfinder, Stamm " Wilhelm Busch". 
Der ASB Kassel dankt allen Spendern 
und Mitinitiatoren dieses Werkes. 

Dietrich Leder 
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JUH 1978: deut lich positive Entwicklung 

Die JUH hat sich im Jahr 1978 deutlich Verhältnis von Ehrenamtlichen zu engagiert. Hier sind zu nennen: Essen 
positiv weiterentwickelt. Die Entwicklung Hauptamtlichen, wobei letztere ja viel- auf Rädem, Altenhilfe, Blindenhilfe, 
umfaßt alle Bereiche, kann als ausge- fach auch noch ehrenamtliche Leistun- Behindertenhilfe und allgemeine Kran-
wagen und damit als verantwortungs- gen erbringen, ist gesund, es ist, ge- kenhilfe. In diesen Bereichen sollten 
bewußt bezeichnet werden. messen am Leistungsanstieg, deutlich wir überall noch mehr als bisher in Zu-
Es ist zu e!Warten, daß das Jahr 1978 besser geworden. Es dürfte aber wohl sammenwirken mit Diakonischen Wer-
in Relation zu dem Leistungszuwachs auch damit das Grenzverhältnis erreicht ken, mit Kirchen und mit Gemeinden 
auch ein entsprechendes Anwachsen sein. einem sicher gegebenen Bedarf an 
des finanziellen Volumens zeitigen wird. Die JUH hat sich 1978 zunehmend Hilfe nachgehen, um in stiller Arbeit 
Die Struktur der JUH in bezug auf das in Aufgaben des diakon ischen Dienstes zu helfen, auch wenn das nicht immer 

Gesamtzusammenstellung. 
(in Klammern 1977) 

Stärkemeldung Stichtag 1 . , O. '978 

1 2 3 4 5 6 7 

Hauptamtliche Ehrenamtliche ., Gesamt Aktive Gesamt 
~ Mitarbeiter 

M 
1- 6 

::i. 
c w . m. ~ 

0, ~ z c 

Landesbezirk 
g I E ~ E ~ 
'5 ~ E ~ " ~ " 

~ c ~ 0 • 2 2 • • <i ~ ~ ~ ~ ~ 
CI) ö 0 '" ~ ~ .. .. '" '" § ~ 0 

> N CI) N '" I r -, 

Baden · 27 23 15 7 43 65 18 15 68 211 455 211 978 329 764 1093 728 1821 
Wurtlemberg (26) (28) (15) (4) (31 ) (50) (24) (14) (52) (232) (495) (204) (1021 ) (339) (786) (1125) (510) (1635) 

Bayern 33 41 38 3 46 87 7 25 81 397 958 209 1677 525 1313 1838 741 2579 
(32) (38) (34) (67) (36) (137) (5) (20) (75) (312) (935) (153) (1600) (445) (1262) (1707) (651 ) (2358) 

Berlin 4 5 12 1 - 13 1 3 7 186 81 - 278 192 108 300 42 342 
(4) (5) (9) (1) - (10) (1 ) (4 ) (8) (203) (54) (22) (292) (215) (96) (311 ) (35) (346) 

Hamburg 9 13 7 1 10 18 3 8 24 108 256 52 451 141 350 491 338 829 
(9) (13) (8) (1) (10) (19) (3) (7) (24) (99) (253) (44) (430) (130) (341 ) (471 ) (307) (778) 

Hessen, Rhld .- 33 57 20 10 91 121 7 20 81 443 758 313 1622 458 1375 183 879 2712 
Pfalz, Saar1. (35) (51 ) (14) (10) (67) (91) (5) (17) (73) (356) (729) (332) (1512) (516) (1173) (1 689) (779) (2468) 

Nieder- 55 51 50 23 51 124 13 31 100 410 976 386 1916 584 1562 2146 878 3024 
sachsen (45) (39) (29) (14) (33) (76) (1 1 ) (24) (82) (279) (727) (355) (1478) (434) (1209) (1638) (1 136) (2774) 

Nordrhein- 105 132 43 11 145 199 31 89 309 655 2364 685 4133 1007 3562 4569 2512 7081 
Westfalen (103) (13 1 ) (40) (7) (129) (176) (29) (79) (294) (671 ) (2173) (660) (3906) (1003) (3313) (4316) (2120) (6436) 

Schleswig- 25 20 3 2 7 12 4 11 41 194 404 50 704 225 536 761 159 920 
Holstein (14) (13) (1 ) (1) (4) (6) (4) (6) (21 ) (133) (265) (39) (468) (155) (346) (501 ) (286) (787) 

BG, Präsidium - - 19 6 8 33 - - - - - - - - - 33 - 33 
u. B.-Schule - - (16) (6) (7) (29) - - - - - - - - - (29) - (29) 

Gesamt· 291 342 207 64 401 672 84 202 711 2604 6252 1906 11 759 3461 9570 13064 6277 19341 
(268) (318) (166) (11 1 ) (317) (594) (82) (171 ) (629) (2285) (5631) (1809) (10707) (3237) (8526) (11787) (5824) (17611 ) 

Übersicht über die theoretischen Ausbildungsleistungen Stand : 31. 12. 1978 in plastischen Zahlen faßbar ist. Die 
der Schwesternhelferin -Ausbildung im Jahr 1978 hinter dem / männl JUH kann mit ihren Ergebnissen 

Auszubildende 
1978 zufrieden sein; dies ist kein Anlaß (in Klammern 1977 ) 
zur Selbstzufriedenheit, sondern für 

landesverband Ausbildung Fortbildung uns alle Ansporn, auf dem eingeschla-
Baden -Würnemberg 159/ 5 ( 172/7 ) 275/ 5 ( 11 2/- ) genen Weg weiter voranzugehen. 
Bayern 347/ 33 ( 498/34) 333/ 8 ( 185/ 7 ) Die Tabelle mit der übersicht der SHA 
Berlin 29/- ( 32/- ) -/- ( -/- ) zeigt allgemein die Schwerpunktverlage-
Hamburg 124/- ( 108/- ) 103/- ( -/- ) rung in Richtung Fortbildung, wie sie 
Hessen, Rheinland-Pfalz, uns auch vom Bundesamt für den Zivil-
Saarland 319/20 ( 308/ 13) 714/ 14 ( 563/ 1 ) schutz vorgegeben worden ist. Noch 
Niedersachsen (Ost) 298/ 5 ( 366/11 ) 232 / 5 ( 482/ 2 ) schöner wäre es, wenn dennoch die 

Niedersachsen (West ) 352/ 12 ( 376/ 11 ) 363/ 5 ( 337/- ) Ausbildungszahlen hätten gehalten 

Nordrhein -Westfalen 208/ 2 ( 275/ 6 ) 124/ 1 ( 79/ 3 ) werden können . Aber bei dem sparsa-

Schleswig- Holstein 213/ 1 ( 282/7 ) 266/ 1 ( 255/ 3 ) 
men Kräfteeinsatz in diesem Bereich 

Gesamt: 2.049/78 (2.417 / 89) 2.410/ 39 (2.013/ 16) 
ist das voniegende Ergebnis sehr positiv 
zu bewerten; herauszuheben hierbei 

'-
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sind die Fortbildungsleistungen in Hes- So auf- und ausgerustet konnte die Landesgeschäftsführer Cordt von Kalck-
sen , Rheinland-Pfalz, Saarland sowohl " übung" beginnen. Am Sonntagmorgen, reuth hatte den Transport begleitet und 
im Hinblick auf die absolute Zahl, die die Helferinnen und Helfer waren bereits konnte als fachmännischer Beobachter 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr am Samstag auf der Insel eingetroffen, feststellen, daß die JUH Deister wieder 
als auch den Anteil an der Gesamt- wurden die Bewohner zur Fähre ge- einmal ihre Leistungsfähigkeit unter 
zahl. bracht. Die liegenden Patienten wurden Beweis gestellt hat, wie bereits in Kata-

Aus der Tabelle mit der Ubersicht über von den" Insel-KTWs" aufgenommen stropheneinsätzen und in der täglichen 

die Einheiten, die von der JUH für den und zum Anlegesteg gebracht. Dort Arbeit Im RettungSdienst. Auch er 

Einsatz im Katastrophenschutz vorge- wurden sie von JUH-Helfern übernom- sprach dem Ortsverband seine Aner-

halten werden, geht eine deutliche Zu- men, auf die eigenen Tragen umgebet- kennung aus. sb 

nahme der Kapazitäten hervor, wenn tet und auf die Fähre gebracht. 

man die Zahlen fur 1978 mit jenen des Um 10 Uhr legte das Fährschiff " Cos-
Vorjahres vergleicht. (Die Zahlen aus mos" in Bensersiel an; und nun begann JUH-Jugendzug 
1977 sind aus Gründen der übersicht- die eigentliche Aufgabe der JUH Dei- als Erkundungsgruppe 
lichkeit in diesem Schema nicht aufge- ster. Bald hatte jeder Heimbewohner 
nommen.) seinen " Reiseplatz" erhalten, und die tn den " Ruhr-Nachrichten " für Glad-

Gepäckstücke waren in die mitgeführten beck und Klrchhellen war fotgendes 
Lkw verladen . Die Reise konnte begin- über eine Obung der JUH zu tesen : 

Bereitschaftsübung einmal nen. Sorgsam wurde die Betreuung 
Was macht man, wenn in einer Schule 

anders: Hilfe für ein Alten- durch die Helferinnen und Helfer durch-
eine Gasexplosion stattfindet? - Diese 

helm geführt. Besonders die liegenden Pa-
Frage versuchte die Johanniter-Unfall-tienten konnten durch zusätzlich einge-
Hilfe in einer übung zu beantworten. Mit der Bitte um Hilfe hatte sich der setzte Hilfsminel weitgehendst bequem 

Evangelische Hilfsverein Hannover und sicher transportiert werden . Es wurde dabei davon ausgegangen, 

an die Johanniter-Unfall-Hilfe gewandt, Um 12 Uhr servierte der Küchentrupp 
daß in der HauptSChule Butendorf bei 

als die Verlegung eines Altenheimes einer Explosion 21 Schüler verletzt 
bereits ein Mittagessen _ Nach einer wurden. von der Insel Langeoog nach Barsing- Kaffeepause in Hasbruch, dieser Halt 

hausen erforderlich wurde. wurde gleichzeitig fur eine technische Gegen acht Uhr rück1e der Jugendzug 
Die JUH Deister hatte diese Unterstüt- überprüfung der Fahrzeuge genutzt, der Unfallhilfe als " Erkundungstruppe" 
zung zugesagt und führte den Transport kam man gegen Abend in Allertal an . aus. Die neun Helfer mußten jedoch 
der Altenheimbewohner im Rahmen Hier wurde noch einmal ein technischer 

bald feststellen, daß ihre " Erste-Hil-
einer Bereitschaftsübung durch. Halt eingelegt und das Abendessen 

fe"-Maßnahmen nicht ausreichten. So 

Es galt, 28 Personen im Alter zwischen gereicht. Gegen 21 Uhr dann erreichte forderten sie den Verbandplatzzug an, 

65 und 97 Jahren mit ihrer persönlichen die Kolonne das " Brigittenstift" in Bar-
mit dem weitere fünfzehn Helfer kamen. 

Habe aus dem " Baltenheim" auf der slnghausen. 
Gemeinsam versuchte man dann, die 

Insel Langeoog abzuholen und sie unter ,Verletzten' zu versorgen . Dies geschah 

ständiger Betreuung und Versorgung, Als Bereitschaftsübung der Katastro- in zwei Abteilungen: der Arztgruppe 

zum Teil waren liegende Transporte phenschutzeinheit der JUH Deister unter Leitung von Josef Neuhäuser, 

erforderlich , zu ihrem neuen Heim, dem hatte dieser Transport folgende Ziele die alles bis zum Eintreffen des Arztes 

" Brigittenstift" in Barsinghausen, zu und Aufgaben: Vorbereitung und Durch- vorbereitete, und der Pflegegruppe 

bringen. Daß diese Reise ein einschnei- führung eines Kfz-Marsches mit 23 mit Dleter Weimann , die die weniger 

dendes Ereignis und eine große UmsteI- Fahrzeugen verschiedener Typen, tech- schweren Fälle behandelte. 

lung fur die älteren Menschen bedeute- nische Betreuung der Fahrzeuge wäh-
In einem Klassenraum wurde ein provi-

te, war der JUH Deister bewußt. Des- rend des Marsches, Transport, Betreu-

halb wurde der Transport besonders ung und Verpflegung der Altenheimbe- sonscher Operationssaal eingerichtet, 

sorgfältig vorbereitet und organisiert. wohner - zum Teil unter erschwerten und ein " Schwerverletzter" wurde in 

Bedingungen - und die Erprobung des einem Rettungswagen zum Kranken-
85 ehrenamtliche Helferinnen und Helfer haus gebracht. Die übung endete ge-
wurden eingesetzt, weitere Unterstüt- Küchentrupps mit dem speziell ausgerü-

gen zwölf Uhr. Nach dem Abschminken 
zung erhielten diese durch die JUH steten Fahrzeug im Einsatz. Die Füh-

der "Opfer" und der Essensausgabe 
Jever-Klevern. 23 Fahrzeuge wurden rungsgruppe Ber8llschaft ubernahm 

ging es zur Zentrale zurück. 
bereitgestellt, außerdem ein Kranken- die Einsatzleitung. 

wagen der FeuelWehr und ein Kran- Der reibungslose Ablauf dieser " übung" Zugführer Uwe Kucklau war mit dem 
kenwagen der Inselgemeinde für den trotz aller Schwierigkeiten und Proble- Ausgang der Ubung zufrieden. " Die 
Transport der liegenden Patienten vom me, die solch ein Auftrag wie die Alten- Heifer haben sich sehr angestrengt, 
Baltenheim zum Anlegesteg auf Lan- heimverlegung selbstverständlich mit die ,Verletzten' schnellstens zu versor-
geoog. Der Küchentrupp war vorberei- sich bringen muß, veranlaßte die Ge- gen. Hier ist eine Verbesserung gegen-
tet, die Verpflegung der " Reisenden" schäftsführerin des Evangelischen Hilfs- über den bisherigen Übungen festzu-
und ihrer Betreuer zu übernehmen. vereins, Frau Monika Arnecke, allen stellen. Auch die Befehlstechnik klappte 
2 Materialerhaltungstrupps sorgten für Beteiligten Lob und Anerkennung aus- besser als beim letzten Mal", resü-
eine reibungslose Fahrt ohne technische zusprechen. In einem Schreiben an mierte er 
Pannen, der Krankentransportzug über- den JUH-Landesverband Niedersachsen 
nahm die Beförderung der Heimbewoh- bedankte sich der Evangelische Hilfs- Uwe Kucklau bedauert allerdings, daß 
ner und der Verbandplatzzug - zusam- verein für die sofort zugesagte Hilfe die Anteilnahme der Bevölkerung so 
men mit dem Sanitätszug - die Betreu- und die hervorragende Unterstützung gering war: " In der ganzen Zeit kamen 
ung während der Fahrt, einschließlich durch den besonderen Einsatz der JUH nur vier bis sechs Passanten, um steh 

~ines Notarztdienstes. Deister und ihrer Helferinnen und Helfer. unsere Arbeit anzuschauen." 
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Trinkwasser für Montenegro 
Malteser-Helfer mit Wasseraufbereitungsanlage 
im jugoslawischen Erdbebengebiet 

Am Morgen des Ostersonntag, dem 
t 5. April, ereignete sich an der jugosla­
wisehen Küste das stärkste Erdbeben 
in diesem Land seit 1963, das die Stadt 
Skopje in ein Trümmerleid velWandelte. 
Bei dem Schadensgebiet handelt es 
sich um den 120 km langen Küstenstrei­
fen von der albanischen Grenze bis 
zur Bucht von Kotor. In diesem Bereich 
leben etwa 80 000 Menschen, die zum 
Großteil durch die Erdstöße obdachlos 
wurden. Besonders die Küstenorte Ko­
tor, Bar, Ulcenij , Budva und Bijela wur­
den schwer verwüstet. Die Menschen 
der montenegrischen Küste leben fast 
ausschließlich vom Fremdenverkehr. 
Diese Existenzgrundlage wurde ihnen 
durch das Erdbeben genommen. 

Hilfe aus aller Welt 

Bereits am Sonntagnachmittag began­
nen in fast allen europäischen Ländern 
und in den USA Überlegungen zur Hilfe­
leistung für das Katastrophengebiet. 
Der deutsche Caritasverband entschloß 
sich, als erste Hilfsmaßnahme eine 
Sendung von mehreren tausend Decken 
und Zelten mit Hilfe der Bundesregie­
rung einzufliegen. Da sich bereits unmit­
telbar nach der Katastrophe eine akute 
Störung der Trinkwasserversorgung 
einstellte und somit die Seuchengefahr 
ständig wuchs, wurde mit der Hilfesen­
dung auch ein dreiköpfiges Team des 
Malteser-Hilfsdienstes mit einer Was­
seraufbereitungsanlage, die in einem 
VW-Bus eingebaut ist, in das Scha­
densgebiet gesandt. 

Unser Einsatz 
in Jugoslawien 

Erst am Dienstagnachrnittag wurde 
meinem Kollegen Achim Gröger, einem 
speziell ausgebildeten Helfer vom MHD 
Augsburg, und mir mitgeteilt, daß wir 
noch in derselben Nacht von Köln mit 
einer gecharterten Maschine der Air 
Cargo Egypt nach Titograd (Hauptstadt 
Montenegros) eingeflogen werden soll­
ten. Schnellste Vorbereitungen mußten 

Mit einem massiven Bretteraufbau auf einem Lkw wurde in Titograd eine Entlade­
möglichkeit für die mobile Trinkwasseraufbereitungsanlage geschaffen. 

getroffen werden, um den Zug nach 
Köln zu erreichen . Als wir nach 23 .00 
Uhr am Flughafen Köln ankamen, er­
wartete uns bereits der Abteilungsleiter 
des Malteser-Hilfsdienstes/ Auslands­
dienst Köln, Dieter Hürlgen, der den 
Einsatz leitete, mit der Wasseraufberei­
tungsanlage. Um 3.30 Uhr landeten 
wir in Titograd . Da dieser Flughafen 
fast ausschließlich von Passagierma­
schinen angeflogen wird, ergaben sich 
große Probleme beim Entladen der 
Fracht. Die Zelte und Decken wurden 
einzeln durch einheimische Helfer, die 
trotz der frühen Morgenstunde zahlreich 
zur Verlügung standen , aus dem Flug-

zeug per Hand auf bereitstehende Lkw 
umgeladen und in eine Lagerhalle des 
Flughafens gebracht. Es elWies sich 
jedoch als schwierig, den VW-Bus 
aus der drei Meter über dem Boden 
befindlichen Luke zu entladen, da 
keine fahrbare hydraulische Lade­
rampe vorhanden war. Das Problem 
wurde gelöst, indem wir mit einem mas­
siven Bretteraufbau auf einem LKW 
eine Entlademöglichkeit für den VW-Bus 
schafften. 

Nach Absprache mit dem Krisenstab 
in T itograd fuhren wir über Bar in das 
kleine Bergdorl Ostros an der albani-
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Das aufbereitete Wasser wurde ständig untersucht und durch das kleine Labor über­
wacht. 

schen Grenze. Bereits auf dem Wege 
dorthin sahen wir die ersten schwer 
beschädigten Gebäude. Die vom Erd­
beben stark zerstörten Straßen hatte 
man notdürftig instand gesetzt. In 
Ostros begannen wir, aus der Regen­
zisterne Trinkwasser für das Dori und 
die umliegenden Gehöfte aufzubereiten. 

Oie Bewohner begegneten uns mit der 
größten Gastlreundlichkeit, zeigten aber 
anfangs großes Mißtrauen gegenüber 
unserem technischen Gerät und dem 
damit gewonnenen Wasser, zumal wir 
dem Wasser Chlor zusetzen mußten, 
welches sich durch Geruch und Ge­
schmack bemerkbar machte. Es dauerte 
einige Zeit, bis es uns und dem ansäs­
sigen örtlichen Krisenstab gelang, die 
Bewohner von der Notwendigkeit zu 
überzeugen, nur unser gefiltertes Was­
ser zu trinken. Oie Zisternen und Brun­
nen hatten durch das Erdbeben Risse 
bekommen, durch die Erdreich und 
damit möglicherweise Krankheitserreger 
in das Trinkwasser geraten waren. Ob­
wohl einige Gebäude rein äußerlich 
einen gut erhaltenen Eindruck machten, 
mußten wir bald feststellen, daß überall 
höchste Einsturzgefahr bestand, und 
wir, wie alle anderen Einwohner, im 
Zelt schlafen mußten. Die allgemeine 
Versorgung der Bevölkerung war gut 
und wurde überall durch freiwillige Hel­
fer und das Militär unterstützt. Beson­
ders bei Nacht machten sich die wie­
derholten Nachbeben stark bemerkbar, 
und wir wurden mehrmals aus dem 
Schlaf gerissen. Vier Tage nach unserer 
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Ankunft war es dem Einsatzstab gelun­
gen, die Wasserversorgung in Ostros 
mit Hilfe eines Tanks so zu sichern, 
daß wir in ein anderes Einsatzgebiet 
geschickt werden konnten. 

Der neue Einsatzort - Virpazar - wurde 
uns vom Krisenstab in Bar zugeteilt, 
wobei uns der deutschsprechende Epi­
demiologe des dortigen Krankenhauses 
- welches schwer beschädigt ist - bei 
den Verhandlungen mit dem Stab eine 
große Hilfe war. Die Verständigung 
mit der Bevölkerung brachte keine Pro­
bleme, da sehr viele Jugoslawen der 
deutschen oder der englischen Sprache 
mächtig sind . Virpazar besteht aus vie­
len kleinen Dörfern und Einzelgehöften, 
Hier wurden wir am härtesten mit dem 
Schicksal der durch die Katastrophe 
betroffenen Personen konfrontiert. Oie 
zum Teil im t 6. Jahrhundert erbauten 
Häuser waren zum Großteil total verwü­
stet. Zahllose Menschen suchten zwi­
schen Trümmern nach ihren verschütte­
ten Habseligkeiten. Die Bergung der 
Verletzten und Toten war zu diesem 
Zeitpunkt abgeschlossen. Hierbei war 
ein Spezialteam mit besonderen Gerä­
ten und Hunden der Schweizer Berg­
wacht von großer Bedeutung. 

Da die Orte, in denen Wasserbedarf 
bestand, für eine zentrale Wasserver­
sorgung viel zu weit verstreut lagen , 
begannen wir, zusammen mit einem 
jugoslawischen Bakteriologen, die ein­
zelnen Brunnen und Zisternen zu chlo­
ren und teilweise zu analysieren . 

Am 24. April änderte sich das Wetter. 
Orkanartige Stürme und sintllutartiger 
Regen setzten ein. Was das Erdbeben 
noch nicht zerstört hatte , wurde durch 
die Wassermassen vernichtet , und ein 
Teil der Zel te wurde einfach wegge­
schwemmt. Durch das Unwetter waren 
alle Hilfsarbeilen stark beeinträchtigt. 
Nachdem durch unsere Arbeit die Ei­
genversorgung mit Wasser in Virpazar 
hergestellt war, machten wir uns bereit, 
zu unserem letzten Einsatzort Kotor 
zu fahren . 

In Kotor war es bis zu unserem Eintref­
fen weitgehend gelungen, die Versor­
gung der Bevölkerung mit Wasser si­
cherzustellen. Aufgrund des Unwetters 
war jedoch in einem OnsteH von Kotor 
Schmutzwasser in das Versorgungsnetz 
gedrungen , so daß wir hier mit unserer 
Wasseraufbereitungsanlage helfend 
einspringen konnten . 

An einem Abend ergab sich für uns 
die Gelegenheit, den apostolischen 
Administrator des Bistums Kotor, Mon­
signore Ivanovic, in Dobrota bei seiner 
zerstörten Kirche zu besuchen und 
ihn über die Situation zu befragen . So 
eriuhren wir, daß im Bistum Kotor ca. 
100 Kirchen und Kapellen vom Erdbe­
ben zerstört oder schwer beschädigt 
worden waren . 

Am 30. 4. 1979 war unser Einsatz nicht 
mehr eriorderlich, und wir wurden vom 
Krisenstab und dem Direktor der Was­
serversorgung in Kotor offiziell verab­
schiedet, wobei man sich tür die gelei­
stete Hilfe unserer Organisation bedank­
te. Nach Ende des Einsatzes kamen 
wir zu dem Schluß, daß Montenegro 
durch das Erdbeben zwar große wirt­
schaftliche Einbußen erl itten hat, aber 
diese mit ausländischer Hilfe in einigen 
Jahren mit Sicherheit behoben sein 
werden : die kulturellen und historischen 
Einbußen aber sind kaum wiedergutzu­
machen. 

Hilfe heute und morgen 

Zur Rettung dieser kulturellen Denkmä­
ler wäre neben dem Wiederaufbau eine 
internationale Unterstützung genauso 
wünschenswert wie die großartige So­
forthilfe, die für Montenegro geleistet 
wurde. Wir waren wiederholt beein­
druckt von der Anteilnahme und der 
großzügigen Hilfe fast aller europäi­
schen Länder und der USA. Nach unse­
ren Erfahrungen in Katastrophengebie­
ten sind wir davon überzeugt, daß die 
Hilfsgüter durch die gute Organisation 
wirklich schnell an die Bedarfsstellen 
geleitet werden. 

Oscar Pfeifer 



DeUTSOHer FeuerweHrverBanD ~~~~ I) 
Dabeisein­
komplett 
informiert sein. 

INTERSCHUTZ80 
DER ROTE HAHN 
Internationale Ausstellung für 
Brand- und Katastrophenschutz 
+25. Deutscher Feuerwehrtag 
HANNOVER, 7.-15.6.1980 

Interschutz 

Ausstellung ist täglich geöffnet von 
9.00 - 18.00 Uhr; Eintrittspreise: 
DM 5,- pro Person und Tag, DM 4,­
für Schüler/Studenten (mit Ausweis) , 
DM 10,- Dauerkarte pro Person 

25. Deutscher Feuerwehrtag 

6. 6. 1980 - 9.00 Uhr - Fachtagung 
des DFV (öffentlich) 
7. 6. 1980 - 9 .30 Uhr - Kundgebung 

und anschI. Festumzug zum Deutschen 
Feuerwehrtag 
- 19.00 Uhr - Feuerwehrtreffen in der 
Innenstadt 
8. 6. 1980 - 8 .00 Uhr - Bundeswer­
tungsspielen 
13. 6. 1980 - 8.00 Uhr - Training für 
intern. Feuerwehrwettkämpfe 
14. 6 . 1980 - 8.00 Uhr - Intern. Feuer­
wehrwettkämpfe/Endkämpfe 
- 14.00 Uhr - Intern. Jugendfeuer­
wehr-Wettkämpfe 

Umfrage des Referates 11 Brandschutzgeschichte 
zum Thema "Musik und Lied in der deutschen Feuerwehr" 

Ein Teilgebiet der gegenwärtig bearbei­
teten Brandschutzgeschichte nennt 
sich " Musik und lied". Wir wollen er­
kunden , wann und wie es mit der Musik 
begann, von den Einsatz-Signalen an­
gefangen bis zur Konzertmusik, vom 
Spielmannszug bis zum Musikzug. Und 
wir wollen das liedgut der Feuerwehr 
erlorschen, vom selbstgereimten Text 
auf vorhandene Melodien bis zu den 
Versen eines Dichters, die von einem 
Komponisten singbar gemacht wurden. 

Darum fragen wir: 

Wo sind die ältesten Musikkapellen 
der Feuerwehr? 
Wo liegen Chroniken von Musikkapellen 
vor? 
Wer besitzt noch alte Satzungen, 
Dienstanweisungen oder dergleichen 
für Musikkapellen der Feuerwehr? 
Wo sind noch Regelungen für die Uni­
formierung und die Abzeichen der Feu­
erwehr-Musiker vorhanden? 
Wo befinden sich noch Unterlagen über 
die Signale bei den Feuerwehren? 

Welche eigens für die Feuerwehren 
komponierten Musikstücke gibt es? 
Wer hat noch alte Konzertprogramme 
von Feuerwehr-Musikkapellen? 
Welches ist die erste Schallplatte eines 
Feuerwehr-Musikzuges? 
Welche von Feuerwehrmusikzügen 
oder Spielmannszügen bespielte Schall­
platten gibt es? 
Wer besitzt noch alte Feuerwehr-lie­
derbücher? 
Welche Feuerwehren haben noch ein 
eigenes Feuerwehrlied? 
In welchen Feuerwehren wurde früher 
viel gesungen? 
Wer kennt noch alte Feuerwehrlieder? 

Alle musiktreibenden Züge der Feuer­
wehren sowie alle Feuerwehren sind 
aufgerufen, diese Fragen zu beantwor­
ten. Dabei sind möglichst genaue Anga­
ben erwünscht. 

Ihre Antwort erbitten wir an: 

Benno Ladwig , Hauptstraße 54, 
5241 Wallmenroth 

Diese Seiten 
erscheinen In 
Verantwortung des 
Deutschen 
Feuerwehrverbandes 

Strahlenschutz-Lehrgänge 

Für die Feuerwehren sind bei der GSF 
Neuherberg für das 2. Halbjahr 1979 
und das 1. Halbjahr 1980 Strahlen­
schutz-Lehrgänge (Grund- mit Ergän­
zungslehrgang) zu folgenden Terminen 
eingeplant 

24. 9. - 05. 10. 1979 
19. 11. - 30. 11. 1979 
25. 2. - 7. 3. 1980 

9 . 6. - 20. 6. 1980 

Darüber hinaus ist vom 12.3. bis 14.3. 
1980 eine weitere Informationstagung 
vorgesehen. 

Anmeldungen zu den Lehrgängen der 
2. Jahreshälfte 1979 sind zu richten 
bis spätestens 15. 11 . 1979 an: 
Lehrgängen des 1. Halbjahres 1980 
bis spätestens 15. 11 . 1979 an: 
LId. Branddirektor Brandl 
Berufsfeuerwehr München 
Blumenstraße 34 , 8000 München 2. 

Ausschreibung für die Bun­
desausscheidungen 1980 im 
Internationalen Jugend­
feuerwehr-Leistungsbewerb 

Die 111. Internationalen Jugendfeuer­
wehr-Leistungs bewerbe des CTIF finden 
1981 statt. Hierzu kann der Deutsche 
Feuerwehrverband 2 Wettkampfgruppen 
benennen und entsenden. Aufgrund 
des bestehenden Interesses deutscher 
Jugendfeuerwehren an diesen Wett­
kämpfen finden Ausscheidungswett­
kämpfe auf Bundesebene statt, um 
die 2 besten bundesdeutschen Mann­
schaften zu ermitteln. 

1 .0 Die Bundesausscheidungswett­
kämpfe in Hannover finden 

am Samstag , den 14. Juni 1980, statt. 

Beginn: 14 Uhr. 

Der Austragungsort in Hannover wird 
den teilnehmenden Gruppen rechtzeitig 
mitgeteilt. 

1.1 Ein offizieller Trainingstag für die 
Wettkampfgruppen ist nicht angesetzt. 

1.2 Zur Durchführung der Bundesaus­
scheidungswettkämpfe durch den Deut­
schen Feuerwehrverband wird ein Wett-
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kampfausschuß und ein Kampfrichter­
stab gebildet. Verantwortlich für die 
Durchführung ist der Fachgebietsleiter 
" Wettkämpfe" der Deutschen Jugend­
feuerwehr. 

2.0 Der Verteilerschlüssel richtet sich 
nach dem Beschluß des Deutschen 
Jugendfeuerwehrausschusses: 

je Bundesland 2 Wettkampfgruppen 
der Jugendfeuerwehren. 

Sollten einzelne Mitgliedsverbände die 
zustehende Zahl an Wettkampfgruppen 
nicht in Anspruch nehmen, sind diese 
auf andere Mitgliederverbände des 
DFV nicht übertragbar. 

3 .0 Als derzeit gültige Wettkampford­
nung für die Internationalen Jugend­
feuerwehr-Leistungs bewerbe gilt die 
Drucksache 14.03, Ausgabe 79/07 . 

3.1 Für die Altersbewertung bei der 
Bundesausscheidung in Hannover gilt 
als Stichtag der 14. Juni 1980. 

4.0 Die Anmeldung der Wettkampfgrup­
pen zu den Bundesausscheidungswett­
kämpfen hat von den Mitgliedsverbän­
den des DFV bis zum 31 . März 1980 
bei der Bundesgeschäftsstelle des 
Deutschen Feuerwehrverbandes (Bonn) 
zu erfolgen. 

4.1 Aufgrund dieser Anmeldung durch 
die Mitgliedsverbände erhallen die 
Wettkampfgruppen die notwendigen 
Anmeldeunterlagen zugesandt. Die 
Startreihenfolge wird vorher ausgelost 
und den Wettkampfgruppen mitgeteilt. 

5.0 Die Kosten für die Teilnahme an 
den Bundesausscheidungswettkämpfen 
in Hannover und an den 111. Internatio­
nalen Jugendfeuerwehr-Leistungsbe­
werben 1981 gehen jeweils zu Lasten 
der teilnehmenden Wettkampfgruppen . 
Mit einer Zuwendung aus Mitteln des 
Deutschen Feuerwehrverbandes bzw. 
der Deutschen Jugendfeuerwehr oder 
der Bundesregierung kann nicht ge­
rechnet werden. 

6 .0 Schlußbestimmung 
Diese Ausschreibung wurde vom Deut­
schen Jugendfeuerwehrausschuß in 
seiner Sitzung am 10. März 1979 in 
Kempten beschlossen. 

Deutsche Feuerweh .... Skilang­
laufmeisterschaft 
1. und 2. März 1980 Schonach 

Der Deutsche Feuerwehrverband veran­
staltet am 1. und 2. März 1980 in Scho­
nach im Schwarzwald die erste deut­
sche Feuerwehr-Skilanglaufmeister­
schaft. 
Ausrichter: 
Landesfeuerwehrverband Baden-Würt­
temberg 

58 

Organisation: 
Freiwillige Feuerwehr Schonach und 
Skiclub Schonach. 

Wettbewerbe: 
1. Leistungslauf über 12 km in den 
Klassen 
Senioren 
AlterskI. 1 
AlterskI. 2 
AlterskI. 3 
Frauen 

18-30 Jahre 
30-40 Jahre 
40-50 Jahre 

über 50 Jahre 

2. Leistungslauf Jugendfeuerwehr über 
6km 

3. Staffellauf 4 x 10 km 
Der Staffellauf ist auf 100 Staffeln be­
grenzt. 

4. Prominentenlauf über 12 km mit 
feuerwehrtechnischer Einlage. 

5. Volkslauf über 20 km mit Massen­
start. 

Teilnahmeberechtigt: 
Alle Angehörigen der Feuerwehren 
der Bundesrepublik Deutschland . 

Alle Teilnehmer erhalten Plaketten und 
Urkunden. Für die Leistungsläufe und 
den Staffellauf werden Wanderpckale 
und Sachpreise ausgesetzt. - Dieser 
Voran kündigung folgt im September 
1979 die offizielle Ausschreibung . 

Albert Bürger, Präsident 

Deutsches Feuerweh .... 
Museum 

Das Deutsche Feuerwehr-Museum 
in Fulda konnte im Frühjahr 1977 eine 

Halle als erste Bauphase der Offentlich­
keit übergeben. Dort sind vorerst Groß­
geräte ausgestellt. In dem Alten Stadt­
schulbau, dem Museumsbau im Stadt­
zentrum, sind vorerst noch kleinere 
Geräte und Handfeuerlöscher ausge­
stellt. 

War bislang schon das Interesse an 
den ausgestellten Zeugnissen des 
Feuerwehrwesens erfreulich, so ist der 
Besuch durch den Neubau der Halle 
deutlich gestiegen. Wegen dieses Inter­
esses sind in der Zeit von Mai bis Sep­
tember Offnungstage und -zeiten einge­
richtet worden. Das Museum ist mit 
seinen beiden Abteilungen an folgenden 
Tagen zu besichtigen : 

Mittwoch 14-16 Uhr, 
Samstag 10-12 Uhr und 14-16 Uhr 
sowie an Sonn- und Feiertagen von 
10-12 Uhr und 14-16 Uhr. 

Es wird ein Eintritt erhoben, der bei 
Gruppen ab 10 Personen reduziert 
ist. (Erwachsene 1 ,SO DM, als Gruppe 
1 ,- DM pro Person, Jugendliche - ,75 
DM, in einer Gruppe - ,50 DM.) 

Feuerwehren, die als Gruppen nach 
Fulda kommen, werden gebeten - wenn 
möglich - die angegebenen Zeiten zu 
nutzen . Neben einer modernen Haupt­
stützpunkt-Feuerwehr hat Fulda und 
seine Umgebung zahlreiche, kulturhisto­
risch bedeutsame Kostbarkeiten aufzu­
weisen , die einen Besuch lohnen . 

Anmeldungen an die Feuerwehr Fulda. 

STELLENANZEIGE 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
sucht zur Entlastung seines Bundesgeschäftsführers einen 

SACHBEARBEITER 

für eine sofortige oder spätere Einstellung. 

Gesucht wird ein kontaktfreudiger. dynamischer und verantwor­
tungsbewußter Mitarbeiter, der in der Lage sein muß, nach 
Einarbeitung Sachgebiete aus dem Verwaltungsbereich und 
technischem Bereich selbständig zu bearbeiten . 

Erwartet wird die 11. Verwaltungsprüfung oder eine gleichge­
stellte berufliche Abschlußprüfung. Eine Mitgliedschaft bei der 
Feuerwehr ist erwünscht, jedoch keine Voraussetzung. 

Geboten werden eine Vergütung nach BAT sowie die im öffent­
lichen Dienst üblichen Sozialleistungen. Eine interessante Tä­
tigkeit im kleineren Team und ein moderner Arbeitsplatz in 
den neuen Räumen unserer kürzlich neu bezogenen Bundes­
geschäftsstelle in Bonn-Bad Godesberg. 

Bewerbungen mit üblichen Untertagen werden erbeten bis 
20. Juli 1979 an : 

Deutscher Feuerwehrverband 
z. Hd. des Bundesgeschäftsführers 

Koblenzer Slraße 133, 5300 Bonn 2, Tel. 02221/ 331093 



DLrG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Bundespräsident Walter Scheel verlieh Prof. Dr. Josef N. Schmitz das Bundesverdienstkreuz 

Zum Verfassungstag am 22. Mai 1979 
hatte Bundespräsident Walter Scheel 
den Präsidenten der DLRG, Prof. J. 
N. Schmitz, nach Bonn eingeladen und 
ihm das Verdienstkreuz Erster Klasse 
des Verdienstordens dei Bundesrepublik 
Deutschland ve~iehen . Die Ehrung 
erfolgte in Anerkennung der Tätigkeit von 
Prof. Schmitz in der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft und als 
Sportpädagoge. 

Zusammen mit dem DLRG-Präsidenten, 
der vom Präsidialvertreter der DLRG 
in der Bundeshauptstadt, Vizepräsident 
Jan Schmitz, begleitet wurde, erhielten 
namhafte Persönlichkeiten aus Politik 
und Kultur den Verdienstorden der Bun­
des re publik in einer Feierstunde in der 
Bad Godesberger Redoute, so u. a. 
die Ministerpräsidenten von Baden­
Württemberg und Niedersachsen, der 
Berliner Regierende Bürgermeister und 
der Schauspieler Paul Dahlke. 

Da viele DLRG-Mitglieder die Berichter­
stattung über die Ordensverleihung 
im Fernsehen mitverfolgt hatten, gingen 
schon am nächsten Tage zahlreiche 
Glückwünsche bei Prof. Schmitz ein. 

Sicherung der Regatta 
"generalstabsmäßig" geplant 

Wie alle Jahre waren zu Pfingsten wie­
der rund hundert Segler aller Klassen 
auf der traditionellen Regatta am unte­
ren Rheinlauf unterwegs, diesmal von 
Köln-Porz bis Wesel. Drei Tage dauerte 
die Kür, bis die Sieger der diesjährigen 
" Rheinwoche" feststanden . Für die 
nordrheinische DLRG war die Sicherung 
dieses Unternehmens wieder Gegen­
stand einer Art Generalstabsplanung, 
in der sowohl eine schwimmende Leit­
stelle als vor allem auch alle Anrainer­
Bezirke und -Ortsgruppen mit ihren 
Rettungsbooten , Stationen und Land­
fahrzeugen einsatzmäßig eingeteilt wer­
den mußten. 

Dreißig "schwimmende Einheiten" wa­
ren im rollierenden Einsatz, drei BOOle 
liefen die ganze Strecke mit durch; 
16 Landstationen leisteten Beobach­
tungshilfe, und an besonders problema­
tischen Stromstrecken fuhren Einsatz­
wagen am Ufer mit zu Tal. Vom Siche­
rungsleitboot " Rheinadler" aus wurde 
der Einsatz ausschließlich uber Funk 

geleitet: Die in ihre Bereitstellungen 
beorderten Boote der verschiedenen 
DLRG-Gliederungen meldeten sich 
über Funk an, wurden über Funk ins 
Regattafeld eingewiesen, gaben über 
Funk laufend Positions- und Beobach­
tungsmeldungen ab und wurden per 
Funk auch wieder aus der Sicherung 
entlassen. So lief der Sicherungseinsatz 
wie eine dreitägige Katastrophenschutz­
übung ab. 

Zum Einsatz kamen einige aus dem 
Sicherungsgeleit unverzüglich vorüber­
gehend abgestellte Boote schon kurz 
nach Regattastart in Köln, als ein Sport­
boot, das an der Regatta nicht beteiligt 
war, bei voller Fahrt umschlug und einer 

: der Insassen nicht wieder auftauchte; 
die Suche nach dem Vermißten mußte 
nach einer dreiviertel Stunde erfolglos 
abgebrochen werden. Harte Nervenpro­
ben hatten alle Regattateilnehmer und 
die DLRG-Bootsbesatzungen in den 
wiederholt eintretenden fast völligen 
Flauten bei hochsomme~ichen Hitze­
graden zu bestehen, die auch den Ret­
tungstauchern an Bord des schnellen 
und großen Rettungsbootes " Stadt 
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Bonn" arg zu schaffen machten. Kurz mannschaften zu 51 Einsätzen ausfah- Nach Grußworten des DLRG-Präsidiat-
vor Schluß der Regatta wühlte dann ren. Oft seien es unertahrene Wasser- beisitzers und Sachgebietsleiters Bun-
noch vor Wesel ein Gewittersturm mit sportler, die mit ihren manchmal viel deswehr und uniformierte Verbände, 
peitschendem Regen Wogen und Segler zu kleinen Booten in Seenot gerieten Heinz-Günter Meyer-Kirschner, und 
durcheinander - bei Sichtverhältnissen und geborgen werden müßten. Bei star- des Vorsitzenden Marine des Bundes-
von zeitweise weniger als 200 Metern. kem Schiffsverkehr auf dem Rhein sei wehr-Verbandes, Günther Bierwirth, 

Der als Einsatzleiter der Sicherung dies nicht immer einfach und erfordere würdigte DLRG-Vizepräsident Jan 

fungierende Bootswart des DLRG-Lan- viel Umsicht und Erfahrung der DLRG- Schmitz die erheblich venmehrte Teil-

desverbandes Nordrhein, Gunter Zim- Leute. nahme von Bundeswehr-Einheiten am 

mermann, Bonn, zeigte sich bei einer Für die Einsätze stehen der DLRG- Wanderpokalwettbewerb und hob her-

ersten Manöverkritik zufrieden mit der Gruppe Biebrich-Amöneburg insgesamt vor, daß Lebenerhalten auch letzter 

Einsatzfähigkeit der Boote und dem drei Boote zur Verfügung. Neben dem Sinn im soldatischen Bereich sei. Ge-

Einsatzwillen ihrer Besatzungen sowie Arbeitsboot sind die zwei Rettungs- meinsam mit Günther Bierwirth über-

der Landstationen und der dortigen schnellboote, die auch als Mehrzweck- reichte er Pokale und Urkunden. An-

Helfer. LV-Leiter Jan Schmitz, und am boote in den friedensmäßigen Katastro- schließend gab der Beauftragte für den 

Pfingstsonntag auch der Präsident der phenschutzdienst mit einbezogen wer- Wettbewerb bei der Bundeswehr, Major 

DLRG, beobachteten den Venauf des den, einsatzbereit. Eines der Schnell- Weichert, einen Überblick über den 

Sicherungseinsatzes an Bord des boote ist mit 85 PS und das andere Verlauf der Aktion in den vergangenen 

" Rheinadler"; Präsident Prof. Schmitz mit 115 PS bestuckt. Beide Boote errei- Jahren. 

zollte vor allem der Souveränität und chen bei Noteinsätzen beachtliche Ge- Bei einer zwanglosen Aussprache ergab 

Geduld des Funksprechers auf dem schwindigkeiten. sich eine Reihe von Anregungen für 

Leitboot, Winfried Hartmann, Bonn, Die Biebricher Rettungsstation, die für die Intensivierung des Wettbewerbs. 

seine Anerkennung. die Saison einen neuen Anstrich erhal- Unter anderem wurde der Wunsch laut, 

Die aus dem diesjährigen Einsatz ge- ten hat, soll in absehbarer Zeit auch daß künftig auch die nachplazierten 

wonnenen Erkenntnisse werden wahr- die geplanten Garagen für ihre Fahr- Teilnehmer mit Pokalen und Urkunden 

scheinlich dazu führen, daß In Zukunft zeuge erhalten. Erster Vorsitzender bedacht werden sollten. 

noch mehr als nur drei RettungSboote Günter Walter hofft, daß mit der not-

die gesamte Regattastrecke über drei wendigen Erweiterung noch 1979 be- Benefizplatte für die DLRG 
Tage hin mitlahren werden. Darüber gonnen werden kann . Außer drei Gara-

wird aber erst zu Anfang des nächsten gen soll auch ein Schulungsraum für In Kürze wird eine neue DLRG-Benefiz-

Jahres entschieden werden können . Bootsführer und Funker entstehen , platte erscheinen. Sie trägt den Titel 
der dem gesamten Landesverband " Günter Noris spielt für die DLRG". 
zugute kommt. Der erste Bauabschnitt Für diese Instrumental-Langspielplatte 
der Rettungsstation am Biebricher hat Gunter Noris seine besten Aufnah-

Die DLRG ist künftig noch Rheinufer war 1973 fertiggestellt men zusammengestellt. Oie Platte , 
schneller worden. zu der auch eine entsprechende Kas-

Nachdem die DLRG Biebrich-Amöne-
sette herausgegeben wird, wird vom 
Präsidium der DLRG in Zusammen ar-

burg in ihrer Rettungsstation am Biebri- Pokale für die erfolgreichen beit mit einer Schallplattenfirma angebo-
eher Rheinufer bereits Ostern wieder Bundeswehr-Einheiten ten. Beides ist bei jeder DLRG-Gliede-
den Notdienst eingerichtet hat, wurde rung oder bei der Bundesgeschäftsstel-
nun mit dem regelmäßigen Wachdienst In einer Feierstunde im Hause des Bun- le, 4300 Essen, Alfredstr. 73, erhältlich. 
begonnen. In den Sommermonaten deswehr-Verbandes in Bann wurden Den Reinerlös will die DLRG für den 
wird an jedem Wochenende - samstags die Sieger des Wanderpokal-Wettbe- Ausbau ihres Rettungswachdienstes 
von 13 bis 18 Uhr und sonntags von werbs 1978 geehrt, der von DLRG und und für die Ausbildung verwenden. 
9 bis 18 Uhr - die DLRG-Station be- Bundeswehr-Verband gemeinsam aus-
setzt sein. geschrieben ist und die Leistungen 

Wie jede DLRG-Tätigkeit wird auch von Bundeswehr-Einheiten in der Aufgaben 
dieser Wach- und Bereitschaftsdienst Schwimm- und Rettungsschwimm-Aus-

ehrenamtlich geleistet. 40 Aktive haben bildung würdigt. Die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell-

sich zur Verfügung gestellt, unter ihnen Jahressieger in den drei Bundeswehr- schaft (DLRG) betreibt Wasserrettung 

zahlreiche Jugendliche. Verantwortlich Gruppen waren 1978: seit 1913, Mitwirkung im Katastrophen-

fur den ordnungsgemäßen Ablauf des Gruppe Einsatzeinheiten: schutz seit 1975, freiwillige, gemeinnüt-

Wachdienstes ist der zweite Vorsitzende 1. 5.1PiBti 13, Stade zige, ehrenamtlich wirkende Organ isa-

Günther Reitz gemeinsam mit dem 2. PzJgKp 60, Stadtallendorf tion. 

Technischen Leiter Wolfgang Pausch. 3. Topographiebat. 601, Rendsburg Aufgaben: 
Organisation und Durchfuhrung örtlicher 

Die Biebricher DLRG ist voll mit Funk Gruppe Ausbildungseinheiten : und überörtlicher Wachdienste in und 
ausgerustet und steht neuerdings mit 1 . I.Insp. KTS I, Hammelburg auf dem Wasser, Schaffung und Förde-
der Leitfunkstelle Rhein-Taunus In Ver- 2. InstAusKp 3/ 12, KLJlsheim rung aller Einrichtungen und Maßnah-
bindung. Dadurch sind Noteinsätze 3. Insp. Marineküstendienstschule, men gegen den Ertrinkungstod, Aus-
noch schneller als bisher durchführbar. Grossenbrode und Fortbildung der Bevölkerung im 
Daß dieser Aufwand gerechtlertigt ist, Gruppe IImler und vergl. Dienststellen : Schwimmen und Retten. Hilfe bei Kata-
zeigt laut der Aktiven die Bilanz vom 1. Gerätedepot, Obertshausen strophenfällen. 450000 Mitglieder in 
letzten Jahr. 2. Bereichsfernmeldeführer, Kötn 2400 örtlichen Gliederungen, die in 
Nach Angaben des ersten Vorsitzenden 3. Bundeswehrkrankenhaus, 14 Landesverbanden zusammenge-
Günter Walter mußten die Rettungs- Bad Zwischenahn schlossen sind . 
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ds Der Selbstschutz wie der Katastrophen- strinen. Die Stadt weigert sich, jene 
'\ 

schutz scheiterte aber immer wieder 28 von 32 Mannheimer Bunkeranlagen 
an "zu viel Administration" ... zu übernehmen, die noch nicht ABC-si-

cher ausgebaut sind. Grund für die 

Bergstollen als Garage 
Bundesvermögensstelle, den städti-
schen Zivilschützern den Zutritt zu den und Schutzraum 
Bunkern zu verweigern. "Eine groteske 

pr8SS8S0HOU MöglicheIWeise wird Sonthofen bald Situation", meinte der Vorsitzende des 

über eine sehr moderne Schutzraum· Bürgervereins, Bernd Siegholt, zu dem 

D8S in lOnDS anlage verfügen, wenn Pläne verwirk· Schlüsselstreit. Aber auch von den 

licht werden, die eine Mehrzweck- vier atomar, biologisch und chemisch 

Einmal monatlich ABC-Alarm anlage in einem Bergstollen vorse- (ABC) sicher ausgebauten Bunkem 

hen. Die Vorschläge kommen aus könnte nach seiner Befürchtung im 

Selbstschutz und Katastrophen- der SPD-Ratsfraktion, der Bauaus- ErnsHall keiner bezogen werden , weil 
bis heute das notwendige Bedienungs-

schutz scheiterten oftmals an zu schuß hat bereits zugestimmt. 
personal für diese Anlagen fehlt. Gegen 

viel VelWaltung, beklagte sich ein Demnach sollen für ... Mehrfamilien- solche Mängel im Katastrophenschutz 
für den Zivil- und Katastrophen- häuser, ... für deren Bau der Ausschuß will nun eine Bürgerinitiative angehen. 
schutz zuständiger Sachbearbeiter jetzt grünes Licht gab, 80 Parkplätze Seit der Gründung im Februar sind 
der Stadt Ansbach. Jedoch einmal in einem Stollen des Berges geschaffen bisher rund 25 Mannheimer in den Bür-
im Monat werde fü r d ie drei Beobach- werden. Gleichzeitig werden sie einen gerverein "Zivilschutz" eingetreten, 
tungsposten in Ansbach-Stadt und Schutzraum für 2000 Personen bieten. um sich mit diesem "unpopulären und 
-Land ABC-Probealarm ausgelöst. Diese Anlage sol l der erste Bauab- kostenintensiven" Thema zu beschäfti-
. . . Der Ansbacher ABC-Schutz ist sehn in für eine Tunnel-Unterführung ... gen. Die Mitglieder scheuen SK:h nicht, 
zudem nur auf den Verteidigungsfall sein, an dessen Ende weitere unterirdi- der Stadtverwaltung ungenügende 
eingestellt und unterhält in Stadt- und sehe Parkplätze errichtet werden kön- Schutzmaßnahmen vorzuwerfen. So 
Landkreis drei Beobachtungsposten. nen. Im Endausbau würde dann ein fehlt es nach ihrer Ansicht in den Mann-
Insgesamt hat der Bund zwölf ABC- Zivilschutzraum für insgesamt 10 000 heimer Bunkern an Duschen, um bei 
Schutz-Heller bewilligt und gibt für sie Menschen entstehen - also für die einer Nuklearkatastrophe verseuchte 
auch die nötigen Zuschüsse. Diese Hälhe der Sonthofener Bevölkerung. Partikel von der Haut zu waschen. Le-
Männer müssen sich in der Regel für " Aus Mitteln für den Zivilschutz gibt bensmittel und Medikamente seien 
zehn Jahre verpflichten, da sie die Ar- es hohe Zuschüsse vom Bund, so daß ebensowenig eingelagert wie Sauer-
beit im Katastrophenschutz als Ersatz die Realisierung unserer Pläne im Be- stoffliasehen oder wichtige Meßinstru-
für ihre Bundeswehrzeit gewählt ha- reich des Möglichen liegt", betonte Sont- mente. 
ben ... Jeder ABC-Schutz-Helfer erhätt hofens Bürgermeister Karl Blaser. Der 
im Laufe seiner Ausbildung viele Infor- Bauträger, der die ... Eigentumshäu- · .. fehlt es auch für die rund 90 Mann-

mationen und bekommt mehrere Semi- ser ... erstellt, hat der Stadt bereits heimer Notwasserbrunnen an Bedie-

nare angeboten , die seinen Wissens- zugesagt, daß er sich mit der Summe, nungspersonal. So hat es die Stadt 

stand vergrößern sollen. die er durch den Wegfall der Tiefgara- nach Ansicht des Zivilschutz-Vereins 

... Die Katastrophenschutzleitung in gen einspart, an den Kosten für die versäumt, in der Nähe solcher Brunnen 

der Stadt Ansbach liegt in den Händen Stollen-Garage am Fuße des Berges wohnende Bürger entsprechend auszu-

von OB Dr. Ernst-Günther Zumach. beteiligen will. Von diesem Stollen soll bilden ... Die ersten Notwasserbrunnen 

Bei ihm laufen alle Meldungen zusam- ein Aufzug zu den Wohnhäusern nach wurden in Mannheim bereits 1968 ge-

men, er gibt den Führungskrähen Hand- oben führen ... baut. Ohne Bedienungspersonal 
aber ... kann im ErnsHall keiner der 

lungsdirektiven. Ansprechpartner sind Die Kosten für den ersten Bauabschnin, 
Brunnen genutzt werden. Selbst-

das Wetteramt, das alle sechs Stunden bei dem die 80 Stellplätze und das schutz-Berater sollen nach dem Willen 
die neueste Lage durchgibt, das Warn- erste Tei lstück des Tunnels entstehen, des Gesetzgebers der Zivi lbevölkerung 
amt, die Bundeswehr, Nachbarorgani- werden auf 4,8 Millionen Mark ge- helfen, eine Katastrophe zu überste-
sationen in Neustadt a. d. Aiseh, Nüm- schätzt. 

hen ... " In Mannheim", so stellt Bernd 
berg, Weißenburg, Fürth und Erlangen, (Allgäuer Zeitung , Kempten) 

Siegholt vorwurfsvoll fest, " gibt es Sol-
die Beobachtungsposten der Stadt Ans- ehe Selbstschutz-Fachleute nicht." 
bach sowie der Zivilschutzstab unter 
dem Oberbürgermeister. Schutzraumtüren im Ernstfall · .. Um selbst stets umfassend infor-

Diese Arbeit und Informationsaustausch verschlossen? miert zu sein, wurde eine Arbeitsgruppe 

bleiben dem Bürger allerdings noch eingerichtet, die das gesamte Informa-

vollkommen unbekannt. Er erfährt erst Pannen im Ernstfall werden In Mann- tionsmaterial zum Thema Zivilschutz 

von einer Gefahr durch das Heulen heim befü rchtet, weil die Schlüssel sichten und auswerten soll. 

der Sirenen. zu den vorhandenen Bunkeranlagen · .. " Warum die Stadt die Möglichkeit 
Der Selbstschutz wird in Ansbach eben- nicht verfügbar wären. Die für den versäumte , bei der Neugestaltung des 
falls kleingeschrieben, vor allem weil Zivilschutz zuständige StadtvelWal- Marktplatzes mit verhältnismäßig gerin-
er personell nicht durchführbar ist. Bei tung hat nicht einmal einen Reserve- gen Mitteln einen Schutzraum tür Tau-
der Bevölkerung ... bestehe auch kein schlüssel, we il die Schlüssel zu den sende von Bürger zu bauen", ist eine 

großes Interesse daran . Er - so der meisten Anlagen die Bundesvermö- der Fragen aus dem Mängelkatalog 
Sachbearbeiter - habe die Idee gehabt, gensstelle unter Verschluß hält. des Zivilschutz-Vereins, die er Stadträ-
den Selbstschutz mit Hil fe prominenter ... Wieder einmal wird um Zuständig- ten und Verwaltung vorhalten wird. 
Persönlichkeiten attraktiver zu gestalten. keiten gerangelt und um Pflichten ge- (Die Rheinpfalz, Ludwigshafen) 
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pr8SS8 S0HOU 
D8S OUSlonDS 

AuhMendungen für den 
Bevölkerungsschutz 

I VÄESTÖNSUOJELULEHTI ' I 

Schüler graben Luftschutz­
Tunnel 

Journalof 
CIVIL DEFENSE 

Die Rote-Garde-Grundschule hat etwa 
1400 Schüler und 79 Lehrer. Man hatte 
uns darauf hingewiesen, daß die Schü­
ler dieser Schule in Dairen ebenfalls 
am Tunnelbauprogramm und an ande­
ren Zivilschutzmaßnahmen beteiligt 
seien. Auf das, was wir dann zu sehen 
bekamen, waren wir allerdings nicht 
vorbereitet. Nach der üblichen Vorstel­
lung hielt uns ein 12jähriges Mädchen 
einen Vortrag uber den SChutztunnel, 
den die Schüler der Schule selbst ge­
graben hatten. Mit der Arbeit wurde 
im Jahre 1964 begonnen, inzwischen 
ist der Tunnel über eine Meile lang. 

Die Bedeutung des Bevölkerungsschut- Zu Beginn der Ausgrabungsarbeiten 
zes ist in den letzten Jahrzehnten immer traten _ so das Mädchen _ allerhand 
größer geworden, das hängt mit der Schwierigkeiten auf. Man vertugte über 
Weiterentwicklung der verschiedenen keinerlei technisches Wissen - also 
Massenvernichtungsmittel zusammen. fragte man die Arbeiter und die Solda-
Daraus folgert, daß auch die Zivilbevöl- ten um Rat. Das Werkzeug brachten 
kerung weit von der eigentlichen Front die Schüler von zu Hause mit - Schau-
entfernt geschützt werden muß. Abge- fein und Pickel. 
sehen davon ist es auch notwendig, Die Arbeit am Tunnel wirkte sich auch 
gewisse Schutzmaßnahmen für Kata- auf das schulische Programm aus. 
strophenfälle zu treffen , die der Zivilbe- Neues Lehrmaterial tauchte auf, Zeich-
völkerung im Frieden drohen können. nungen wurden hergestellt, mathemati-
In solchen Fällen ist die Mitarbeit der sche Probleme des Baues im Mathema-
Zivilbevölkerung ertorderlich. Vor die- lik-Unterricht gelöst. In den Unterrichts-
sem Hintergrund ist die Tätigkeit des fächern , die zur Gesundheitslehre zäh-
freiwilligen Bevölkerungsschutzes zu len, lernten die Schüler, wie man Unge-
sehen, die seit über 50 Jahren geleistet ziefer bekämpft und was es mit der 
wird und erst spät eine gesetzliche chemischen Kriegsführung auf sich 
Regelung fand. Die finnische Bevölke- hat. 
rungsschutz-Organisation hat in dieser 

Geplante Änderungen 
im Schutzraumbau 

aVILT FÖRSVAR 
Das Reichsamt fur Zivilverteidigung 
ist damit befaßt, neue technische Vor­
schriften für Schutzräume auszuarbei­
ten. Die gegenwartig geltenden techni­
schen Vorschriften für Normalschutz­
bauten wurden Anfang 1974 genehmigt. 

Seither wurden die Kriterien für die 
Erstellung von Schutzräumen durch 
das Zivilverteidigungsgesetz wesentlich 
geändert. 

Die Pflicht des Gebäudeeigentümers, 
Schutzräume für den eigenen Bedart 
herzustellen, entfällt; sie wird durch 
eine kommunale Schutzraumplanung 
ersetzt. Die neue Planung beinhaltet, 
daß zur Vertügung stehende Schutz­
räume optimal genutzt werden sollen: 
die Neueinrichtung von Schutzräumen 
richtet sich nach dem kommunalen 
Schutzraumplan, wonach Schutzräume 
in besonders geeigneten Gebäuden 
errichtet werden saHen. 

Weil diese Schutzräume normalerweise 
mehr als den eigenen Bedart decken, 
soll derjenige, dem die Errichtung von 
Schutzräumen auferlegt wird, eine Ent­
schädigung für die Mehrkosten erhalten, 
die durch den Bau des Schutzraumes 
verursacht werden. Die Mittel hiertür 
werden aus dem Staatshaushalt zur 
Vertügung gestellt. 

Zeit Bemerkenswertes geleistet; erst Im fertiggestellten Teil des Tunnels 
waren unterirdische Klassenräume in 

recht nach der Gründung der Bevölke- Die Schutzräume sollen eine einheitliche 
. . seitwärts ausgearbeiteten Erweiterungen rungsschutz-Abteilung im Innenmlnlste- Qualität erhalten und gegen Brand, 

Untergebracht. Die Eingänge zum Tun-
rium. Trümmer, SplitteIWirkung und Spreng-nel führten von einem Hügel aus in 
DI·e heute durchgeführte Schulung der All d· d· I wirkung Schutz gewähren. Sie müssen das Innere. er Ings waren le nnen-
Bevo·· lkerung ist - obwohl der Bevölke- rb · d· L f h t . h mit Luftreinigungsanlagen ausgestattet a elten leses u tsc u zsystems nlC t 
rungsschutz die Aufgabe der öffentli- in der Weise vollendet handwerklich sein. Die gemäß diesen Vorschriften 
chen Hand ist - kaum ohne die Hilfe errichteten Schutzräume gewähren gestaltet, wie wir das von anderen An-
dl·eser Organisation mog·· lich. Ein h k W·· h d auch einen gewissen Schutz gegen lagen er annten. a ren unserer 
Schwerpunkt II·egt darin, daß el·ne solche h .. T I d radioaktive Niederschläge und lang Anwesen elt Im unne system wur en 
Ta·· tl·gkel·t unbu·· rokratischer durchgeführt anhaltende Stoßwellen. Es ist anzustre-uns milililrische Ausbildungslehrgänge 
werden kann. Darum ist es unbedingt W ff f · h ben, daß diese Räume weitgehend der Kinder an a en vorge u rt. 
ertorderlich, die Unkosten, die hier eine friedens mäßige VelWendung finden 
durch die Erledigung der Aufgaben , Den bei weitem größten und umfang- können. Sie sollen in solchen Räumen 
die normalerweise den Behörden oblie- reichsten Tunnelkomplex sahen wir vorgesehen werden, die normalerweise 
gen, entstehen, in voller Höhe vom am anderen Tage an einer anderen in dem Gebäude geplant waren . Erst 
Staat wieder ersetzt werden. Der freiwil- Stelle Dairens; in ihm war ein komplet- wenn dieses nicht möglich ist, können 
lige Bevölkerungsschutz kann seine tes Warenhaus untergebracht. die Schutzräume auf andere Weise 
Aufgaben nur dann im umfassenden (Aus einem Bericht des US-Kongreß- gebaut werden. Aber auch dann ist 
Sinne erfüllen, wenn er weite Kreise mitgliedes G. William Whitehurst nach Wert darauf zu legen, daß eine frie-
der Bevölkerung ertassen kann . einem Besuch in China) densmäßige VelWendung möglich ist. 

(Helsinki, Nr. 7/8 - Jahrg. 44) (Starke/Florida, Vol. X, Nr. 1) (Stockholm, Nr. 4/1978) 
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Feuerlöscher sind 
rostgefährdet 

Genauso wie Feuchtigkeit und Streusalz 
ungeschützten Karosserieteilen mit 
Rostfraß schaden, so sind auch die 
roten Feuerschützer gefährdet, die 
ständig im Freien hängen. Besonders 
trifft das für die Geräte zu, die bei jedem 
Wetter an Lkws und Tankwagen über 
die Straßen mitfahren. Splitt und Stein­
schlag zerstören den schützenden Lack, 
der Rostfraß beginnt. Eine " angefresse­
ne" Schweißnaht reicht, um den Feuer­
löscher mit seinem Innendruck von 
15 bar undicht und damit wirkungslos 
werden zu lassen. Böse, wenn das 
erst im Ernstfall entdeckt wird' 

Die Überprüfung von Feuerlöschern 
an Lkws, die gefährliche Ladung trans­
portieren, muß daher auch jährlich erfol­
gen! 

Neuerdings gibt es aber auch rostsi­
chere Feuerlöscher, sogenannte " Lang­
zeitlöscher", die aus Edelstahl herge­
stellt sind . Bei diesen robusten Geräten 
ist man die Sorge mit dem Rost los 

und kann auch auf die Anbringung von 
Schutzhauben verzichten. Diese ständig 
aufgeladenen Sicherheitslöscher sind 
zudem sofort einsatzbereit, ohne daß 
separate Treibgasflaschen geöffnet 
werden müssen. 

Leichte 
Gewebedruckschläuche 

Es ist ein neuer Feuerlöschschlauch 
auf dem Markt, der ca. 30 % weniger 
als konventionelle Schläuche wiegt. 
Neben dem geringeren Gesamtgewicht 
gibt der Hersteller noch folgende weitere 
Vorzüge und werkstoffabhängige Eigen­
schaften an: 

Geringer Rollendurchmesser, hochver­
schleißfest, hydrolysebeständig, resi­
stent gegen Mikroben- und Pilzbefall , 
gute Chemikalienbeständigkeit, hohe 
Drucksicherheit und -belastbarkeit nach 
DIN 14811 , lange Lebensdauer, beste 
Gebrauchstüchtigkeit auch bei tiefen 
Temperaturen u. v. a . m. 

Der neue Werkstoff, aus dem der 
Schlauch gefertigt ist, verbindet die 
hochwertigen mechanischen Eigen­
schaften mit der wirtschaftlichen Verar­
beitungstechnik von thermoplastischen 
Kunststoffen . Der außergewöhnlich 
dünne Innenschlauch, er ist nur 0,3 mm 
dick, ermöglicht bessere Raumausnut­
zung oder die Mitnahme von mehr 
Schläuchen auf dem Löschfahrzeug. 

Das leichtere Gewicht macht dem Feu­
erwehrmann den Einsatz leichter. Der 
Schlauch bietet einen günstigen Biege­
radius ohne knicken. Ein weiterer Vorteil 
dieses Schlauch-Typs ist die Flexibilität 
in der Kälte auch unter extremen Bedin­
gungen . Er wurde in einem Kühlhaus 
bei 30 Grad unter Null getestet. Das 
Ausrollen der Feuerlöschschläuche 
aus dem neuen Kunststoff war genauso 
problemlos wie bei normalen Außen­
temperaturen. Ein Feuerlösch­
schlauch-Hersteller führte einen zwei­
jährigen Verrottungstest mit dem neuen 
Schlauch durch. Ergebnis: Beste Alte­
rungs- und Mikrobenbeständigkeit, keine 
Veränderungen . 

Schock-Set 

Neu auf dem Markt ist ein Schock-Set 
zur Bekämpfung von Unfallschock oder 
Schock durch hohen Blutverlust bzw. 
Verbrennungen . Das Schock-Set ist 
komplett in einer einzigen Packung 

aus Styropor untergebracht. Es besteht 
aus: 

500 ml Infusionslösung 
1 Infusionsgerät mit 1 Venenpunktions 

kanüle 
2 Alkoholtupfern 
2 Pflasterfixierstreifen 
1 Venenstauer mit Klettverschluß 
zusätzlich auf Wunsch 1 Rettungsdecke 
zur Verhinderung von Aus- und Unter­
kühlung. 

Der Styroporbehälter schützt den Inhalt 
vor unterschiedlicher Wärmebeeinflus­
sung sowie vor mechanischer Beschä­
digung und sonstigen Einflüssen wie 
Staub und Nässe. 

Der Hersteller empfiehlt folgende Ver­
wendungsbereiche: Rettungsdienst 
und Krankentransport, Rettungshub­
schrauber, Feuerwehr, Polizei, Ärzte , 
Heilpraktiker, Privat-Pkw, Krankenhäu­
ser, Schiffe, Sanitätsstationen in der 
Industrie und bei Behörden, Flughäfen 
und Flugzeuge, Bergrettung, Katastro­
phenschutz, Automobilclubs und 
Schulen. 

Neue Vorschriften 
für Autofeuerlöscher 

In der Neufassung der DIN 14406 trägt 
der Fachnormenausschuß den Forde­
rungen der Fachleute und der Automo­
bi lclubs Rechnung, die Autofeuerlöscher 
mit nur 1 kg Pulver von jeher ablehnten. 

Am 26. Mai tritt diese Neufassung der 
DIN in Kraft , die zum einen eine Min­
destkapazität von 2 kg vorschreibt, 
zum anderen ein Prüfventil zur Druck­
kontrolle und die Nachfüllbarkeit der 
Geräte fordert. Eine stabile Halterung, 
laienfreundlich, einfache Bedienung, 
absolute Funktionssicherheit und hohe 
Löschleistung sind weitere Punkte, die 
ein guter Autofeuerlöscher erfüllen soll­
te. Es wird geschätzt, daß nur jeder 
zehnte deutsche Autofahrer einen Feu­
erlöscher mitführt. Nach Auffassung 
des AvD dokumentieren die alljährlich 
rund 50 000 Brandschäden, wie wichtig 
Autofeuerlöscher sein können . 
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Verbandlehre - ZDv 49/23 

Herausgeber: Der Bundesminister 
für Verteidigung 
- Inspektion des Sanitäts- und Ge­
sundheitswesens - 11 
Verlag E. S. Mittler & Sohn GmbH, 
Herford 

Das Handbuch, welches in der Bundes­
wehr als ZDv im Gebrauch ist, ist in 
erster Linie für die Ausbildung des Sani­
tätspersonals gedacht. Es werden alle 
Verbandformen behandelt, die der Sani­
tätssoldat kennen muß. 

Da man grundsätzlich davon ausgehen 
muß. daß hier eine Ausbildung vermittelt 
wird, die in einem tatsächlichen Anwen­
dungsfalle - also unter Zeitdruck und 
außergewöhnlichen Belastungen - sich 
bewähren muß, besticht die übersicht­
lichkeit des vermittelten Lehrstoffes . 
Sicher wird man ein in gleicher Weise 
übersichtliches und das Wesentliche 
zusammenfassendes Lehrbuch schwer 
finden. 

Einführend wird eine übersicht aller 
gebräuchlichen Verbandmittel gegeben, 
bevor die einzelnen Verbandarten er­
schöpfend behandelt werden. Für jeden, 
der sich entsprechende Kenntnisse 
aneignen will , eine ausgezeichnete 
Vorlage für praktische übungen. 

Retter ohne Ruhm 
Das Abenteuer 
der Seenothilfe 

Von H. G. Prager 
Köhle rs Verlagsgesellschaft mbH 
Herford 
3. überarbeitete Auflage 

Mit diesem ungewöhnlichen Buch will 
der Verfasser aufzeigen, warum See­
notretter durchaus die gleiche Aufmerk­
samkeit verdienen wie etwa Astronau­
ten. Hier wird die " Internationale der 
Rettungsmänner und SeenoHlieger" 
geschildert, jene " Brotherhood of the 
Sea". die bestenfalls dann einmal 
Schlagzeilen macht. wenn ein Boot 
nicht mehr vom Einsatz zurückkehrt. 
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Prager weiß, wovon er schreibt, hat 
er doch als freiwilliger Rettungsmann 
nicht weniger als sechsmal ein Bord­
praktikum absolviert und in Herbst­
und Winterstürmen seine Rettungsein­
sätze gefahren. 

Vielfältig sind die geschilderten Ret­
tungseinsätze, vielfältig auch die ange­
wendeten Methoden und das Gerät. 
Prager begnügt sich nicht mit der nur 
"interessanten" Darstellung, er bringt 
auch die technische Seite ins Blickfeld, 
nicht zuletzt durch eine reichliche Illu­
strierung seines Buches. 

Ein Register hilft der " Landratte" wie 
dem Fachmann, bestimmte Buchtexte 
aufzufinden. 

Rettungsdienst in Nordrhein­
Westfalen - Kommentar 

Von Biese I Jocks I Runde 
Mit ergänzenden Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften 
Deutscher Gemeindeverlag - Unter­
nehmensgruppe Kohlhammer, Köln 
- Hannover - Kiel - Mainz - München 

Die neue Organisation des Rettungs­
dienstes mit ihren Leitstellen, dem zen­
tralen Krankenbettnachweis, Rettungs­
wachen, Einsatzfahrzeugen, Rettungs­
hubschraubern und sonstigen Einrich­
tungen soll eine flächendeckende, für 
alle Betroffenen möglichst chancenglei­
che rettungsdienstliche Versorgung 
in Nordrhein-WesHalen sicherstellen. 

Oie zum Rettungsgesetz ergangenen 
Durchführungsvorschriften sind -
ebenso wie das Gesetz selbst - für 
viele Behörden der verschiedenen 
Ebenen von erheblicher Bedeutung. 
Dies trifft natürlich für alle Hilfsorgani­
sationen , Krankenhäuser - und für In­
dustrie- und Gewerbebetriebe 
hinsichtlich der Unfallhilfe - genauso zu . 

Der Kommentar ist für die Mitarbeiter 
in diesen Einrichtungen und Behörden 
gedacht. Sein umfangreicher Anhang 
und ein Stichwortverzeichnis erleichtern 
die Benutzung. 

Verbandlehre -
Ein Leitfaden für Arzthelfe­
rinnen, Krankenschwestern 
und Krankenpfleger 

Von Elisabeth Most und Norbert 
Kaiser 
Georg Thieme Verlag , Stuttgart 

Dieses Taschenbuch, aus der Lehrtätig­
keit in Fachklassen für Arzthelferinnen 

entstanden, berücksichtigt auch die 
Erfahrungen einer Kinderkrankenschwe­
sternschule der Universitätsklinik Kiel 
und einer Krankenpflegeschule. Es 
will dem Umstand abhelfen, daß selbst 
in der tägl ichen Praxis und an den Klini­
ken bereits ausgebildetes Personal 
nicht alle modernen Verbandverfahren 
beherrscht. 

Aus diesem Grunde wollen die Verfas­
ser ein Lehrbuch für die ständige Wei­
terbildung an die Hand geben. Verbän­
de, die nur in ganz seltenen Fällen 
von Spezialisten angelegt werden, sind 
deshalb nicht erwähnt. Wohl aber wird 
der Tatsache Rechnung getragen, daß 
der Arzt heute infolge ständiger überla­
stung auf die selbständige Mitarbeit 
seiner Helfer angewiesen ist. 

In einem besonderen Kapitel sind die 
Vorbereitungen zur Anwendung von 
Bewegungsschienen, Drahtextensionen 
und Lochstabgeräten dargestellt. 

Zahlreiche Skizzen und Abbildungen 
sowie ein Literaturverzeichnis ergänzen 
das Handbuch. Besonders interessant 
sind die untergliederten Fragen zur 
Selbstprüfung in der Verband lehre. 

Empfehlenswerte 
Hand- und Sachbücher 

Die Roten Hefte 
lehrschriften tür den Feuerwehrmann 
Strahlenschutz der Feuerwehr 
Von Dipl.- Ing. Helmut Farrenkopf 

Eine Einführung in die Grundbegriffe 
des Strahlenschutzes für Einsätze der 
Feuerwehren an strahlengefährdeten 
Brand- , Unfall- und sonstigen Schaden­
steIlen. - 4 . Auflage. 

Brennbare Flüssigkeiten und Gase 
Von Dipl.-Ing. Kurt Klingsohr 
2. Auflage 

leinen, Seile, Hebezeuge - Ziehen 
und Heben 
Von Oberlng. Karl Schlosser 
Neubearbeitet von Ing. (grad.) 
Heinrich Reuter 
10. Auflage 

Alle Ausgaben der " Roten Hefte" 
erschienen im 
Verlag W. Kohlhammer GmbH, Stutt­
gart 

Töpfer I Lind 
Notstandsrecht der BundesrepublIk 
Deutschland - 46. Ergänzungsliefe­
rung 
Stand: 1. Januar 1979 
Verlag R. S. Schutz, Percha am 
Starnberger See 



Helmut Freutel 

Das Minimagazin 
In diesem Monat: Erste Hilfe ist wichtig 

Wußten Sie schon, daß . .. 

. . . die Wohnung, betrachtet man die 
Unfallhäufigkeit, ein äußerst gefährlicher 
Platz ist? Fast 10000 bis 12000 Tote 
und zwei Millionen Verletzte pro Jahr 
sind die Folge von Unfällen im Heim­
und Freizeitbereich. Es geschehen hier 
noch mehr Unglücksfälle als an Arbeits­
stänen. 

Forscher haben in einer Risiko-Analyse 
insgesamt 90 unfallträchtige Schwach­
stellen bei der Hausfrauenarbeit ermit­
telt. Sie stellten fest , daß Hausfrauen 
ständig von Verletzungen bedroht sind. 
und das durch Stechen, Schneiden, 
Stolpern, Stürzen, Gifte, Gase, Rauch, 
Nässe, Elektrizität und Lärm. Darüber 
hinaus drohen Gesundheitsschäden 
durch Allergien. falsch geplante und 
gebaute Küchen, die bei Bränden zur 
tÖdlichen Falle werden, durch falsch 
konstruierte Fenster, die sich nur putzen 
lassen, wenn man eine Artistenausbil­
dung hat. 

Wußten Sie schon, daß .. . 

. .. im Jahre 1977 731813 Unfälle in 
Schulklassen und auf Schulhöfen regi­
striert wurden? Davon verliefen 2139 
Unfälle tödlich; 2028 Kinder und Ju­
gendliche wurden zu Frührentnern. 
Für ihre Heilbehandlung mußten 183 
Millionen Mark bezahlt werden . Bei 
der Frage nach den Ursachen wurde 
festgestellt, daß immer häufiger Unfälle 
durch aggressives Verhalten der Schü­
ler verursacht werden . Offensichtlich 
entlädt sich die während des Stillsitzens 
beim Unterricht aufgestaute Energie 
in den Pausen. Rund 40 Prozent aller 
Unfälle ereignen sich auf Schulhöfen, 
etwa 30 Prozent davon sind hauptsäch­
lich auf Aggressionshandlungen der 
Schüler zurückzuführen. 

Untersuchungen haben ergeben , daß 
die durch Eintönigkeit und Bewegungs­
armut aufgestaute Aggressivität durch 
vermehrte Spiel- und Beschäftigungs­
angebote abgebaut werden können. 
Hierzu bieten sich an: Malwände, Rut­
schen , Torwände, Korbball-Ständer, 
Hinkelspiele, Kletternetz mit Sandbett, 
Tischtennis u. ä. 

Wußten Sie schon, daß . .. 

... im Jahr t 978 auf den Straßen der 
Bundesrepublik 14580 Menschen ihr 
Leben verloren oder innerhalb eines 
Monats an den Unfallfolgen starben? 
Insgesamt ereigneten sich 380 138 
Unfälle mit Personenschäden. Dabei 
wurden 508 557 Menschen verletzt. 
Oie Polizei meldete t 237 000 Unfälle, 
bei denen nur Sachschaden entstand . 
Das Verkehrsministerium führt den 
Rückgang der tödlichen Unfälle um 
2,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
auf ein gestiegenes Sicherheitsbewußt­
sein der Kraftfahrer zurück. Tempo-U­
mits, Gurt anlegen, verbesserte Technik 
und die Erziehung der Autofahrer zu 
verkehrsgerechtem Verhalten mögen 
auch ihren Teil dazu beigetragen haben. 

Eine jetzt vorgelegte Analyse des Deut­
schen Verkehrssicherheitsrates (DVR) 
zeigt an, daß im Jahr t 977 69 548 Kin­
der im Alter unter 15 Jahren im Stra­
ßenverkehr verunglückten . t 354 wurden 
tÖdlich, 23 627 schwer und 44 567 leicht 
verletzt . 38 Prozent der Kinder verun­
glückten als Fußgänger, 32 Prozent 
als Radfahrer und 29 Prozent als Mit­
fahrer in Autos. Oie Zahl der Kinderun­
fälle nahm t 977 im Vergleich zu 1976 
um 4,2 Prozent zu. Dem leichten Rück­
gang bei der Zahl der tödlich verun­
glückten Kinder um 2,8 Prozent steht 
eine Steigerung der mit dem Fahrrad 
verunglückten Kinder um 8,4 Prozent 
gegenüber. 

Wußten Sie schon, daß .. . 

. sich in den Betrieben und Verwal­
tungen der Bundesrepublik Deutschland 
im Jahre 1977 2044431 Berufsunfälle 
(Wegunfälle. Arbeitsunfälle, Berufs­
krankheiten) ereigneten? Gegenüber 
1976 sind das 15 688 Unfälle weniger. 
Dies ergibt sich aus dem jährlich er­
scheinenden Bericht der Bundesregie­
rung über den Stand der Unfallverhü­
tung und des Unfallgeschehens. Bei 
der Zahl der tödlichen Berufsunfälle 
(4454) ist im Jahre 1977 gegenüber 
dem Vo~ahr ein Rückgang von 5 Pro­
zent zu verzeichnen. Insgesamt ist die 
seit Jahren zu beobachtende Tendenz 
zu mehr Arbeitssicherheit und damit 
zu weniger Arbeitsunfällen festzustellen . 

Wußten Sie schon, daß ... 

... die Volkswirtschaft Jahr für Jahr 
durch etwa 25 bis 50 Milliarden DM 
durch Arbeitsunfälle und ihre Folgeko­
slen belastet wird? Hier wird deutlich, 
daß zu der sozialen und ethischen Ver­
pflichtung, Schäden für Mitarbeiter der 
Betriebe und die Bevölkerung zu ver­
meiden, die wirtschaftliche Notwendig­
keit zur Vermeidung von Folgekosten 
hinzukommt. Der hohe Stellenwert der 
Unfallverhütung im Arbeitsbereich mani­
festiert sich in dem Paket von Gesetzen, 
Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, 
Richtlinien, Unfallverhütungsvorschriften, 
technischen Regeln usw" die in den 
letzten Jahren entstanden sind. 

Oie Unfallverhütungsarbeiten in den 
Betrieben konzentriert sich vornehmlich 
auf die technische Unfallverhütung so­
wie auf die sichere Arbeitsweise und 
das sicherheitsbewußte Verhalten . 

Darüber hinaus gehört zur Fürsorge­
pflicht des Arbeitsgebers die Bereitstel­
lung und die Organisation einer wirksa­
men Ersten Hilfe. Umfang und Ausge­
staltung des betrieblichen Rettungswe­
sens hat sich dabei nach Art und Größe 
des einzelnen Betriebes auszurichten . 

Durch die Heranziehung der Versicher­
ten zur aktiven Mitarbeit, d. h. sich als 
Ersthelfer zur Verfügung zu stellen, 
wird die Grundlage für das Funktionie­
ren der Renungskene geschaffen, deren 
erstes Glied der gut ausgebildete Erst­
helfer ist. Dies verlangt die neue Unfall­
verhütungsvorschrift . Sie verpflichtet 
auch den Unternehmer, die für die 
Durchführung der Ersten Hilfe notwen­
digen Vorkehrungen zu treffen. Er hat 
also dafür zu sorgen , daß die zur Lei­
stung der Ersten Hilfe notwendigen 
Einrichtungen und die zur Rettung aus 
Gefahr für Leben und Gesundheit erfor­
derlichen Rettungsgeräte wie auch das 
erforderliche Personal zur Verfügung 
stehen und jederzeit einsatzbereit sind. 

Oie Teilnahme an einem Erste-Hilfe­
Lehrgang ist kostenlos. Oie Kosten 
trägt die Berufsgenossenschaft. Oie 
Abrechnung erfolgt intern zwischen 
den ausbildenden Organisationen und 
den Berufsgenossenschaften . 
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